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Beginn der Sitzung: 1 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Vorsitzende: Präsident Seitz, zweiter Präsi¬
dent Hauser, dritter Präsident Dr. Ding-
hofer.

S ch r i f t f ü h r e r: Schönsteiner.

Staatskanzler: Dr. Renner.

Vizekanzler: Fink.

Staatssekretäre: Dr. Bratusch für Justiz,
Dr. Schumpeter für Finanzen, Stöckler
für Land- und Forstwirtschaft, Ingenieur Zerdik
für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten,
Hanusch für soziale Verwaltung, Dr. Bauer
für Sozialisierung, Dr. Deutsch für Heerwesen,
Dr. Loewenfeld-Ruß für Volksernährung,
Paul für Verkehrswesen, Eldersch des Innern.

Unterstaatssekretäre: Glöckel für Unter¬
richt, Miklas für Kultus, Dr. Ellenbogen
für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten,
Dr. Waik für Heerwesen, Pflügl des Äußeren,
Resch für soziale Verwaltung, Dr. Tandler für
Volksgesundheit.

Präsident: Ich erkläre die Sitzung für
eröffnet.

Die Protokolle über die Sitzungen oom
29. und 30. Juli find unbeanstandet geblieben,
demnach als genehmigt zu betrachten.

Die Abgeordneten Scharfegger und Abram
haben sich krank gemeldet.

Der Abgeordnete für den Wahlkreis Oststeier
Nr. 22, Dr. Matthias Schmid hat fein Mandat
niedergelegt. Sein Ersatzmann Abgeordneter-
Joses Gutmann ist im Hause erschienen; ebenso
die mit Beschluß der Nationalversammlung vom
28. Juli als Ersatzmänner für die Abgeordneten
Schraffl und Schumacher einberufenen Abgeord¬
neten Dr. Ernst Hahn und Dr. Leopold Molinari.

Diese neuen Mitglieder des hohen Hauses
werden die Angelobung leisten.

Ich ersuche den Schriftführer, die Angelo¬
bungsformel zu verlesen, und die Abgeordneten,
heim Aufrufe ihres Namens die Angelobung mit
den Worten „Ich gelobe" zu leisten.

(Schriftführer Schönsteiner verliest die
Angelobungsformel. — Die Abgeordneten Gutmann,
Dr. Hahn und Dr. Molinari leisten die Ange¬
lobung.)

Das Bezirksgericht Knittelfeld hat das wider
den Herrn Abgeordneten Anton Regner am 4. März
d. I. gestellte Auslieferungsbegehren zurück¬
gezogen. Der Verfasfungsausschuß wird sich
daher mit dieser Angelegenheit nicht mehr zu
befassen haben.

Auslieferungsbegehren haben gestellt:

das Landes- als Berufungsgericht Wien wider
den Herrn Abgeordneten Friedrich Austerlitz wegen
Übertretung nach Artikel III der Preßgesetznovelle
vorn 15. Oktober 1868, R. G. Bl. Nr. 142,
(3 Fälle);

das Landesgericht Salzburg wider den Herrn
Abgeordneten Josef Franz Witternigg wegen
Vergehens gegen die Sicherheit der Ehre, eventuell
Übertretung nach Artikel III der Preßgesetznovelle
voni 15. Oktober 1868, R. G. Bl. Nr. 142;

das Bezirksgericht Wien-Josefstadt wider den
Herrn Abgeordneten Dr. Julius Deutsch wegen Über¬
tretung gegen die Sicherheit der Ehre.

Ich werde diese Zuschriften dem Versas-
sungsausschusfe zu weisen.

Einer im Hauptausschusfe vorgebrachten An¬
regung entsprechend, habe ich verfügt, daß das
Staatsgesetzblatt jenen Mitgliedern des hohen
Hauses, welche dies wünschen, unentgeltlich zur
Verfügung gestellt wird.

Die Kanzlei ninnnt eventuelle Amneldungen
entgegen.

Es sind Zuschriften der Staatskanzlei
eingelangt, mit welchen die von der Kommis¬
sion zur Erhebung militärischer Pflichtver¬
letzungen erstatteten Berichte im Sinne des
§ 8 des Gesetzes vom 19. Dezember 1918,
St. G. Bl. Nr. 132, an die Nationalversammlung
geleitet werden.

Diese Zuschriften samt den ihnen ange-
fchlossenen Kommissionsberichten werde ich dem
Ausschüsse für Heerwesen zuweisen.

Im Wege der Staatskanzlei sind Zuschriften
des Staatssekretärs für Finanzen eingelangt,
mit welchen über die auf Grund des Gesetzes vom
27. November 1918, St. G. Bl. Nr. 74, durch¬
geführten Kreditoperationen und übernommenen
Staatsgarantien berichtet wird.

Diese Zuschriften wurden samt ihren Beilagen
in Druck gelegt und verteilt.

Ich weise diese Vorlagen hiermit dem
Finanz- und Budgetausschusfe zu.
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W sind Zuschriften eingelangt, mit welchen
die Einbringung von Gesetzesvorlagen der Staats-
regierung angekündigt wird.

Ich ersuche um Verlesung dieser Zu¬
schriften.

Schriftführer Schönsteiner (liest):

„In der Alllage wird die mit Kabinetsrat-
beschluß aui 5. August 1919 genehmigte Vorlage
der Staatsregierung, betreffend den Gesetzent¬
wurf über die vorläufige Regelung der Luft¬
fahrt samt Begründung (337 der Beilagen) zur
Behandlung in der Nationalversammlung einge¬
bracht.

Wien, 12. August 1919.

Der Staatssekretär für Verkehrswesen:
Paul."

„Das deutschösterreichische Staatsamt für Heer¬
wesen^ beehrt sich in der Anlage, den vom Kabinetts¬
rate in der Sitzung vom 12. August 1919 be¬
schlossenen Entwurf eines Gesetzes über den
Vorspann und die Einquartierung samt den
zugehörigen erläuternden Bemerkungen (380 der
Beilagen) zur verfassungsmäßigen Behandlung vor¬
zulegen.

Wien, 29. August 1919.

Der Staatssekretär:
Dr. Julius Deutsch."

„Auf Grund des Kabinettsratbeschlusses vom
18. Juli 1919 beehre ich mich in der Anlage ein
Exemplar des Gesetzentwurfes über die Ge¬
währung von Teuerungszulagen für die
Zeit vom 1. Juli 1919 bis 31. Dezember
1919 an die aktiven und pensionierten Lehr¬
personen der öffentlichen Volks- und Bürger¬
schulen sowie an die Witwen und Waisen nach
solchen Lehrpersonen (382 der Beilagen) mit
der Bitte zu übersenden, den Entwurf als Vorlage
der Staatsregierung in der Nationalversammlung
der verfassungsmäßigen Behandlung zuzuführen.

Wien, 2. September 1919.

Der Staatssekretär:
Schumpeter."

Präsident: Diese Vorlagen werde ich so¬
fort zuweisen, und zwar das Gesetz über die
^Regelung der Luftfahrt dem Ausschüsse für
Verkehrswesen,

das Gesetz über den Vorspann und die
Einquartierung dem Ausschüsse für Heer¬
wesen,

das Gesetz über Gewährung von
Teuerungszulagen an Lehrpersonen dem
Finanz- und Budgetausschusse.

Es ist eine Zuschrift der Staatskanzlei
eingelangt, mit welcher auf Grund des kriegs¬
wirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes er¬
lassene Vollzugsanweisungen vorgelegt werden.

Ich ersuche um Verlesung dieser Zu¬
schriften samt dem beiliegenden Verzeichnisse.

Schriftführer Schönsteiner (liest):

„Mit Beziehung auf Ihre Zuschrift vom
18. Juni 1919, Z. 164/7, mit der die Staats¬
kanzlei die von den Staatsämtern auf Grund des
Gesetzes vom 24. Juli 1917, R. G. Bl. Nr. 307
(kriegswirtschaftliches Ermächtigungsgesetz), in der Zeit
vom Anfang Jänner bis Ende April 1919 erlassenen
Vollzugsanweisungen zur Vorlage brachte, beehrt
sich die Staatskanzlei mit Genehmigung des Kabinetts¬
rates in der Anlage eine Sammlung und ein Ver¬
zeichnis sämtlicher in der Zeit vom 1. Mai bis
31. Juli 1919 auf Grund des vorzitierten Gesetzes
erlassenen Vollzugsanweisungen in je zwei Exem¬
plaren vorzulegen.

Zugleich schließt die Staatskanzlei mehrere
Vollzugsanweisungen aus der Vorperiode an, die
von den Staatsämtern für Inneres und Unterricht
sowie für Heerwesen nachträglich zur Vorlage ge¬
bracht wurden; sie finden sich ebenfalls in dem mit¬
folgenden Verzeichnisse (bei den betreffenden Staats-
ämtern) in chronologischer Reihenfolge angeführt.

Die Staatskanzlei darf hierbei bemerken, daß
die hier vorgelegten Vollzugsanweisungen vor ihrer
Herausgabe bereits dem Hauptausschusse beziehungs¬
weise dessen Herrn Vorsitzenden zur Kenntnis ge¬
bracht worden sind.

Wien, IO. August 1919.

Fink."

Verzeichnis der erlassenen Vollzugs¬
anweisnngen.

Im Bereiche des Staatsamtes des Innern.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes des
Innern vom 17. Februar 1919, betreffend die
Nachsicht des Verfalles von Bedarfsgegenständen
oder ihres Erlöses, St. G. Bl. Nr. 130.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Inneres und Unterricht und für Justiz im Ein¬
vernehmen mit den beteiligten Staatsämtern vom
21. März 1919 über die Pflicht der Aktiengesell-
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schäften, Kommanditgesellschaften aus Aktien, Ver-
sichernngsanstalten und Gesellschaften mit beschrankter
Haftung, die ihren Sitz im ehemaligen österreichischen
Gebiete, aber außerhalb Deutsch Österreichs haben,
zur Bestellung von Vertretungen, St. G. Bl.
Nr. 189.

Vollzugsanweisuug des Staatsamtes für
Inneres und Unterricht vom 8. Juli 1919 über
die bilanzmäßigen Überschüsse der Versicherungs¬
anstalten, St. G. Bl. Nr. 352.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Inneres und Unterricht im Einvernehmen mit dem
Staatsamte für Finanzen vom 15. Juli 1919,
betreffend die Umlegung der Kosten der Staats¬
aufsicht ans die Versicherungsanstalten, St. G. Bl.
Nr. 364.

Im Bereiche des Staatsamtes für Finanzen.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Finanzen im Einvernehmen mit den Staatsämtern
für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten
und für Land- und Forstwirtschaft von: 22. Mai
1919, betreffend die Außerkraftsetzung der Zölle
für mehrere Waren, St. G. Bl. Nr. 279 ex 1919.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Finanzen vom 22. Mai 1919, betreffend die Er¬
höhung des Zollaufschlages, St. G. Bl. Nr. 280.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Finanzen vom 22. Mai 1919 über die Anmel¬
dung und Kontrolle gewisser Vermögenschaften und
die Sicherung der Vermögensabgabe, St. G. Bl.
Nr. 256.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Staatsamte
für Volksernährung vom 18. Juni 1919, betreffend
die Einschränkung der Biererzeugung, St. G. Bl.
Nr. 321. '

Im Bereiche des Staatsanttes für Handel und
Gewerbe, Industrie und Bauten.

Bollzugsantveifung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vorn
22. April 1919, betreffend Anzeige und Ver¬
wendung bestimmter Metalle und Legierungen,
St. G. Bl. Nr. 256.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
5. Mai 1919, betreffend Einführung einer Betriebs¬
stoffkarte für Explosionsmotore, St. G. Bl. Nr. 261.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
22. April 1919, betreffend Pflicht zur Anzeige
und Abgabe verschiedener Waren an den deutsch¬
österreichischen Wirtschaftsverband der Öl- und Fett¬
industrie, St. G. Bl. Nr. 269.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom

8. Mai 1919, betreffeud Aufhebung einer Bcstim-
lmtug über die Aussetzung der Bekanntmachung von
Patentanmeldungen, St. G. Bl. Nr. 274.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten
vom 12. Mai 1919, betreffend Aufhebung der
Beschränkungen der Herstellung, der Veräußerung
und der Ablieferung von Spinupapiererzeugniffen,
St. G. Bl. Nr. 275.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Haiidel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
15. Mai 1919, mit der die Vollzugsanweiftmg vom
21.-' Dezember 1918, St. G. Bl. Nr. 143, betref¬
fend die Aufhebung der bestehenden Höchstpreise für-
einige Mineralölprodnkte sowie für Handelsbenzol
und die Festsetzung neuer Höchstpreise für Leucht¬
petroleum abgeändert wird, St. G. Bl. Nr. 284.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
28. April 1919, betreffend Aufhebung der Be¬
schränkungen im Verkehre mit Flachs, St. G. Bl.
Nr^ 287.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
13. Mai 1919, betreffend Anmeldung von Marken,
St. G. Bl. Nr. 290.

Vollzugsanweisung des Staatsämtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
31. Mai 1919, betreffend Festsetzung von Höchst¬
preisen für Zündhölzchen, St. G. Bl. Nr. 303.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
31. Mai 1919, betreffend Regelung des Verkehres
mit Raps, Rübsen, Rüböl und Rapskuchen, St. G.
Bl. Nr. 312.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten ürmt
31. Mai 1919, betreffend die Aufhebung der
Beschränkungen im Verkehre mit Hanfmaterial und
daraus hergestellten Erzeugnissen, St. G. Bl.
Nr. 314.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
15. Mai 1919, mit welcher die Ministerialverord-
nung vom 30. September 1918, R. G. Bl. Nr. 48,
betreffend die Regelung des Verkehres mit Ammoniak¬
soda und Ätznatron und Festsetzung von Höchstpreisen
für diese Produkte teilweise abgeändert wird, St. G.
Bl. Nr. 318.

Vollzugsanweisung des Staatsmutes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
7. Juni 1919, betreffend Aufhebung der Beschrän¬
kung des Verkehres in Knoppern und Aufhebung
der Höchstpreise für Knoppern, Eichenholz-, Fichten¬
rinden- und Kastanienholzextrakte österreichischer
Herkunft, St. G. Bl. Nr. 328.
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Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauteu vom
7. Juni 1919, betreffend Erhöhung der Mitglieder¬
zahl des Verbandsausschusfes des Wirtschaftsver¬
bandes der Eisengießereien, St. G. Bl. Nr. 338.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Getverbe, Industrie und Bauten vom
1. Juli 1919, mit der die Vollzugsanweisung vom
5. Mai 1919, St. G. Bl. Nr. 261, betreffend die
Einführung einer Betriebsstofskarte für Explosions-
motore abgeändert wird, St. G. Bl. Nr. 348.

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten vom
6. Juli 1919, betreffend Errichtung einer Schutz¬
stelle für deutschösterreichische Vermögen im Auslande,
St. G. Bl. Nr. 369.

Im Bereiche des Staatsamtes für Justiz:

1. Vollzugsanweisung des Staatssekretärs für
Justiz vom 14. Mai 1919 über die Einrechnung
militärischer Dienstleistung in die Praxis der Justiz¬
berufe (Einrechnungsvorschrift), St. G. Bl. Nr. 271.

2. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz vom 24. Mai 1919, betreffend die Anwend¬
barkeit der Kaiserlichen Verordnung vom 9. August
1915, R. G. Bl. Nr. 234, über die Veräußerung
land-^ und forstwirtschaftlicher Grundstücke in den
Gemeinden Bludenz, Dornbirn und Hohenems in
Vorarlberg, St. G. Bl. Nr. 294.

3. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz im Einvernehmen mit den beteiligten Staats¬
ämtern vom 20. Juni 1919 über Erleichterungen
bei der Erfüllung privatrechtlicher Geldforderungen
und über verfahrensrechtliche Begünstigungen für
Militärpersonen (Stundungsverordnung), St. G. Bl
Nr. 322.

4. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz hu Einvernehmen mit den beteiligten Staats¬
ämtern vom 20. Juni 1919 über Bilanzen und
Abweisungen von statutarischen Bestimmungen
(Bilanzverordnung), St. G. Bl. Nr. 323.

5. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz vom 23. Juni 1919 über die Beschränkung
der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse, St. G
Bl. Nr. tz25.

6. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz vom 8. Juli 1919 über die Ausdehnung
der Vorschriften der Vollzugsanweisung vom
18. November 1918, St. G. Bl. Nr. 27, auf
deutsche Reichsangehörige, St. G. Bl. Nr. 359.

7. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Justiz vom 16. Juli 1919 über die Geschäfts-
aufsicht, St. G. Bl. Nr. 370.

Im Bereiche des Staatsamtes für Volksernährung.

1. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 4. Juni 1919 über die Frei¬
gabe des Ranhfutterverkehres, St. G. Bl. Nr. 302.

2. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung inl Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 1. Juni 1919, mit welcher die
Verordnung des k. k. Amtes für Volksernährung
vom 1. September 1917, R. G. Bl. Nr. 368, in
der Fassung der Verordnung vom 13. Oktober 1918,
R. G. Bl. Nr. 362, betreffend die Verarbeitung
von Obst zu Obstkonserven sowie die Regelung des
Verkehres mit Obstkonscrven, teilweise abgeändert
und der Verkehr mit Obst, Gemüse und dessen
Verwertungsprodukten sowie mit Gemüsesamen,
Obstmost und Obstmostessig neu geregelt wird,
St. G. Bl. Nr. 304.

3. Vollzngsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 1. Juli 1919, womit unter
teilweiser Abänderung der Vollzngsanweisung vom
10. Jänner 1919, St. G. Bl. Nr. 28, neue Be¬
stimmungen für die landwirtschaftliche Waren¬
verkehrsstelle des deutschösterreichischen Staatsamtes
für Volksernährung erlassen werden, St. G Bl
Nr. 305.

4. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 7. Juni 1919, betreffend die
Außerkraftsetzung der Vorschriften über ben Verkehr
mit Leimleder, St. G. Bl. Nr. 306.

5. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung vom 16. Juni 1919, betreffend
die Erzeugung und den Verkauf von Gebäck,
Znckerbäckerwaren, Mehlspeisen und Brot, St. G Bl
Nr. 319.

6. Vollzugsanweisung des Staatssekretärs für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatssekretären vom 8. Juli 1919 über die
Regelung des Verkehres mit Getreide und Mahl¬
produkten, St. G. Bl. Nr. 346.

7. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Bolksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 8. Juli 1919 über die Rege¬
lung des Verkehres mit Kartoffeln (Kartoffel¬
vollzugsanweisung), St. G. Bl. Nr. 358.

8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung im Einvernehmen mit dem Staats¬
amte für Finanzen vom 10. Juli 1919, betreffend
die Festsetzung der Zuckerpreise, St. G. Bl.
Nr. 361.

9. Bollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung vom 10. Juli 1919, betreffend die
Regelung des Verkehres mit Kaffeemischungen und
Kaffeesurrogaten, St. G. Bl. Nr. 363.
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10. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsänrtern vom 15. Juli 1919, mit welcher
die Übernahmspreise für einzelne im Juli 1919
geerntete Getreidegättungen festgesetzt werden, St. G.
Bl. Nr. 367.

11. Vollzugsanweisung des Staatsamtcs für
Volksernährung im Einvernehmen mit den beteiligten
Staatsämtern vom 18. Juli 1919, betreffend
Kartoffelübernahmspreise der Ernte 1919, St. G.
Bl. Nr. 371.

Im Bereiche des Staatsamtes für soziale Ver¬
waltung.

1. Vollzugsanweifung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung vom 9. Mai 1919, betreffend
die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und
Angestellten, St. G. Bl. Nr. 259.

2. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung vom 9, Mai 1919 über den
Urlaub von jugendlichen Lehrlingen, Arbeitern
und Angestellten im Jahre 1919, St. G. Bl.
Nr. 262.

3. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung vom 28. Mai 1919, betreffend
die Pensionsverficherung von Angestellten, St. G. Bl.
Nr. 295.

4. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Staatsamte für Justiz vom 2. Juni 1919 über
den Schutz von Dienstnehmern bei Verlegung
von Unternehmungen ins Ausland, St G. Bl.
Nr. 301.

5. Vollzugsanweisung des Staatsanites für
soziale Verwaltung vom 24. Juni 1919, betreffend
die Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und An¬
gestellten, St. G. Bl. Nr. 327.

6. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
soziale Verwaltung vom 25. Juli 1919, beteffend
die Einbeziehung der Teuerungszulagen in die bei der
Pensionsversicherung der Angestellten anrechenbaren
Bezüge, St. G. Bl. Nr. 377.

Jin Bereiche des Staatsamtes für Heerwesen.

1. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Heerwesen im Einvernehmen mit dem Staatsamte
für Justiz vom 29. Jänner 1919, betreffend die
Exekntions- und Abzugsfreiheit der Abfertigungen
von Militär- und Marinegagisten (Gagisten-
anwärtern), St. G. Bl. 58.

2. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für
Heerwesen vom 22. Februar 1919 über die Auf¬
hebung der Ministerialverordnung vom 20. Juli
1916, R. G. Bl. Nr. 225, betreffend die Jnan-

spruchnahine von Gummibereifungen, St. G. Bl.
Nr. 143.

Präsident: Die Vollzugsanweisungen werde
ich den zuständigen Ausschüssen zuweisen.

Hohe Nationalversammlung! Die von uns
gewählte Friedensdelegation bringt uns nach monate-
lauger schwerer und aufopfernder Arbeit, die wir
mit fieberhafter Spannung verfolgt haben, die letzte
Formulierung des Diktats der alliierten Mächte.
Die Republik Deutschösterreich und die Volksmassen
des alten kaiserlichen Zwangsstaates haben keinen
Krieg geführt und sie hätten daher auch keiner!
Frieden zu schließen. Die alliierten Mächte haben
sich aber dahin entschieden, uns die Verantwortung
für diesen fluchwürdigen Krieg, den unsere Unter¬
drücker begonnen haben, aufzuerlegen, und wir müssen
sie tragen. Wir bewundern den Fleiß, die Arbeit
und die taktische Klugheit unserer Vertreter (Beifall),
insbesondere des Staatskanzlers Dr. Renner.
(Lebhafter Beifall) Es ist ihnen gelungen, die
harten Bestimmungen wenigstens in einigen Punkten
zu mildern. Wir wollen ihren Bericht hören und
entgegennehmen, was nach dem Ratschluß der inter¬
alliierten Mächte das künftige Schicksal Deutsch¬
österreichs fein soll. Ich bitte den Herrn Staats¬
kanzler, den Bericht zu erstatten und erteile ihm
das Wort.

Staatskanzler Dr. Renner: Hohes Haus!
Männer und Frauen! Unerwartet lange Zeit haben
die Friedensverhandlungen von St. Germain in
Anspruch genommen. Am 8. Mai hat das hohe
Haus mich mit der Führung der Delegation betraut.
Sie ist unmittelbar darnach abgereift und hat ihre
Vollmachten in Paris am 17. Mai überreicht. Am
2. September haben die alliierten und assoziierten
Mächte die endgültigen Friedensbedingungen im
Pavillon Henri IV. der deutsch österreichischen Friedens¬
delegation eingehändigt. Eine harte Geduldprobe für
unser Land, das den Frieden schon in den Herbst¬
tagen des Jahres 1918 erwartet hat und nun
zehn Monate in dem Schwebezustand geblieben
ist, eine schier unerträgliche Nervenprobe für die
Friedensdelegation selbst! Die Verzögerung hat sich
allerdings durch das Ergebnis einigermaßen gerecht¬
fertigt. Der Friedensvertrag, wie er vorliegt, ist ein
ganz anderes Instrument als die unveröffentlichten
Entwürfe waren, denen wir Ende Mai in Paris
gegenüberstanden.

Der ausführliche Tätigkeitsbericht der Friedens¬
delegation wird dem Haufe erstattet werden in der
Vorlage, die die Regierung in der Nationalver¬
sammlung pflichtgemäß zur Ratifizierungsverhandlung
einbringen wird. Diese Vorlage, die zwei starke
Bände umfaßt, wird einen ausführlichen Tätigkeits-
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bcncfjt der Friedensdelegation, sodann sämtliche
zwischen der Delegation und dem Obersten Rate
gewechselter! Roten, weiters die erstmaligen Bedin¬
gungen vom 2. Juni, ferner den als definitiv
bezeichneten zweiten Entwurf vom 20. Juli und
endlich die wirklich endgültige Fassung vom 2. Sev-
tcniber enthalten. Diese endgültige Fassung haben
die Machte mit einen: Geleitbries uns vorgelegt und
eine ausführliche Antwort aus die auf unseren
Wunsch vorgeschlagenen Änderungen angeschlossen.
Weiters ist angeschlossen ein Protokoll, eine Dekla¬
ration und eine besondere Deklaration, die noch
ruit zu unterfertigen sein werden. Wenn das hohe
Hallst mir den Auftrag erteilt, den Friedensvertrag
zu zeichnen, so ist die Unterfertigung dieser drei
Aktenstücke mitverstanden.

Die Verhandlungen gliedern sich von selbst
in mehrere Abschnitte.

Den ersten Abschnitt bildet die Zeit vor der
feierlichen Eröffnungssitzung vorn 2. Juni, in der
die Delegation unablässig die Beschleunigung der
Verhandlungen forderte und zugleich gegen das will¬
kürliche Vorgehen benachbarter Mächte im Süden
einschritt.

Die zweite Etappe umfaßt die Zeit vom
2. Juli bis zürn 20. Juli, in der die Delegation
arrf den erstmaligen Entwurf antwortete und zu¬
gleich im voraus den Versuch unternahm, die Redaktion
der finanziellen Klauseln, die uns erst am 20. Juli
eingehändigt werden sollten, zu beeinflussen, um
manches angedrohte Übel schon vor dem Beschlüsse
zu verhüten.

Das dritte Stadiuru, die Hauptarbeit, war
allerdings in der Zeit nach dem 20. Juli bis Ende
Juli zu leisten, in oer der zweite, der sogenannte
definitive Entwurf, beantwortet wurde.

Die Friedensdelegation organisierte die Arbeit
in der Weise, daß sie, um jeden Zweifel über ihre
Absicht im einzelnen auszuschließen und die Kritik
vollständig zu gestalten, zu jedem einzelnen ände-
rungsbedürftigen Artikel juristisch genau stilisierte
Fassungen, die sogenannten „Kedactions“ aus¬
arbeitete. Manche unserer Fassungen sind auch tat¬
sächlich in den endgültigen Friedensvertrag ein¬
gefügt.

Die vorgeschlagenen Änderungen wurden in einer
Begründungsschrift sestgelegt, die unter dem Titel
„Ohservations“ einen Bestandteil der Regierungs¬
vorlage bilden werden. Aus diesem erschöpfenden
Material wurden endlich diejenigen Punkte, aus die
es hauptsächlich ankam und die für die völkerrecht-
rechtliche Stellung wie für den wirtschaftlichen Aus¬
bau Deutschösterreichs entscheidend waren, durch be-
sondere „Roten" herausgehoben. Diese Roten waren
bestimmt, die Aufmerksamkeit der Friedenskonferenz
aus nicht zu zahlreiche Hauptfragen einzustellen und

m diesen die vorgefaßten Meinungen zu be¬
richtigen.

Die Arbeit, welche von der Friedensdelegation
geleistet wurde, hat bei der Gegenseite selbst und
in der ganzen Öffentlichkeit der Ententemächte sich
Achtung und Anerkennung erzwungen. Deutsch öfter-
reich dankt das in erster Linie dem Stabe außer¬
ordentlicher Mitarbeiter, dre die Staatsärnter der
Friedensdelegation beigestellt haben. Ich darf es
nicht unterlassen, auch vor diesem Forum die außer¬
ordentlichen Leistungen der Generalkornmission, das
ist des Ministers Franz Klein und der Sektions-
chess Peter, Eichhosf und Schüller sowie ihrer Mit¬
arbeiter, hervorzuheben. In den politischen Fragen
hat die von der Nationalversammlung selbst bestellte
politische Kommission den Leiter der Delegation be¬
raten; dieser wertvolle Rat hat die Gesamthaltung
der Delegation bestimmt, über die das hohe Haus
und die Öffentlichkeit Deutschösterreichs selbst zu
urteilen berufen ist.

Ich danke an dieser Stelle beiden Herren für
ihre loyale Unterstützung. In allen fachlichen
Fragen konnte die Delegation mit der ständigen
Hilfe der von ihr berufenen Experten rechnen, ihre
Mitarbeit war in allen Fragen für die Friedeus-
abordnung von größtern Wert und ich spreche hier-
rrrit allen beigezogenen Experterr und weiters auch
allen übrigen Mitarbeitern und Helfern der Delega¬
tion öffentlich den Dank aus.

Im Zuge der parlamentarischen Beratungen
des Friedensvertrages wird Gelegenheit sein, auf die
ungeheuer ausgedehnte Materie irn einzelnen einzu¬
gehen. Wollte ich hier nur ein Gerippe des Vertrages
liefern, so würde ich die Zeit des Hauses heute
ungebührlich in Anspruch nehmen. Es sei mir bloß
gestattet, den Wandel zu kennzeichnen, der sich in
dem ganzen Geist der Friedensbedingungen zwischen
deru erstmaligen und diesenr endgültigen Entwurf
vollzogen hat. Die Friedensdelegation stand, als sie
nach Saint-Germain kam, folgender Tatsache gegen¬
über: Die Bestimmungen des deutschen Friedens¬
vertrages waren mit geringfügigen Änderungen ein¬
fach aus den Frieden mit Deutschösterreich über¬
tragen. Dabei waren die Nachfolgestaaten einfach
in die Reihe der alliierten und assoziierten Mächte
ausgenommen und die Fiktion festgehalten, daß
diese Staaten, die zugleich ruit Deutschösterreich,
zum Teil erst nach der Republik Deutschösterreich
sich begründet hatten, gegen uns im Kriege ge¬
standen und uns besiegt hätten. Gegen diese Fiktion
war anzukämpfen, nicht um ihrer selbst willen,
sondern weil die daraus gezogenen ökonomischen
und finanziellen Folgerungen Deutschösterreichs
Volkswirtschaft nicht rrur erschüttert, sondern einfach
vernichtet hätten. Die Unmöglichkeit und Unsinnigkeit
dieses Entwurfes ergibt sich von selbst aus der
folgenden Tatsache: Die Volkswirtschaft eines
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Staates ist als ein einheitliches Ganzes, als ein i
Wirtschaftskörper aufzusassen, der hauptsächlich durch
die Größe des Wirtschaftsgebietes bestimmt wird.
Der Friede mit Deutschland hat das Deutsche Reich
geschwächt, hat das Wirtschaftsgebiet empfindlich
eingeengt, aber er hat den deutschen Wirtschafts¬
körper als Gesamtheit bestehen lassen. Ganz anders
in Österreich. Bevor die Friedensverhandlungen
eröffnet worden waren, hat die Begründung der
Nationalstaaten und ihre wirtschaftliche Abschließung
den ehemals österreichisch-ungarischen Wirtschasts-
körper schon aufgelöst gehabt. Deutschösterreich war
also, bevor noch die erste Note gewechselt wurde,
ein Zerstörter Wirtschaftskörper, oder besser nur ein
hilfloses Bruchstück eines solchen. Was für das
Deutsche Reich schier unerträglich, aber vielleicht
noch im Bereiche des Möglichen lag, das war
gegenüber diesem Bruchstück eines Wirtschastskörpers
vorweg ganz absurd! Diese Absurdität verkleidete
sich juristisch in die Formel, daß Deutsch Österreich
der Rechtsnachfolger des früheren ganzen Österreich,
ja, womöglich der früheren österreichisch-ungarischen
Monarchie gewesen sei. Das ganze Abendland ist über
unsere staatsrechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
höchst mangelhaft unterrichtet und btcfcm Umstande
danken wir es, daß die Großmächte durch inter¬
essierte Ratgeber dahin gebracht werden konnten,
die erwähnten Fiktionen in den Entwurf auszu¬
nehmen, um dem zerstörten Wirtschaftskörper
Deutschösterreichs wirtschaftliche Leistungen abzu¬
verlangen.

Es galt nun den Beweis anzutreten, daß
die rechtlichen Grundauffaffungen des Friedens un¬
haltbar und daß die daraus abgeleiteten wirtschaftlichen
Folgerungen unerträglich sind. Dieser Kamps wurde in
meiner Begrüßungsansprache im Schlosse von Saint-
Germain eröffnet und mit zäher Ausdauer durch alle
Noten hindurch sortgeführt. Das -Ergebnis dieses
Kampfes liegt in dem Friedensvertrag vor. Die
rechtliche Fiktion — und es ist eine Fiktion —
der alleinigen Nachfolge wurde zwar juristisch aus-
rechterhalten, aber die daraus abgeleiteten prak¬
tischen Folgerungen sind Zunl Teile ganz beseitigt,
zum Teile durchbrochen, zum Teile gemildert
worden. Das Eigentum der Deutschösterreicher ans
dein Gebiete der Nationalstaaten wird nicht liqui¬
diert — wenigstens die Fiktion des Krieges ist
darin ausgegeben — andrerseits bleibt das aus
unserem Gebiete liegende Staatsgut Deutschösterreichs
Staatseigentum. Das ehemals österreichische Staats¬
gut, das in den Nationalstaaten liegt, fällt diesen
nicht ohneweiters zu, sondern wird diesen Staaten
verkauft und der Erlös geht aus unser Reparations¬
konto als Gutschrift für uns.

Die Fiktion der Rechtsnachfolge hat zur
Folge, daß Deutsch Österreich im Prinzip die ganzen
Staatsschulden zu übernehmen gehabt Hütte, wovon

nur in bezug auf die titulierten Vorkriegsschuldcn
eine Ausnahme gemacht wurde. Nunmehr ist auch
dieser Grundsatz durchbrochen. Die Nationalstaaten
tragen sowohl an der Vorkriegsschuld wie an der
Kriegsschuld rein tatsächlich, wenn auch unter
mannigfachen rechtlichen Verkleidungen, einen gewissen
Anteil; allerdings ist die Regelung, wie sie jetzt
vollzogen ist, weit entfernt, gerecht oder auch nur
annähernd entsprechend zu sein. Das, was uns
aufgebürdet bleibt, ist ungeheuerlich, und es gibt
wohl keinen einzigen Staatsbürger in Dentschöster¬
reich, der nicht die Empfindung hätte: Uns geschieht
Unrecht, unsühnbares Unrecht, durch die Auseinander¬
setzung, wie sie zwischen uns und den National¬
staaten hier beliebt worden ist.

Inwieweit es der Friedensabordnung gelungen
ist, int einzelnen wirtschaftliches und finanzielles Un¬
gemach von uns abzuwenden, werden die parlamen¬
tarischen Verhandlungen dartun. Fest steht, daß trotz
unserer Betnühungen die Bürde, die unser armes
Volk zu tragen haben wird, über alles Erwartete
hinausgeht.

Dieser Kamps um die wirtschaftlichen Grund¬
lagen unseres Staates war stetig begleitet und durch
viele Wochen ganz zurückgedrängt durch den Kamps
nur unser Volk selbst und um unser Gebiet. Die
Delegation hat vont ersten bis zum letzten Tage
das nationale Selbstbestinunnngsrecht aller Deutschen
Österreichs verteidigt, sie hat um jeden Landstrich,
um jede Stadt, um jedes Dorf gerungen und
schmerzlich ist das Einbekenntnis, daß dieser unser
Kamps in der Hauptsache ohne Erfolg geblieben ist.
Wir standen einer Mauer gegenüber. Nicht bloß
einer Mauer von Vorurteilen, benn diese wären
vielleicht zu besiegen gewesen und sind zum Teile
auch überwunden. Das unübersteigbare Hindernis
bildeten die vorher zwischen den alliierten Mächten
geschlossenen Verträge, die jeweils für einen Teil
erworbene Rechte begründeten und auch dann nicht
mehr abgeändert werden konnten, wenn selbst der
andere Teil sich zur besseren Einsicht bekehrte: So
haben feste Abmachungen dem tschecho-slowakischen
Staat seine historischen Grenzen garantiert, so hatte
der Londoner Vertrag für die Brenner Grenze ent¬
schieden, und so kommt es, daß die nationale
Abgrenzung, wie sie im Entwürfe vorgesehen ist,
jeder Grundsätzlichkeit Hohn spricht! Es war der
Welt das nationale Selbstbestimmungsrecht und die
Freiheit der Völker als Grundsatz verkündet worden,
aber dieser Grundsatz wird gegen uns verleugnet,
indem man im Norden die historischen Grenzen
und das tote Recht der Vergangenheit an Stelle
des lebendigen Rechtes der Völker setzt. Die Sndeten-
dentschen, mit denen wir vier Jahrhunderte in einer
staatlichen Gemeinschaft lebten (Rufe: Heil ihnen!),
mit denen die Alpenlande in eins verwachsen sind,
werden losgerissen und einer fremden Staatlichkeit
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unterstellt. Es gibt keinen Deutschen, der diese Lösung
nicht als nackte Vergewaltigung empfinden würde
(lebhafter Beifall und Händeklatschen.) und der
Schmerz darüber wird nie stille, die Klage über
dieses Unrecht niemals stumm werden. (Erneuter
lebhafter Beifall.) Vertragsurkunden, Grenzpfühle,
faktische Gewalt werden uns.trennen, unsere Herzen
aber schlagen zusammen, jetzt uno immerdar! (Stür¬
mischer, anhaltender Beifall und Händeklatschen.)

Die historischen Grenzen, die im Norden als
unverletzliches Gesetz ausgerusen werden, gelten
natürlich nicht im Süden, gelten nicht ulehr in
Kärnten, obwohl das Land geographisch in iueit
höherem Sinne als Einheit aufgesaßt werden nruß,
als etwa das frühere Königreich Böhmen. (Zustim¬
mung.) Die historische Einheit gilt nichts für die
Deutschen Tirols, für jenen Bolksstamm, der diese
Einheit seit jeher so warm empfunden hat, wie nur
irgendeiner unserer Stämme. Dort durchbrechen
angebliche militärische Notwendigkeiten den nationalen
Zusammenhang. Aber wir haben Italien alles
geboten, was es zu feiner militärischen Sicherheit
verlangen kann, wohlgemerkt, militärische Sicherheit
gegen unseren wehrlosen verstümmelten Staat! Wir
haben ihm die Neutralisierung des Gebietes an-
geboten. wir waren bereit, ihm das militärische
Besetzungsrecht einzuräumen, alles umsonst: die
Brennergrenze wird aufgerichtet! Ein schneidendes
Schwert mitten im Herzen eines Volksstammes, der
seine Heimat und die Einheit dieser Heimat über
alles geliebt hat! Das Land, mit dem die heiligsten
Erinnerungen der deutschen Nation verwoben find,
soll unter die Herrschaft einer anderen Nation
gestellt werden! Auch das ein Unrecht, das kein
Volk jemals vergessen kann. (Beifall.) In Kärnten
und in Steiermark führt man in bezug auf das
Marburger Becken die wirtschaftlichen Zusammen¬
hänge gegen uns ins Feld, dieselben wirtschaftlichen
Zusammenhänge, die man an allen unseren Grenzen
rücksichtslos zerschnitten hat, und trotz dieses Schlag-
ivortes von den wirtschaftlichen Zusammenhängen
reißt man das Abstaller Becken von Radkersburg
und von: linken Murufer los! (Zustimmung.)

An einem Punkte, in bezug auf die Volks-
abstimnmng im südlichen Kärnten, hat mau sich bem
Selbstbestimmungsrecht genähert und nur an einem
einzigen Punkte, im Osten, hat man dein nationalen
Selbstbestimmungsrecht ernstlich Rechnung getragen.
Dort hat man die beiden deutschen Stämme der
Heidebauern und Heanzen, die in diesem Lande
fitzen feit der Karolinger Zeit, und die in früheren
Jahrhunderten zu den Alpenländcrn gehört haben,
uns wiedergegeden. Hier allerdings stimmten die
wirtschaftlichen und die nationalen Erwägungen so
unzweideutig zusammen, daß nach unserer Auffassung
eine andere Möglichkeit überhaupt nicht gegeben
war. Aber auch dort hat man uns das deutsche

Wieselburg vorcnthalten mit der Begründung, daß
Preßburg, dieser H'auptmarktplatz Mährens, eine
zweite Verbindung mit dem Meere benötige.

Der Friedensvertrag legt uns die bittersten
nationalen Opfer auf und jedes Herz ist darüber
erfüllt von Trauer und Bitternis. Alle Herzen ver¬
einigen sich heute in diesem Wunsche: Möge der
Völkerbund, auf den wir hoffen, dessen Zufammen-
treten, dessen Funktionieren, dessen gerechte Tätigkeit
in unseren Augen eine wesentliche Voraussetzung für
die Gültigkeit und den Bestand des Friedens¬
vertrages von Saint-Germain ist (Zustimmung),
möge dieser Völkerbund das Unrecht, das Saint-
Germain geschaffen hat, wieder aus der Welt schaffen!

Das nationale und politische Ergebnis des
Friedens von Saint-Germain ist, daß die Staats¬
bezeichnung, die wir uns selbst gegeben haben, die
Bezeichnung „Deutschösterreich", nicht mehr den Tat¬
sachen entspricht. Deutschösterreich — das sollte be¬
sagen, alle Deutschen des ehemaligen Österreich, sind
vereinigt und bilden einen Staat. Nun sind die
Sudetendeutfchen von den Alpendeutschen getrennt
und unser Staat ist seinem Wesen nach nur mehr
die Republik der deutschen Alpenlande. Dieses
Staatswefen der deutschen Alpenlande ist in gewissent
Sinne eine Wiederholung der Schweiz, ein Bund
sich selbst regierender Städte und Landschaften, der
mitten in das Herz Europas gebettet, durch seine
Lage und durch seine ökonomische Gebundenheit von
selbst gehalten ist, eine Politik des Friedens und
der Freundschaft mit allen Völkern zu machen. Aber
mit einem gewaltigen Unterschied: die Schweiz ist
eine durch Jahrhunderte gewordene, in sich selbst
ausgeglichene Wirtschaftsgemeinschaft. Wir aber sind
durch den Krieg verarmt, wir sind von einem Wirt¬
schaftskörper nur ein Bruchstück! Und das Gefühl dieser
Verarmung und das Gefühl, als Bruchstück nicht
selbständig leben zu können, zusammen mit dem un¬
zerstörbaren Gefühl der nationalen und kulturellen
Gemeinschaft mit den Deutschen des Reiches (Heifall)
hat die Nationalversammlung bestimmt, zweimal in
feierlicher Weife den Anschluß an das Deutsche Reich
zu verkünden. Es gehört zu meiner schmerzlichsten
Pflicht, dem Haufe zu berichten, daß der Friedens¬
vertrag uns die Freiheit dieser Entschließung nimmt.
Wir müssen es versuchen, zunächst allein zu stehen. Da
wir es müssen, so müssen wir es auch wollen! Eines
allerdings nimmt der Friedensvertrag in Aussicht:
auch in dieser Frage soll der Völkerbund ent¬
scheiden, und das Ideal, das diesem Staatswesen
von seiner Geburt eingeboren ist, das Ideal der
Vereinigung mit dem deutschen Mutterlande, kann
nur mehr vollzogen werden im Wege der Ver¬
handlungen mit dem Völkerbunde, im Wege der
Überzeugung der Großmächte von der Notwendig¬
keit dieses Anschlusses. Ich bin nicht berufen, die
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künftige Politik Deutschösterreichs vorher festzulegen,
aber ich hege meine persönliche Überzeugung, daß
Deutschösterreich diesen Weg zur gegebenen Zeit
unter den geeigneten Umständen in loyalster Weise
beschreiten wird.

Für dieses Staatswesen der deutschen Alpen¬
lande sieht nun der Vertrag den Namen „Republik
Österreich" vor und unter diesem Namen sollen,
wenn der Friede gezeichnet ist, die deutschen Alpen¬
lande völkerrechtlich Anerkennung finden. Ich glaube,
da die schlimmsten Folgen, die aus der Fiktion der
Rechtsnachfolge abgeleitet worden sind, beseitigt
worden sind, können die deutschen Alpenlande
diesen Namen auf sich nehmen. Sie nehmen diesen
Namen auf sich, weil er geschichtlich da ist, aber
mit dem klaren Vorsatze und Vorbehalte, daß dieser
unser Staat ein neues, frei gegründetes freiheitliches
Staatswesen ist, das mit den sogenannten öster¬
reichischen Traditionen nichts zu tun hat. (Lebhafter
Beifall links.) Mit diesem ausdrücklichen Vorbehalte
können wir in diese Änderung willigen.

Und nun, hohes Haus, obliegt es den Parteien
selbst, auszusprechen, ob sie gewillt sind, unter den
skizzierten Bedingungen mich mit der Zeichnung des
Friedensvertrages zu beauftragen. Die Entscheidung ist
ernst und verantwortungsvoll. Der Kabinettsrat hat
sich seiner Verantwortung nicht entzogen und gibt Ihnen
den Rat, zu zeichnen. Wird der Friede gezeichnet,
so erwächst uns daraus der unmittelbare Vorteil,
daß unser Staat und seine Staatssorm völkerrecht¬
lich anerkannt ist,der Vorteil, daß der entsetzlichen Un¬
gewißheit und der moralischen, politischen und wirt¬
schaftlichen Einschließung endlich ein Ende bereitet
wird. Wie groß die moralischen und politischen
Opfer sein mögen, die der Friedensvertrag mit sich
bringt, eines ist gewiß: wir können weder den Krieg
wiederaufnehmen, noch können wir auch noch weiter¬
leben in dem Zustande, in dem wir uns befinden.
Wir müssen das Kellergewölbe, in das wir gleich¬
sam eingemauert sind, zersprengen, wir brauchen
Lust, Licht, freie Bahn nach allen Seiten, wir
müssen herauskönnen, wir müssen aber auch die
Unseren, die noch in der Fremde schmachten, heim¬
führen! Wenn dieser entsetzensvolle Krieg wirklich
und endgültig abgeschlossen ist, erst dann werden
wir zur vollen Selbstbesinnung kommen! Dann
wollen wir uns fragen, wie wir uns einrichten, wie
wir unsere Verfassung gestalten, wie wir unser
Wirtschaftsleben wieder aufbauen. Ich bitte Sie,
Männer und Frauen, bringen Sie das Opfer,
schließen Sie die Vergangenheit ab und öffnen Sie
uns den Weg in die Zukunft! (Lebhafter, anhalten¬
der Beifall und Händeklatschen.)

Präsident: Ich bitte den Herrn Abgeord¬
neten Hauser, den Bericht des Hauptausschusses
zu erstatten.

Abgeordneter Hauser: Hohes Haus! Hohe
Nationalversammlung! In: Leben eines jeden
einzelnen Menschen, im Leben einer jeden Familie,
in der Geschichte eines großen Reiches gibt es ver¬
schiedene trübe, schwere Tage und schwere Stunden.
Ein so schwerer Tag und eine schwere, trübe Stunde
sondergleichen ist heute für uns gekommen. Wenn
ein Mensch über einen anderen ein Todesurteil
fällen und wenn er zu diesem Todesurteil die
Unterschrift hinzufügen soll, so kommt es ihm schwer
an. Aber, hohes Haus, ich glaube, noch viel schwerer,
noch viel entsetzlicher ist es, wenn man sein eigenes
Todesurteil unterschreiben muß (Sehr richtig!) und
in dieser traurigen Lage, in dieser Situation, in
dieser trüben Stunde sind wir, daß wir durch die
Verhältnisse gezwungen sind, unser eigenes Todes¬
urteil zu unterschreiben.

Die erste Nachricht, welche unsere Friedens-
delegation über die Friedeusbedingungen der Entente
gebracht hat, war für uns wie ein betäubender
Schlag, aber in diesem Zeitpunkte hatten wir noch
eine Hoffnung; wir hatten noch die Hoffnung, daß
es vielleicht doch der Geschicklichkeit, der Klugheit,
dem Fleiße unserer Delegation und dem Rechte,
das auf unserer Seite ist, gelingen wird, diese
schweren Bedingungen wenigstens in den wesent¬
lichsten Punktes zu mildern und abzuändern. Heute
haben wir das Resultat der Bemühungen unserer
Friedeusdelegation vor uns. Unser hochverehrter
Herr Staatskanzler, welcher die Friedensdelegation
geführt und, wie das ganze hohe Haus anerkennen wird,
dort Großartiges geleistet hat, (Lebhafter Beifall.)
kann heute selbst' nur eines sagen: das, was er
zurückbringt, ist noch immer ungeheuerlich und über
all das, was er zurückbringt, geht der Schrei des
Entsetzens auf unserer Seite: Uns geschieht Unrecht!
Und das Instrument, es ist zwar, wie er sagt, in
einigen Punkten geändert, aber es ist noch immer
geeignet, uns zu erwürgen und umzubringen.

Wir haben bei der Entente die Ge¬
rechtigkeit, die Einsicht, die Vernunft, die Zivilisa¬
tion und die Kultur angerufen, die Entente hat uns
aber leider keinerlei Gerechtigkeit widerfahren lassen.
Was heute noch an Hartem, an Ungerechtem, an
Gewalttätigem in diesem Frieden übrig bleibt, ist
in der Geschichte der Völker unerhört, ist für ein
kleines Staatswesen, wie wir es sind, unerträglich,
und ich sage es offen, es ist auch von uns nicht zu
verlangen und wir müssen befürchten, daß wir nicht
in der Lage sein werden, auch wenn wir unter¬
schreiben, all das zu halten, was wir unterschreiben.
Nicht allein, daß uns alles verwehrt ist, was uns
eine Hilfe bieten könnte, es wird uns auch noch das
Wenige genommen, das wir besessen haben. Es wird
uns besonders das genommen, was uns wenigstens
in moralischer Beziehung einige Erleichterung hätte
bieten können. Meine verehrten Herren! Eines der
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ureigensten Rechte eines Menschen ist, daß er, wenn
er von jemandem verfolgt wird, wenn er im Un¬
glück ist, irgendwo eine Zuflucht sucht und auch eine
Zuflucht findet. Und wo anders soll er Zuflucht
suchen und Zuflucht finden als bei seiner eigenen
Familie? (Ruf: Bei der Mutter Germania!) Uns wird
die Zuflucht zu unserer Mutternativn, zur Mutter
Germania verweigert. Die Lasten, die wir zu tragen
haben, sind groß. Wenn wir sie ans viele Schultern
verteilen konnten, es wäre für uns eine Erleichterung.
Aber diese Erleichterung, sie wird uns verwehrt,
weil wir uns an unsere Brüder in Deutschland nicht
anschließen dürfen. Wir wissen ganz genau und wir
geben uns keiner Täuschung hin: auch in Deutsch¬
land würde uns kein Paradies winken, auch dort
sind Schwierigkeiten über Schwierigkeiten. Aber,
verehrte Herren, geteiltes Leid ist halbes Leid, und
wenn eine Familie zusammenhält, und wenn sie
beisammen ist, dann kann sie auch das Schwerste
ertragen.

Es mag ja sein und wir hoffen es, daß der
Völkerbund auch in dieser Beziehung eine Wandlung
schaffen wird. Ich weiß es, in unserem Volke lebt
die Überzeugung, daß wir allein nicht existieren
können und daß uns nur der Anschluß an unsere
Brüder in Deutschland retten kann. (Lebhafter Bei¬
fall.) Wir sind geknebelt und gefesselt in unseren
Entschließungen, aber das ist der Entente noch
nicht genug: wir werden auch noch verstümmelt.
Der sehr verehrte Herr Staatskanzler hat bereits
dargelegt, wie drei und eine halbe Million
unserer deutschen Brüder von uns einfach herzlos
weggerissen werden, gegen jedes Recht, gegen jede
Geschichte und gegen jedes Herkommen. Ich bin
der Überzeugung, daß auch in dieser Beziehung
das Wort wahr ist: Was Gott verbunden hat,
das soll der Mensch nicht trennen. Und was ver¬
bunden ist durch die Liebe und durch das Blut
und durch die gleiche Sprache und durch die gleiche
Geschichte, das kann kein Mensch trennen, ohne daß
er sich an der ganzen Menschheit und an der
Menschlichkeit versündigt. (Lebhafter Beifall und
Händeklatschen.)

Unser kleines Staatswesen wird in Hinkunft
ein Krüppel sein. Wir sind zerissen und diese vielen
unglücklichen Leute, welche jetzt noch als eine traurige
Erinnerung an den furchtbaren Krieg durch die
Straßen schleichen, sie werden ein Symbol unserer
armen Republik sein. Wenn auch einzelne Glieder
von uns weggerisfen sind, eines hoffe ich zu Gott,
wie es ja auch der Herr Staatskanzler ausgesprochen
hat: daß das Herz intakt und aufrecht bleibt, daß
die Seelen nicht gebeugt werden können und daß
das Band, das da gewoben ist aus Blut und Liebe,
von keinem Menschen zerschnitten werden kann, ohne
daß es sich in Zukunft rächt, und daß wir die¬
jenigen, welche von uns geschieden werden, in

Ewigkeit als unsere Brüder betrachten und uns von
ihnen nicht trennen lassen. (Beifall und Hände¬
klatschen.)

Ein Lichtblick ist Deutschwestungarn. Nicht
alles, was uns von Deutschwestnngarn gebührt hätte
und was durch seine Sprache und Nationalität zu
uns gehören würde, haben wir, wie es die Ge¬
rechtigkeit verlangt, bekommen; aber wenigstens
einen Teil. Verehrte Anwesende! Wir begrüßen die
deutschen Brüder von Westungarn vom ganzen
Herzen. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)
Gerne hätten wir ihnen etwas mehr geboten, als
wir ihnen bieten können, wir sind arme Leute, wir
sind nicht in Glanz und Größe. Aber ein Herz voll
Liebe bringen wir ihnen entgegen und das Wenige,
was wir an Selbstregierung und an Selbständigkeit
haben werden, wollen wir mit ihnen gerne und mit
Freuden brüderlich teilen. (Lebhafter Beifall und
Händeklatschen.)

Zu dem nationalen Unglück kommt das wirt¬
schaftliche. Wir sind durch den Friedensvertrag zu
Bettlern gemacht. Wir waren nie reich, Österreich
hat nie als reiches Land gegolten; aber dasjenige,
was wir besaßen, war auskönmllich. Wir waren nie
prunkvoll, wir waren inimer einfache Leute; aber
ich möchte sagen, wir waren doch anständig und
gut gekleidet. Aber jetzt ist unser Hans nieder-
gebrannt, unser Hab und Gut ist dahin und wir
werden von der Entente in die Armenversorgung
genommen. So stehen wir jetzt da. Und wie wird
es uns mit der Fürsorge der Entente gehen?

Nicht genug, daß man uns das Wenige weg-
nimmt, man belastet uns auch noch. Haben Sie
schon einmal gehört, daß man einem Bettler Stenern
auferlegt, haben Sie schon einmal gehört, daß man
von einem Volke erhofft, es werden sich von ihm
Milliarden herauspressen lassen? Wir sind arm und
wir sollen der Entente int Wege der Wiedergut¬
machung Milliarden zahlen. Gewiß, der Fleiß, die
Genügsamkeit und rastlose Tätigkeit der Alpenländer
sind sprichwörtlich. Wir werden es an Arbeit und
Tätigkeit auch in Zukunft nicht fehlen lassen. Aber,
hohes Haus, ich weiß es nicht und ich glaube es
nicht, daß wir dasjenige werden leisten können, was
die Entente von uns fordert und von uns verlangt.

Nachdem ich nun die Situation, in die wir
durch den Frieden versetzt werden, kurz, sehr kurz
gezeichnet habe, frage ich mich: Und dieses Instru¬
ment sollen wir unterschreiben? Das Gefühl der
Gerechtigkeit bäumt sich dagegen auf, unser ganzes
Wesen entsetzt sich davor, denn es geschieht uns ja,
wie der Herr Staatskanzler gesagt hat, Unrecht.
Und wenn jemandem Unrecht geschieht, so läßt sich
das auf die Dauer nicht ertragen. Die Entscheidung
ist schwer, die Lage für uns ist entsetzlich und
dennoch, hohes Hans, muß ich mich fragen: Haben
wir denn überhaupt die Möglichkeit der Entscheidung?
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Haben wir denn die Wahl? Können wir denn in
dem heutigen Augenblick tun, was wir wollen,
können wir sagen, wir unterschreiben eventuell nicht?
Können, wir das verantworten? Ganz Deutsch-
österreich hat die schwersten Ernährungskrisen durch¬
gemacht und es ist merkwürdig, daß wir, weil sich
die Ernte um drei bis vier Wochen verspätet hat,
gerade jetzt, zur Zeit der Ernte, in einzelnen Ländern
Ernährungskrisen haben, wie sie während des ganzen
.Krieges nicht ärger gewesen sind. Wenn wir nicht
von anderer Seite Zuschub und Hilfe erhalten,
dann werden vielleicht Tausende unseres Volkes
verhungern. Können wir sie verhungern lassen,
können wir auf die Hilfe von auswärts verzichten?
Nein. Wir können das nicht und weil wir das
nicht können, brauchen wir die Entente, und weil
wir die Entente brauchen, müssen wir unter¬
schreiben.

Unsere Lage ist entsetzlich. Unsere einzige
Hoffnung ist, daß wir durch Arbeit und Fleiß und
Ausdauer aus dieser traurigen Lage wieder heraus¬
kommen, daß wir den kranken Organismus von
innen heraus wieder gesund machen, daß wir dann
auch an der Wohltat dieses Organismus teilnehmen,
indem ein gesunder Organismus schließlich und endlich
die stchwersten Wunden mit einer Schnelligkeit heilt,
die man nicht vorausgesehen hat, und daß für uns
vielleicht auch die Wohltat des Vergessens eintritt,
da merkwürdigerweise der Mensch die traurigsten
Zeiten und die schwersten Leiden, die er durchgemacht
hat, schnell wieder vergißt.

Aber, meine verehrten Herren, wenn wir
arbeiten wollen, dann brauchen wir Kohle, dann
brauchen wir Rohstoffe, dann brauchen wir Kredit.
Das können wir ohne Entente nicht haben und,
weil wir die Entente brauchen, um Kohle, Rohstoffe
und Kredit zu bekommen, müssen wir unter¬
schreiben.

Wie der sehr verehrte Herr Kanzler bereits
ausgeführt hat, befinden wir uns in einem Keller.
Wir sind eingesperrt, wir sind isoliert, wir können
uns politisch nicht rühren, wir haben nirgends die
Möglichkeit eines Anschlusses oder einer Ansprache.
Wenn wir aus diesem Keller heraus wollen, müssen
wir uns an die feindlichen Mächte wenden und die
feindlichen Mächte sind die Entente. Wenn wir mit
ihnen rebeit wollen, müssen wir unterschreiben, es
bleibt uns nichts anderes übrig.

Aber noch etwas, daß ich das ja nicht ver¬
gesse! In unseren Sitzungssaal herein tönen heute
die herzzerreißenden Klagen von Tausenden von
Familien, von Müttern, Vätern, die ihre Kinder
schon jahrelang in der Gefangenschaft haben. (Zu¬
stimmung.) Manche von unseren Brüdern sind jetzt
schon fünf Jahre in der Gefangenschaft. Hohes Haus!
Fünf Jahre heimwehkrank in einem fremden Lande,

in Elend und Ungemach, es ist unerträglich! Und
diese rufen uns an und flehen zu uns, daß wir
ihnen doch helfen möchten, daß sie nach Hause
kommen können. Die Gefangenen, sie werden nicht
zurückkehren können, wenn es die Entente nicht ge¬
stattet, und die Entente wird es nicht gestatten,
wenn wir nicht unterschreiben. (Zustimmung.) Ich
möchte es nicht auf mich nehmen, daß einer von
diesen Gefangenen auch nur eine Viertelstunde länger
durch meinen Eigensinn in der Fremde schmachtet.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen)

So komme ich zum Schluffe. Es bleibt uns
nichts anderes übrig, wir müssen der Gewalt weichen,
wir müssen den Verhältnissen Rechnung tragen, wir
müssen anerkennen, daß wir schwach sind und daß
wir uns nicht helfen können. Wir werden unter¬
schreiben, wenn sich auch unsere Hand sträubt gegen
die Feder, die uns mit Gewalt, mit brutaler Gewalt
von der Entente in die Hand gedrückt wird. Wir
werden die ganze Welt zum Zeugen anrufen und
unseren flammenden Protest hinausschreien durch alle
Lande: Uns geschieht Unrecht! Wir sind unterdrückt,
wir können uns nicht helfen!

In diesem Sinne, hohes Haus, hat sich gestern
nach langer Beratung und nach Anhörung des Be¬
richtes unseres hochverehrten Herrn Staatskanzlers
der Hauptausschuß geeinigt, Ihnen einen Beschluß--
antrag vorzulegen, den ich dann verlesen werde.
Bevor ich das tue, glaube ich aber, im Sinne des
ganzen hohen Hauses zu handeln, wenn ich dem
Herrn Staatskanzler, seinen Begleitern, Herrn Pro¬
fessor Gürtler und Herrn Professor Schönbauer
und allen anderen Mitarbeitern bei der Delegation
unseren herzlichsten Dank ausspreche. (Lebhafter
Beifall und Händeklatschen.)

Es ist wahr, der Herr Staatskanzler hat es
in seiner sprichwörtlichen Bescheidenheit selbst aus¬
gesprochen, es hat sich nichts sehr viel erreichen
lassen. Aber die Schuld unserer Delegation ist das nicht.
(Lebhafte Zustimmung.) Es ist nicht leicht, mit einem
schwerhörigen Menschen zu verkehren, noch schwerer
ist es, mit einem Taubstummen sich zu verständigen,
aber am allerschwersten, jemandem beizukommen,
der einen gar nicht einmal anhört. Und das war
eben die Lage unserer Delegation. Die hohe Entente
und der hohe Fünferrat haben es mit ihrer Würde
nicht vereinbar gefunden, auch mit unseren Dele¬
gierten zu sprechen und ihnen eine Aussprache zu
gewähren. Wäre eine mündliche Aussprache möglich
gewesen, hätte man ihnen sagen können, wie es
bei uns steht, wie wir vergewaltigt sind und wie
uns Unrecht geschieht, ich bin der vollsten Über¬
zeugung, es wäre unserer Delegation gelungen,
noch mehr zu erreichen. Aber auch das, was sie
erreicht hat, ist dankenswert und ich spreche ihr
unseren Dank aus. (Lebhafter Beifall.)
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Gestatten Sie nun, hohes Haus, daß ich
Ihnen den Beschluß an trag des Hauptausschusses
vorlese (liest):

„Die Nationalversammlung der Republik
Deutschösterreich nimmt den Bericht des Staats-
kauzlers über den Verlauf und die Ergebnisse der
Verhandlungen von St. Germain zur Kenntnis.

Die Nationalversammlung erhebt vor aller
Welt feierlich ihren Protest dagegen, daß der
Friedensvertrag von St. Germain unter dem Vor¬
wände, die Unabhängigkeit Deutschösterreichs zu
schützen, dem deutschösterreichischen Volke sein
Selbstbestimmungsrecht nimmt, ihm die Erfüllung
seines Herzenswunsches, seine wirtschaftliche, kul¬
turelle und politische Lebensnotwendigkeit, die
Bereinigung Deutschösterreichs mit dem deutschen
Mutterlande, verweigert. Die Nationalversanunlung
spricht die Hoffnung aus, daß sobald der Friede
den Geist nationaler Gehässigkeit und Feindseligkeit,
den der Krieg hervorgerufen hat, überwunden
haben wird, der Völkerbund auch dem deutschen
Volke das Recht aus Einheit und Freiheit der
Nation, das er allen anderen Völkern gewährt,
nicht dauernd verweigern werde.

In schmerzlicher Enttäuschung legt sie Ver¬
wahrung ein gegen den leider unwiderruflichen Be¬
schluß der alliierten und assoziierten Mächte, drei¬
einhalb Millionen Sudetendeutsche von den Alpen¬
deutschen, mit denen sic seit Jahrhunderten eine
politische und wirtschaftliche Gemeinschaft bilden,
gewaltsam loszureißen, ihrer nationalen Freiheit zu
berauben und unter die Fremdherrschaft eines
Volkes zu stellen, das sich in demselben Friedens-
Vertrag als ihr Feind bekennt.

Ohne alle Macht, dieses Unheil abzuwenden
und Europa die unvermeidlichen Wirren zu er¬
sparen, die aus dieser Versündigung an dem
heiligsten Rechte einer Nation erwachsen müssen,
legt die deutschösterreichische Nationalversammlung
die geschichtliche Verautworlung für diesen Ratschluß
auf das Gewissen jener Mächte, die ihn trotz
unserer ernstesten Warnungen vollziehen.

Die Nationalversammlung weiß sich , eins mit
allen Bürgern dieses Landes und spricht aus ihrer
aller Herzen, wenn sie über die Abtrennung der
Deutschen Südtirols von ihrem einheitlichen Heimat¬
land Tirol, von den übrigen deutschen Alpenlanden
und damit von ihrer Nation vor der gesamten
Kulturwelt Klage und Protest erhebt. Sic weist
angesichts ihres Vorschlages, das Land militärisch
zu neutralisieren, den zur Erklärung der Annexion
angeführten Scheingrund einer nötigen militärischen
Grenzsicherung zurück, den übrigens auch die Wehr¬
und Machtlosigkeit unseres verstümmelten Staats¬
gebietes als haltlos erscheinen läßt.

Die Nationalversammlung erwartet, daß der
Völkerbund das unfaßbare Unrecht, das an den
Sudetendeutschen, an Deutschsüdtirol sowie an wich¬
tigen Teilen Kärntens, Steiermarks und Niederöster¬
reichs verübt werden soll, ehebaldigst wieder gut¬
machen wird. Die abgetrennten Volksgenossen im
Norden und Süden geleitet in ihre kampfreiche Zu¬
kunft der heißeste Segenswunsch der deutschöster¬
reichischen Nationalversammlung! So innig, wie
die natürliche Gemeinschaft des Blutes und der
Sprache, welche den Wechsel der Staatsformen
überdauert, wird uns mit ihnen jene tiefe Sym¬
pathie dauernd verbinden, die aus den Jahr¬
hunderten gemeinsamer Geschichte und gleicher
Schicksale erwachsen ist.

Mit Befriedigung nimmt die Nationalver¬
sammlung znr Kenntnis, daß die alliierten und
assoziierten Mächte den ethnischen und ökonomischen
Tatsachen in Deutschwestungarn Rechnung getragen
und den Anspruch dieser Gebiete aus Vereinigung
mit den deutschen Alpenländern anerkannt haben.
Sie begrüßt die Volksgenossen Deutschwestungarns
und beauftragt die Staatsregierung, sofort alle
Vorkehrungen zu treffen, um den Deutschen West-
ungarns die Ausübung des Selbstbestimmungs¬
rechtes su sichern, dem Lande durch allgemeine,
gleiche Verhältniswahlen eine geordnete Vertretung
zu schaffen, es mit allen Rechten der Selbstregie¬
rung zu bekleiden und ihm die Mitregierung in
den gemeinsamen Angelegenheiten zu ermöglichen.

Die Nationalversammlung entnimmt der Ant¬
wort der alliierten und assoziierten Mächte auf
die vorgeschlagenen finanziellen und wirtschaftlichen
Bedingungen die Zusicherung, daß sie willens
seien, miserer außerordentlichen Bedrängnis Rech¬
nung zu tragen und uns die notdürftigste Existenz
zu sichern. Bereit, das Mögliche zu leisten^ um
die Vergangenheit abzuschließen und sich eine neue
Zukunft unter den Völkern zu eröffnen, hält die
Nationalversammlung einen großen Teil der wirt¬
schaftlichen und finanziellen Bedingungen für un¬
durchführbar und befürchtet, daß unser Volk sie ein¬
fach nicht ertragen kann.

Dennoch bleibt ihr keine Wahl: Land und
Volk brauchen den endlichen Frieden, der ihnen
die Welt moralisch und wirtschaftlich wieder öffnet
und den Massen unseres Volkes daheim und in
der Fremde wieder Arbeit schaffen kann; sie
brauchen den Frieden, der die Kriegsgefangenen
endlich den Ihrigen wiedergeben wird; sie brauchen
den Frieden, der die völkerrechtliche Anerkennung
des Staates bewirken und ihm den ruhigen Ausbau
seiner Verfassung und die Wiederherstellung seiner
Volkswirtschaft möglich machen soll.

Es bleibt ihr auch deshalb keine- Wahl,
weil unser Land in der Versorgung mit Nahrungs¬
mitteln, Kohlen und industriellen Rohstoffen wie in
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der Wiederherstellung seines Kredits und seiner
Währung von den Großmächten abhängt.

Dieser Zwangslage muß die Nationalver¬
sammlung leider Rechnung tragen, obschon sie den
Frieden von St. Germain für national ungerecht,
Politisch verhängnisvoll und wirtschaftlich undurch¬
führbar hält. Politisch und national muß sie die
Verantwortung den Mächten überlassen, wirtschaft¬
lich muß sie abwarten, welche Pläne die Mächte
für die Durchführung der wirtschaftlichen und
finanziellen Bedingungen haben. Sie erwartet, daß
die in der Antwort gegebenen Zusicherungen von
den Mächten erfüllt werden, sie sieht in dem
Völkerbund jene Instanz, die berufen sein wird,
auch unserer Republik ihr Recht wiederzugeben
und dauernd zu sichern, und beauftragt den
Kanzler, den Friedensvertrag zu zeichnen."

Ich bitte das hohe Haus, diesen Beschluß¬
antrag anzunehmen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident: Ich eröffne über den Antrag
des Hauptausschusses, betreffend den Bericht des
Staatskanzlers, die Debatte. Zum Worte vorge¬
merkt sind: Kontra die Abgeordneten Dr. Ding¬
hofer, Dr. Reutt-Nicolussi, Skaret, Muchitsch,
Richter, Forstner, Dr. Adler, Hueber, Schiegl,
Dr. Danneberg, Dr. Wutte, Dr. Schönbauer,
Kittinger, Dr. Ursin, Dr. Gimpl, Mayer Joses,
Eisenhut, Fischer, Dr. Molinari, Paulitsch;
pro die Abgeordneten Leuthner, Kunschak, Frau
Dr. Burjan, Schönsteiner, Födermayr, Dr.
Seipel, Dr. Aigner, Dr. Goldemund, Heinl,
Meißner, Hermann, Pick, Dr. Ellenbogen,
P o l k e, H ö l z l.

Ich erteile dem ersten Kontraredner, Herrn
Abgeordneten Dr. Dinghofer, das Wort.

Abgeordneter Dr. Dinghofer: Hohes Haus!
Hunderttausende, vielleicht Millionen Menschen, ins¬
besondere unter uns Deutschen, die wir ja immer
dem Idealismus mehr zuneigen, übrigens Menschen,
die nicht zu den schlechtesten gehören, hatten die
ffcohe Hoffnung, daß dieser unselige Krieg mit all
seinen furchtbaren Erscheinungen der letzte sei, hatten
die Hoffnung, daß der Völkerhaß für immer getilgt
sein werde. Welche Saat sehen wir nun aufkeimen?
Habsucht allüberall hat die meisten Menschen er¬
griffen, Habsucht hat auch die Völker ergriffen und
dazu unersättlicher und unüberwindlicher Haß. Aus
diesem Gefühl wurde der Friede diktiert, welcher
uns heute vorliegt, Haß gegen alles, was deutsch
denkt und fühlt, was deutsch ist, ganz gleich ob
innerhalb der schwarz-rot-goldenen Pfähle Reichs¬
deutschlands oder außerhalb derselben. Manche,
speziell hier in Wien, hatten die Hoffmmg, daß

Frankreich uns ein wohlwollender Gönner und Freund
sein werde. Auch diese Hoffnung hat bitter ent¬
täuscht. Die Franzosen starren noch heute angsterfüllt
hinüber über die Vogesen und es ist uns allen be¬
kannt, daß auch nicht einmal Frankreich gegen die
übermäßigen Wünsche und Forderungen unserer
feindlichen Nachbarn sich für uns eingesetzt hätte.

Aber, meine sehr geehrten Herren, diese
brutale Gewalt, welche an uns ausgeübt wird, auch
die wird sich rächen, denn das Wort, welches
Kramar am 12. Dezember 1913 in einer Dele¬
gationsrede gesprochen hat und das dahin ging,
daß jede Politik der Gewalt und Unterdrückung sich
an: Ende rächt, wird Wahrheit werden, Wahrheit
in vielleicht nicht allzuferner Zeit.

Und wenn wir an die großen Versprechungen
zurückdenken, an die Reden, die der amerikanische
Präsident gehalten hat und denen vielfach, besonders
in unseren deutschen Kreisen leider geglaubt wurde,
so kommen uns diese Worte heute, wo uns das
Produkt dieses Friedensvertrages vorliegt, wie ein
Hohn, wie eine Verspottung vor. „Dem deutschen
Volke gegenüber hegen wir kein anderes Gefühl als
das der Sympathie und Freundschaft, wir sind froh,
für die Befreiung der Völker einschließlich des
deutschen Volkes zu kämpfen. Wenn der Sieg
gewiß ist, können wir uns erlauben, großmütig zu
sein. Die Zeiten der Eroberung und Ausbeutung
sind vorbei." Das sind seine Worte. Und wenn
Sie diesen Worten heute die Tatsachen gegenüber¬
stellen, so werden Sie gerade das Gegenteil finden.
Von einer Großmut ist keine Rede. Ein armes,
zermürbtes, zermartertes Volk wird für Generationen
gänzlich zugrunde gerichtet, sein Schicksal ist heute
unabsehbar. Nicht einmal den einfachsten Grundsatz,
die erste Forderung, die überall in der Welt gilt,
nämlich die Öffentlichkeit der Verhandlungen, konnte
der Heiland aus dem Westen durchsetzen. Es war
ja eine beschlossene Sache, daß der Friede nicht ein
Friede der Gerechtigkeit, nicht ein Friede der Billig¬
keit sein dürfe, sondern daß er ein Rachefrieden
werden muß. Und ein derartiges Friedensdiktat
kann doch nur hinter verschlossenen Türen gesunden
werden, ein derartiger Friede kann nur unter der
strengsten Knebelung der Presse und unter dem
Schutze vor der Öffentlichkeit zustande gebracht
werden.

Der Friede nennt sich einen Friedensvertrag.
Auch das ist ein Hohn. Zu einem Vertrag gehört
die Willensübereinstimmung der Vertragschließenden.
Von einer Willensübereinstimmung kann aber wohl
gar keine Rede sein; es ist das Produkt, es ist der
Ausdruck einseitigen Willens haßerfüllter Gegner.

Eigentlich ist der Friede nichts anderes als
eine verschlechterte Ausgabe des deutschen Friedens¬
vertrages. Die Oberflächlichkeit, die Geringschätzig¬
keit, mit der wir in dieser Richtung von seiten
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unserer Gegner behandelt wurden und werden, geht
beweiskräftig daraus hervor, daß in den ersten
Vorlagen, die uns überreicht wurden, an manchen
Stellen nicht einmal der Name „Deutschland"
ausgestrichen und dafür „Österreich" gesetzt
worden war.

Bezeichnend für den Geist des ganzen Ver¬
trages, für den Haß, mit dem diese Grundsätze
niedergelegt worden sind, ist, daß sogar das Her¬
kömmliche, was in jedem Friedensvertrage, wenig¬
stens seit die kulturelle Welt besteht, überall war,
fehlt, daß es nämlich in der Einleitung nicht
heißt: „Mit der Unterzeichnung, beziehungsweise mir
der Ratifikation dieses Friedens herrscht wieder
Friede und Freundschaft". Es wird in der Ein¬
leitung lediglich festgestellt, daß mit der Unterzeich¬
nung, beziehungsweise mit der Abschließung dieses
Vertrages nur der Kriegszustand beendet sei.

Von Freundschaft ist keine Rede, und wir
finden es auch vollkommen begreiflich. Die Herren
von der Entente mögen sich wohl selbst gesagt
haben, daß bei einem derartigen Frieden, welcher
uns wirtschaftlich, sozial und finanziell vollständig
knechtet, welcher uns die Unabhängigkeit auf dem
Papiere verheißt und in den realen Bedingungen
in Wirklichkeit wegnimmt, daß bei einem derartigen
Frieden nicht noch die Freundschaft und die Liebe
eines solchen Volkes verlangt werden kann.

Wenn wir uns den Friedensvertrag in seinen
Grundzügen' vor Augen führen, so sehen wir vor
allem, daß derselbe auf zwei Rechtsfiktionen aufge¬
baut ist.

Die eine Rechtsfiktion geht dahin, daß wir,
wir Deutschösterreicher, uns zwar ausgerechnet die
sechs Millionen Deutschen, welche in Deutschösterreich
sich befinden, den Krieg verschuldet haben. Die zweite
Rechtsfiktion geht dahin, das wir die alleinigen
Rechtsnachfolger des alten Österreich, beziehungs¬
weise, wie der offizielle Titel geheißen hat, der im
Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder sind.

Aus der ersten Rechtsfiktion, daß wir allein
die Schuld am Kriege tragen, wird dann der
Friede ausgebaut in der Richtung, daß wir für
sämtliche Schäden, welche durch diesen Krieg ent¬
standen sind, auch zu hasten haben, selbstverständlich
soweit diese .Schäden in Beziehung mit dem alten
Österreich gebracht werden können. Diese Ein¬
schränkung muß ich deshalb erwähnen, weil als
Hauptschuldner in dem Friedensvertrag nach wie
vor Deutschland sestgelegt ist, Deutschland offen¬
bar deshalb, weil dieses der zahlungskräftigste
Gegner ist.

Nun die Schuld am Kriege. Wir Deutsch¬
österreicher sollen Schuld am Kriege sein. Meine
sehr geehrten Frauen und Herren, erinnern wir
uns doch einige Jahre zurück: Wer ist denn damals

an der Spitze der Regierung gestanden? Wer waren
die verantwortlichen Faktoren, welche dem Kaiser
zur Kriegserklärung geraten haben? Waren es
Deutsche? Es käme da nur ein Name in Frage,
nämlich der damalige Ministerpräsident Graf
Stürgkh. Nun, ich glaube, daß Graf Stürgkh nicht
den Einfluß besessen hat, den zum Beispiel der
ungarische Ministerpräsident Graf Tisza damals ihm
gegenüber besessen hat. Und wenn wir uns an den
Leiter des Ministeriums des Äußern erinnern, so
finden wir, daß auch da wieder ein Ungar an der
verantwortlichen Stelle gestanden ist. Wenn wir uns
ferner an den Reichsfinanzminister erinnern, der
damals zweifellos auch eine bedeutende Rolle ge¬
spielt hat, so finden wir, daß es ein Pole war
und daß wir ja bekanntermaßen eigentlich auch für
Polen in den Krieg gezogen sind, für Polen, das
es nun rechtzeitig verstanden hat, ein Doppelgesicht
zu zeigen und sich auf die Seite zu schlagen, wo
ihm das Schicksal ein besseres -Los bietet und
bieten wird. Ganz ähnlich haben es ja auch die
Tschechen und Südslawen gemacht. Auch sie hatten
ihre Vertreter in der Regierung, auch sie haben
dieses Doppelspiel gespielt und nun wollen sie die
-Früchte dadurch erreichen, daß sie den Verrat, den
sie gegenüber dem alten Staate ausgeübt haben,
aus der anderen Seite zu bekräftigen trachten. Nun
kann man uns zum Vorwurf machen — und ich
glaube, dessen brauchen wir Deutschen uns nicht
zu schämen — daß, als des Schicksals Würfel
gefallen waren, wir Deutsche in Österreich
unsere Pflicht gegenüber dem Vaterlands erfüllt
haben. In dieser Richtung müssen wir aber auch
der Wahrheit gemäß Zeugnis ablegen, daß nicht
minder große Volksteile der slawischen Nationen,
der Tschechen, der Polen, der Ruthenen und
der Südslawen ebenfalls an unserer Seite mitgekämpft
haben, und es ist daher geradezu ein Wahnsinn, es
ist eine Ungerechtigkeit himmelschreiendster Art, daß
uns allein, die wir an der unmittelbaren Kriegs¬
ursache in keiner Weise mitbeteiligt waren, die Last
dieser Schuld allein aufgelegt wird, daß wir nun
die Folgen dieser Schuld allein tragen sollen. Ich
habe gesagt: an der unmittelbaren Kriegsursache,
denn die weiteren Ursachen, meine sehr geehrten
Frauen und Herren, sind ja — das wissen wir alle
ebenfalls —- nicht in Österreich zu suchen, sondern
ganz wo anders, bei unseren Feinden draußen. Die
wertere Ursache dieses furchtbaren Weltbrandes war
der Imperialismus, und ich glaube, uns Deutschen
in Österreich kann man keinen Imperialismus Vor¬
wersen. Was hätten wir denn auch gewinnen sollen?
Wir hatten ohnehin schon so viele Slawen in diesem
Reiche, daß wir Deutsche uns seit fünfzig Jahren
auf der Abwehrlinie befunden haben. Wenn wir nun
eine Ausdehnungspolitik, sagen wir gegen Osten
oder Südosten betrieben hätten, so wäre überall
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der eventuelle Gewinn nur eine Vermehrung um
Slawen gewesen. Ich erinnere auch daran, daß die
deutschen Abgeordneten im Jahre 1878 gegen die
Okkupation von Bosnien und der Hercegovina
gestimmt haben. Die imperialistische Politik wurde
aber seit Jahrzehnten von den großen Mächten
England, Frankreich und Rußland betrieben. Dort
sind die wahren Kriegsursachen zu finden; durch
ihre Einkreisungspolitik haben sie den Krieg ver¬
ursacht.

Wir werden weiter als die alleinigen Rechts¬
nachfolger der Monarchie bezeichnet. In dieser
Richtung ist der Gedanke im Friedensvertrag nicht
strikte und nicht gänzlich durchgesührt, offenbar
deshalb, weil es immerhin auch Situationen geben
kann, wo es für die feindlichen Nachbarstaaten, die
sich in dem ehemaligen Österreich befunden haben,
ganz günstig erscheinen mag, wenn man doch auch
etwas teil hat an den Aktiven, wenn sie auch noch
so wenig und noch so gering sind wie die Aktiven,
die das' alte Österreich-Ungarn übrig gelassen hat.

Freilich, wo es sich um die Schulden handelt,
wo es sich um die Passiva handelt, wird der
Versuch gemacht, uns allein als Rechtsnachfolger
hinzustellen. Wie widerspruchsvoll der Friedens-
Vertrag in dieser Richtung ist, geht daraus hervor,
daß wir auf der einen Seite als ein vollkommen
neuer Staat bezeichnet werden, also als Rechts¬
nachfolger allein überhaupt nicht in Frage kommen
können, sondern rechtlich genommen nur die Summe
der verschiedenen neuen Staaten, die entstanden
sind, auf der anderen Seite wieder, wie zum Bei¬
spiel im Kapitel der Reparation, von einer ge¬
änderten Regierungsform gesprochen wird, also von
einer geänderten Regierungssorm, für die doch die
Voraussetzung nur sein kann, daß wir wieder die
Rechtsnachfolger der alten Monarchie sind.

Was die Schuldfrage anbelangt, meine sehr
geehrten Frauen und Herren, so meine ich, daß es
von außerordentlicher Wichtigkeit ist und die
Öffentlichkeit in der ganzen Welt am besten auf¬
geklärt wird, wenn endlich die Dokumente, die im
Staatsamte des Äußern liegen, veröffentlicht werden.
(Zustimmung.) Es gereicht mir zur besonderen
Freude, daß der Hauptausschuß in der gestrigen
Sitzung einen derartigen Auftrag an den Staats¬
kanzler beschlossen hat. Ich bin überzeugt, daß diese
Veröffentlichung der Dokumente über die Entstehung
und die Ursachen des Krieges viel zur Aufklärung
beitragen und insbesondere auch das Märchen von
der Hegemonie der Deutschen zerstören wird, ein
Wort, das allerdings auch unser Staatskanzler
in der Völkerbundnote gegenüber ' der Entente
gebraucht hat, wodurch er ihr eine Waffe in die
Hand gab, die sie geschickt benutzte. Von einer
Hegemonie der Deutschen konnte seit vielen Jahr¬
zehnten nicht mehr die Rede sein. Sie wissen alle,

daß wir uns gegen die Übermacht der Slawen
fortwährend im Abwehrkampfe befunden haben, daß
wir die Angegriffenen gewesen sind und daß, ab¬
gesehen von einem kleinen Bruchteil unser deutsches
Volk gerne bereit war, den anderen Nationen in
der alten Monarchie eine Selbstverwaltung und
diejenigen Rechte zu geben, die sie zu ihrem wirt¬
schaftlichen und politischen Leben brauchen. Ein
Beispiel in dieser Richtung war ja Galizien.
Erinnern Sie sich daran, wie viele Hunderte und
Hunderte von Millionen deutscher Steuergelder nach
Galizien geflossen sind! Erinnern Sie sich daran,
welche Selbstregierung eigentlich Galizien hatte!
Galizien war ein Staat im Staate. Infolgedessen
ist es, wie ja der ganze Vertrag, wie wir sehen,
zum großen Teile auf Lüge aufgebaut ist, gleich¬
falls eine Unwahrheit und Unrichtigkeit, wenn von
einer Unterdrückung der anderen Nationen in diesem
Staate die Rede ist. Von einer Unterdrückung kann
keine Rede sein. Alle anderen Nationen waren ja
an der Regierung selbst beteiligt und wir wissen,
daß Jahrzehnte in diesem Staate gar nicht deutsch,
sondern direkt slawisch regiert worden ist. (Lebhafte
Zustimmung.) Ich bitte sich nur an das Regime
Taaffe zu erinnern.

Eines der schwersten rechtlichen Bedenken
hinsichtlich des Friedensvertrages muß in ■ der
Richtung geltend gemacht werden, daß eigentlich die
Adresse verfehlt ist. Der Friedensvertrag richtet sich
an eine „Republik Österreich". Meine sehr geehrten
Frauen und Herren! Eine „Republik Österreich"
existiert gar nicht, ein „Österreich" existierte über¬
haupt seit Jahrzehnten nicht, mindestens seit dem
Jahre 1866 nicht. Der offizielle Titel war „die
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder".
Wir sind ein vollkommen neuer Staat, wir haben
eigentlich mit den früheren Teilstaaten oder mit
dem früheren Staate Österreich, wenn man ihn kurz
so nennen will, nicht mehr zu tun als die Tschechen,
die Südslawen, die Polen, kurz die übrigen Völker,
welche sich aus diesem Staate heransgegliedert haben.

Es ist sehr auffallend, daß sich dieser Wider¬
spruch nicht schon zu Beginn der Verhandlungen
von St. Germain gezeigt hat. Es mußte sich doch
schon beim Austausch der Vollmachten klarstellen
lassen, daß die Adresse eine verfehlte ist und es ist
juristisch die Frage aufzuwerfen, ob infolgedessen
unser Staatskanzler überhaupt berechtigt war, sich
auf Verhandlungen einzulassen und einen derartigen
Friedensvertrag entgegenzunehmen. Von uns wird
niemand einen falsch adressierten Brief annehmen.
Vielleicht wäre es überhaupt besser gewesen, wenn
wir nicht nach St. Germain gegangen wären und
wenn wir an der Anschauung des Staatsrates,
welche der Vertreter des Staatsamtes des Äußern
Dr. Bauer am 6. November vertreten, die der
Staatsrat genehmigt hat und die dahin ging, daß
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der Friede nur im Vereine mit Deutschland ge¬
schlossen werden darf (Rufe: Sehr richtig!), wenn
wir an diesem Grundsätze festgehalten hätten. (Zu¬
stimmung.) Halbheiten rächen sich. Auf der einen
Seite haben wir am 12. November 1918 und
dann wieder in der jetzigen Nationalversammlung
beschlossen, daß wir ein Bestandteil des Deutschen
Reiches sind und auf der anderen Seite haben wir
unsere Selbständigkeit herausgekehrt und haben nun
einen selbständigen Frieden zu erlangen gesucht. Ich
gebe zu, daß im November die Situation des Voll¬
zuges des staatsrechtlichen Anschlusses an das
Deutsche Reich keine besonders günstige war. Leider
war damals Deutschland selbst kühl bis ans Herz,
kühl offenbar deshalb, weil es glaubte, wenn es
allein bleibe, einen besseren Frieden erhalten zu
können. Wir wissen, daß sich Deutschland in dieser
Hinsicht getäuscht hat, daß sich Deutschland in
dieser Berechnung geirrt hat. Aber auch wir haben
einen Fehler begangen; wir glaubten, daß wir,
wenn wir selbständig bleiben, den staatsrechtlichen
Anschluß nicht vollziehen und wenn wir insbeson¬
dere die Herren Franzosen nicht verschnupfen, dann
auch einen besseren Frieden erhalten - werden. Was
ist das Resultat? Ein Elendfriedeu vernichtendster
Art, wie man sich denselben grauslicher, beschämender
und erbarmungsloser nicht mehr denken kann. (So-
ist es!)

Wenn wir nun die sachlichen Bestimmungen
des Friedensvertrages kurz ins Auge fassen, so
müssen wir sagen, daß an und für sich gegen die
militärischen Bestimmungen eigentlich nichts einzu¬
wenden wäre. Wenn wir auch mit dem System
nicht einverstanden sind, indem wir uns natürlich
mit einem Söldnerheere nicht befreunden können, so
sind wir gewiß mit dem Prinzip der Abrüstung
einverstanden, aber nur soll dieses Prinzip nicht
einseitig durchgeführt werden, sondern allgemein in
der Welt und ich glaube, darüber besteht Einigkeit,
daß in Zukunft nicht ein Großteil der Arbeitskraft
für militärische Rüstungen verbraucht werden soll,
ich glaube, darüber besteht Einigkeit, daß in Zu¬
kunft die großen Kapitalien, die großen Summen,
die für militärische Rüstungen aufgewendet wurden,
besser für unsere Wohlfahrtsanstalten zu verwenden
sind, für unsere Entwicklung in sozialer Beziehung,
für die Gesundheit unserer Bevölkerung, für das
Wohlergehen derselben.

Ganz unannehmbar aber und geradezu ver¬
nichtend und ein Hohn aus die Gerechtigkeit, die
uns versprochen worden ist, sind die Bestimmungen
des Friedensvertrages in territorrialer, in wirtschaft¬
licher, in finanzieller und in verkehrspolitischer Be¬
ziehung. Das Selbstbestimmungsrecht sei das Ziel,
welches die Großmächte erringen wollen, der Schutz
der kleinen Völker, damit sie ihre Selbständigkeit

für alle Zukunft wahren können — so hieß es —
und auch Kramar sagte schon am 15. November
1912: Wenn eine Nation besiegt wird, so haben
jene Völker, die im Kampfe geschlagen wurden, nur
ein Recht: das Recht, daß man ihre Nationalität
wahrt. Und erinnern wir uns an Wilson, der in
seinen Reden vom Selbstbestimmungsrecht gesagt hat,
daß jedes Volk das vollkommene Recht haben soll,
die Souveränität zu wählen, unter welcher es leben
will; das nationale Sehnen müsse geachtet werden;
Selbstbestimmung sei nicht eine bloße Redensart.
Setzen Sie diese Worte, die einer der ersten Führer
unserer Gegner gesprochen hat, in die Tat um, ver¬
gleichen Sie diese Worte, mit den heutigen Zu¬
ständen, so kommen Sie wieder zu keinem anderen
Schluffe, als daß es eine Täuschung war, eine
Täuschung fürchterlichster Art, die gegen uns und
unser armes Volk begangen worden ist. Vom Selbst¬
bestimmungsrecht-darf für das deutsche Volk keine
Rede sein, das deutsche Volk soll zerschmettert, soll
in kleine Teile aufgelöst werden, damit es für alle
Zeiten ohnmächtig bleibt. Nicht allein im Norden
hat man uns 3 V2 Millionen Sudetendeutsche entrissen,
welche durch Jahrhunderte mit uns auf das engste
im politischen, im wirtschaftlichen und im sozialen
Leben verkittet waren, mit deren Vertretern wir
hier in diesem Hause einmütig zusammengearbeitet
haben, auch im Süden hat man uns die Brüder
weggenommen. Ich bedauere nur, daß es heute den
Deutschen aus den Sudetenländern nicht möglich ist,
auch in diesem Hause das Wort zu ergreifen und
mit uns vereint unser Schicksal in öffentlicher Sitzung
zu besprechen. Es war ein Fehler, daß die National¬
versammlung die Berufung von Vertretern aus den
Sudetenländern unterlassen hat (sehr richtig!), ob¬
wohl die Wahlordnung der Provisorischen National¬
versammlung die entsprechende Handhabe hierfür
geboten hätte. Südtirol hat man uns ebenfalls weg¬
genommen. Südtirol war der Judaslohn für den
Verrat der Italiener, Südtirol wurde ihnen im
Londoner Vertrage zugesagt. Und ebenso geht es
unseren Stammesgenossen in Kärnten, in Steiermark
und in Niederösterreich. Nur einen Lichtblick sehen
wir: daß ein kleiner Teil der Deutschen in West¬
ungarn uns wieder angeschlossen werden soll. Ein
kleiner Teil der Deutschen in Westungarn, welche
ja widerrechtlich durch habsburgische Willkürpolitik
seinerzeit von uns losgeriffen worden sind, werden
ihre Heimkehr, zu uns wiederfinden.

Trotzdem sage ich: Wenn auch in territorialer
Beziehung der Friede eine Mißachtung der einfachsten,
natürlichen, ethnographischen, kulturellen und völker¬
rechtlichen Grundsätzen bedeutet, wenn auch durch
ihn uns vier Millionen Stammesbrüder genommen
werden, so habe ich die Überzeugung, daß bald
wieder die Zeiten kommen werden, wo wir in
gemeinsamer Arbeit vereinigt sein werden. (Heil!)
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Auch in wirtschaftlicher, finanzieller und ver¬
kehrspolitischer Beziehung, meine sehr verehrten
Frauen und Herren, ist die Annahme des Vertrages
ganz unmöglich. Wirtschaftlich bedeutet der Friede,
daß wir unmöglich arbeiten können; wir steuern
direkt einem Chaos zu. Und die finanziellen Be¬
dingungen bedeuten den fast restlosen Zusammenbruch
unseres Kreditsystems von unzähligen Privat¬
wirtschaften, nicht bloß den Zusammenbruch des
Staates. Denken Sie nur an die überaus harten
Bestimmungen hinsichtlich der Aufteilung der Schulden,
denken Sie an die überaus harten Bestimmungen,
welche unter den Begriff „Entschädigungen" fallen,
wonach zum Beispiel für die Invaliden, für die
Witwen und Waisen die Kosten aufgebracht werden,
welche, sagen wir, Serbien erlaufen sind, aber nicht
nach dem wirklichen Wert, welchen eventuell Serbien
bezahlt oder ausgegeben hat, sondern nach dem
höchsten Tarif, den die Entente kennt, nämlich nach
dem französischen Tarife, also Aufwendungen
erfordern, die gar nicht der Wirklichkeit entsprechen.
Man will eben offenbar auf diesem Wege auch für
die einzelnen kleinen Staaten eine Entschädigung
herauspressen. Wenn wir an unsere finanzielle Lage
denken, an unsere wirtschaftliche Lage, so haben wir
die Überzeugung, daß wir überhaupt nicht bestehen
können, auch ohne diesen Frieden. Wir können nicht
existieren, wir erzeugen nur ein Drittel von den
Lebensrnitteln, welche für den Bedarf der Menschen
und der Tiere in diesem Staate notwendig sind;
wir produzieren höchstens 6 bis 8 Prozent an
Brennwert von Kohle, welche wir für diesen
Staat brauchen; wir sind finanziell fertig, unser
Kredit schwindet immer mehr und mehr. Und nun
kommen diese drückenden Bestimmungen, welche
unsere bisherige wirtschaftliche Kraft zur Gänze ver¬
nichten, welche unsere Finanzwirtschaft zur Gänze zu
Grunde richten. Auch verkehrspolitisch drücken uns
die Bestimmungen zu einem Vasallenstaat herab.
Es ist geradezu ein Hohn, wenn uns die Unab¬
hängigkeit, die unveräußerliche Unabhängigkeit ver¬
sprochen worden ist, und andrerseits wir den andern
gestatten müssen, daß sie hier tun und lassen können,
was sie wollen. Die Tschechen können Bahnen führen,
sie können unfere Post, unfern Telegraphen benutzen.

Zu all dem soll nun als Kuratelbehörde zu
uns die sogenannte Wiedergutmachungskommission
kommen. Vielleicht ist sie zum Teile ein Glück für
uns, vielleicht ist sie imstande, Ordnung zu machen.
Ich bezweifle cs aber. Ich habe übrigens schon
heute die Überzeugung, daß diese Wiedergutmachuugs-
kommission eine sehr arge Enttäuschung erleben
wird. Sie wird kaum den Zweck erfüllen können,
den sie hat, nämlich aus uns noch Milliarden
herauszupressen, sondern sie wird vielleicht höchstens
die Ausgabe erfüllen können, daß sie uns Kredite,
Rohstoffe verschafft, daß sie uns zu einem wirt¬

schaftlichen Leben bringt und es uns ermöglicht. Ich
bezweifle, ob diese Wiedergutmachungskommission
auch nur die Kosten der Zwangsverwaltung auf¬
bringen wird. Sie wird ein Heer von Angestellten
brauchen und diese Angestellten muß sie — natür¬
lich in ausländischer Valuta — gut bezahlen. Wer
unsere valutarischen Verhältnisse kennt, wird wissen,
welche Ausgaben das erfordert. Ich habe dazu die
Empfindung, daß diese Arbeiten der Wiedergut¬
machungskommission, so sehr wir sie mit Rücksicht
auf unsere traurige Lage begrüßen müssen, schließ¬
lich doch nicht die Erwartungen erfüllen werden,
die vielfach in unseren Kreisen, besonders aber in
der wirtschaftlichen und finanziellen Welt an sie
geknüpft werden. Man muß sich doch darüber klar
sein: mag der Wirkungskreis der Wiedergutmachungs-
kommission noch so weit gehen, die Bestimmungen des
Friedensvcrtrages an und für sich wird sie nicht
abändern können. Sie wird versuchen, die Bestim¬
mungen des Friedensvertrages durchzuführen — die
Tschechen werden sich aber nichts abhandeln lassen,
auch die Südslawen nicht, kurz und gut, in dieser
Beziehung werden die Hoffnungen, die in dieser
Richtung bestehen, getrübt werden.

Gestatten Sie mir noch, auf einen Punkt
hinzuweisen, welcher heute hier noch nicht erwähnt
worden ist und auch in der Öffentlichkeit meines
Wissens nicht beziehungsweise nur sehr flüchtig er¬
wähnt wurde. Ich habe zum Ausdruck gebracht,
daß wir territorial, finanziell und wirtschaftlich
erwürgt werden, daß wir unter Kuratel gestellt
werden. Es geht noch weiter: man will uns auch
noch die Ehre, das bißchen Würde, das wir haben,
nehmen. Sehen Sie von der persönlichen Frage ab
— es ist eine Schande und Schmach für einen
Staat, wenn er seine eigenen Staatsbürger an eine
fremde Justiz ausliefert. Auch in dieser Richtung
besteht eine Bestimmung gleich der des Deutschen
Reiches.

Wenn nun diese Friedensbedingungen, wie
sie heute vor uns liegen, für Deutschösterreich den
politischen, wirtschaftlicheu utld finanziellen Unter¬
gang bedeuten, wenn diese Friedensbedingungen
zweifellos soziale Erschütterungen bedeutendster Art
Hervorrufen werden, ja wenn sie vielleicht sogar
gewisse Strömungen in den verschiedenen Ländern
draußen, welche nicht klein sind, vermehren, ja so¬
gar den Zerfall dieses kleinen Staates in weitere
Teile herbeisühreu werden, dann, meine sehr ver¬
ehrten Frauen und Herren, sollen wir trotz dieser
Verhältnisse unsere Zustimmung zur Unterzeichnung
eines derartigen Friedens geben?

Ja, sagen Sie darauf, wir sind wehrlos, wir
haben ja keine Macht, wir müssen Hungers sterben,
unsere Kriegsgefangenen, haben wir gehört, kommen
nicht nach Hause. Gewiß sind das Punkte, die bei
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der verzweifelten Lage, in der wir uns jetzt be¬
finden, ganz gewiß in sehr bedeutendem Maße in
Erwägung gezogen werden müssen. Aber man muß
die Wagschale gegenseitig halten. Wir sind wehrlos.
Wenn die Entente will, braucht sie gar nicht
weit zu marschieren. Wir haben zu wenig
Lebensmittel. Aber glauben Sie wirklich,
daß man ein Sechsmillionenvolk verhungern
lassen kann? Glauben Sie wirklich, daß die Entente
es auf ihr Gewissen wird nehmen können, wo
Frankreich, England und Amerika angeblich an der
Spitze der Zivilisation marschieren, für die kleinen
Völker gekämpft und in diesem Kampfe ihre ge¬
schichtliche Mission gesehen haben? Glauben Sie
wirklich, daß mit der Unterzeichnung des Friedens¬
vertrages die Kriegsgefangenen sobald nach Hause
kommen werden? Glauben Sie, daß der Abschluß
des Friedens einen wesentlichen Einfluß auf die
baldige Rückkehr der Kriegsgefangenen aus Sibirien
haben wird? Wir haben nur die Überzeugung, daß
die Kriegsgefangenen aus Italien möglichst rasch
kommen werden, sie kommen jetzt schon. Ich gebe
zu, daß das Los der Kriegsgefangenen ungeheuer
traurig ist, und ich bedaure, daß insbesondere den
Kriegsgefangenen in Albanien, wo die fchreülichsten
Zustände herrschen sollen, bisher nicht eine bessere
Hilfe geleistet worden ist.

. Wenn nun die Verhältnisse so stehen, daß
wir auf der einen Seite vollkommen machtlos sind,
auf der anderen Seite aber das Todesurteil ent¬
gegennehmen, müssen wir nicht dann das Äußerste
daran setzen, dieses Schicksal abzuwenden? sind
haben wir dieses Äußerste bereits angewendet?
Wenn ich diese Frage zu beantworten suche, so
komme ich zu einem Nein. Was uns heute vor¬
gelegt wurde, ist noch nicht das Ultimatum der
Entente, es ist eine Erwiderung auf die Antworten,
die unser Staatskanzler, die unsere Delegation nach
Paris gegeben hat. Es ist zwar richtig, daß es in
der Mantelnote heißt, die Änderungen, die jetzt an
dem Friedensvertrage vorgenommen worden sind,
sind endgültig. Ich mache aber aufmerksam, daß
das auch anläßlich des Friedensvertrages vom
20. Juli behauptet wurde, und es erscheint mir
daher notwendig, daß wir, bevor wir uns zu dem
Opfer der Unterzeichnung entschließen, nicht ruhen
und nicht rasten, sondern unseren letzten Blutstropfen
hergeben, wie Präsident Hauser am 7. Juni in
diesem Hause gesagt hat, und das Äußerste versuchen,
um dieses unheilvolle Elend abzuwenden.

Meine sehr geehrten Frauen und Herren!
Wir stehen nicht auf dem Standpunkt, daß wir als
Minorität ein leichtes Spiel haben, daß wir uns
der Verantwortung entkleiden und ruhig gegen die
Unterzeichnung des Vertrages stimmen können.
Nein, wir stimmen an dem heutigen Tage gegen
die Unterzeichnung des Friedens, weil wir die

Überzeugung haben, daß noch nicht die letzten
Schritte gemacht worden sind, daß noch ein letzter
Versuch möglich ist, daß unsere Delegation nach
St. Germain fahren und dort das Äußerste noch
zu versuchen hat. (Beifall) Ich gebe zu, es ist
vielleicht zweifelhaft, ob dadurch ein Erfolg erzielt
werden kann, aber diese Möglichkeit besteht heute
noch und ich bedauere, daß die Mehrheit, daß die
Regierung diesen Weg nicht mehr gehen will, daß
sie ihn offenbar als nutzlos ansieht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren?
Ich habe versucht, in objektiver Art und in Kürze
die Gründe auseinanderzusetzen, welche für und
welche gegen die Unterzeichnung sprechen. Ich habe
zum Ausdrucke gebracht, daß meines Erachtens
heute noch nicht der Tag ist, au dem der Unter¬
zeichnung bereits zugestimmt werden muß. Und ich
werde in dieser Meinung bestärkt durch die Aus¬
führungen, welche in diesem Hause von staatlichen,
beziehungsweise hervorragenden Faktoren in früheren
Sitzungen gegeben worden sind. Erinnern Sie sich
an die Worte, welcher unser Staatssekretär für
Finanzen Herr Dr. Schumpeter in der Budget¬
debatte am 4. Juli gesprochen hat, als er sagte, die
Friedensbedingungen brauchen nur ratifiziert zu werden,
uru die Katastrophe bei uns unvermeidlich zu machen.
Erinnern Sie sich an die Worte, welche Präsident
Seitz am 26. Juli unter allgemeiner Zustimmung
hier sprach, indem er sagte, es sei dies ein Friede
des Bankrotts, ein Friede des vollen Zusammen¬
bruches, ein Friede, der uns das Recht auf Selbst¬
bestimmung raubt, eiu Friede, der uns das Recht
auf die Arbeit raubt, ein Friede, der uns das
Recht auf die Existenz raubt. Nun, meine sehr
verehrten Damen und Herren, wollen Sie einem
derartigen Frieden, der von Ihren eigenen Leuten
so gekennzeichnet ist und mit dem es sich zweifellos
auch so verhält, wollen Sie einem derartigen
Frieden die Zustimmung geben und ihn unter¬
schreiben? (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)
Ich kann das nicht glauben, meine Damen und
Herren! Ich bitte Sie, noch einen letzten Weg,
noch einen äußersten Weg zu versuchen, vielleicht
kehrt doch die Vernunft bei unseren Gegnern ein,
daß sie uns schließlich die Bedingungen geben, die
für uns erträglich sind.

Im Namen der Großdeutschen Vereinigung
habe ich die Erklärung abzugeben, daß wir nicht
in der Lage sind, der Unterzeichnung dieses Friedens
unsere Zustimmung zu geben. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.)

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Leuthner.

Abgeordneter Leuthner: Hohes Haus!
Welche Worte sollen wir dem Gefühle finden,
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womit uns das Friedensdiktat von St. Germain
erfüllt? Wut, Empörung, tiefste Demütigung be¬
stürmen unser Herz und drängen uns Tränen ohn¬
mächtigen Zornes in die Augen. Aber Worte! Was
find Worte, Worte, die wir wechseln, Verhand¬
lungen, die wir hier führen? Es ist eitles Gerede,
denn wir wissen es ja alle: wir müssen, wir müssen
rettungslos. Am 9. September, 7 Uhr abends, hat
die Antwort dem hohen Viererrat vorzuliegen. Wird
diese Antwort nicht lauten, so wie sie anbefohlen,
so behält sich der hohe Rat vor, alle Maßnahmen
zu treffen, die er für notwendig hält, um seine
Bedingungen zwangsweise durchzuführen.

Wir liegen, gefesselt an Händen und Füßen,
vor dem Sieger und unser Ja ist nicht mehr der
Ausdruck unserer Willensmeinung, sondern ein Echo
seines Gebots. Es sage hier keiner, daß wir noch
eine Frist haben, wage keiner, mit dem Worte Frist
zu spielen. Wir wissen doch, daß wir keine Woche
leben können ohne die Zufuhren von Mehl; wir
wissen, daß wir keinen Tag bestehen können ohne
die Zufuhren von Kohle. Wir wissen, daß unser
ganzes wirtschaftliches und geschäftliches Leben ab¬
hängig ist von der Gnade der Entente. Wir wissen
aber auch, daß Hunderttausende von Mutter- und
Frauenherzen sehnsüchtig schlagen nach diesem Tage,
der ihnen endlich, endlich ihre Lieben zurückgeben
soll. Und wer nun wagen wollte, ein Spiel der
Verzögerungen zu beginnen, er würde nichts ge¬
winnen als bloß das Leid noch vermehren. Aber
freilich, nur deshalb, weil wir diesen Frieden unter¬
zeichnen müssen, nur weil wir unsere völlige Ohnmacht
fühlen, nur deshalb können wir diesen Frieden unter¬
zeichnen, der uns nicht bloß einer beispiellosen Aus¬
beutung und beispiellosen Last anheimgibt, sondern
der uns zugleich in unserer Souveränität als Staat
und Volk vernichtet, der zum wirklichen Herrn
dieses kleinen Staates die Wiedergutmachungs¬
kommission mit den Gewalten eines despotischen
Herrschers einsetzt. Noch im letzten Augenblick, sei
es, um den Stachel noch einmal giftiger eindringen
zu lassen, sei es, weil vielleicht bis dahin ein
Schwanken und Bedenken gewaltet hat, haben uns
die hohen Friedensbringer eine neue demütigende,
niederdrückende Bedingung auferlegt: das Verbot
des Anschlusses an Deutschland, dieses Verbot,
heuchlerisch verborgen in dem Befehl, unsere Un¬
abhängigkeit zu wahren.

Es wäre müßige Beschäftigung, uns mit der
Moral zu befassen, aus der dieses Gebot ersticht.
Die Entente ist allmächtig. Sie kann alles. Sie
hat zwar im Namen des Selbstbestimmungsrechtes
den Krieg geführt. Im Namen des Selbstbestim¬
mungsrechtes verteilt sie die Länder und Völker
und schneidet die Landkarte von Mitteleuropa zurecht.
Aber, wenn es der allmächtigen Entente beliebt,
kann sie auch ihrer eigenen Moral Hohn sprechen

und ihre eigenen Grundsätze mit Füßen treten. Wir
können es nicht hindern. Sie ist von Allmacht um¬
schattet. Allein, wenn wir es auch nicht hindern
können und wenn es wahr ist, daß die Entente
mit der Losung des Selbstbestimmungsrechtes aus¬
gezogen ist und nun in uns, dem großen deutschen
Volke, den Grundsatz des Selbstbestimmungsrechtes
vernichtet, und wenn es weiter wahr ist, daß unser
Staat, dieser arme schwache Staat sich fügen muß
und wir als die verantwortlichen Träger des Staats¬
willens uns gleichfalls fügen müssen, so werden wir
doch, jeder einzelne von uns, jedes Glied dieses
unglücklichen und besiegten Volkes, uns innerlich
dem Gebot, das uns hier auserlegt ist, nicht beugen.
Könnte einer von uns als wahr zugeben, was in
diesem Gebote ausgesprochen ist, daß wir minderen
Rechtes sind als andere, daß wir allein des An¬
spruches entbehren, unser Schicksal selbst zu bestimmen
und zu unserer Volksgesamtheit, zu den übrigen
Deutschen zu gehen, mit ihnen zu einer Einheit
und gemeinsamen Staatlichkeit uns zu verbinden?
Dieses Recht, das jeden Volkes ursprüngliches Recht
ist, dieses Recht, auf das sich der ganze demokratische
Staatsaufbau gründet, dieses Recht, ohne das eine
Demokratie unmöglich und undenkbar ist, können wir
in uns selbst nicht verleugnen, wir können uns nicht
selbst für minderen Rechtes erklären, können uns
nicht selbst ausscheiden aus der Gemeinschaft der
Menschen, ausscheiden aus der Gleichheit des Rechts,
wir können uns nicht selbst als Minderwertige
brandmarken.

Ich meine, daß das Anschlußverbot bei allen,
bei allen denen zumindest, in deren Brust ein
Mannesherz schlägt, den Gedanken der Einheit aller
Deutschen, den Gedanken des Selbstbestimmungs¬
rechtes noch tiefer hat Wurzel fassen, noch tiefer
unser ganzes Empfinden hat umschließen lassen als je
vorher. Und das eine mindestens darf ich mit Be¬
stimmtheit sagen, daß nichts mehr als das Verbot
des Anschlusses in den breiten Massen der arbeitenden
Bevölkerung den Gedanken der Selbstbestimmung
wird aufflammen machen. (Sehr richtig!)

Hohes Haus! Das Selbstbestimmungsrecht,
das wir in Anspruch nehmen, wollen wir auf dem
Wege des Völkerbundes erlangen. Sehe das niemand
für eine listige Ausflucht an, für eine leere Redens¬
art! Für uns Sozialdemokraten ist es gewiß keine
leere Redensart. Wir suchen keine Gewaltmittel in
der Entscheidung der großen Fragen der Geschichte,
wir haben sie nie gesucht und haben es in der
Geschichte stets aufs neue blutig uch traurig erwiesen
gefunden, daß alle Gewaltentscheidungen zuletzt doch
das, was sie entscheiden sollen, nur in eine neue
Verwirrung treiben. Mit voller Ehrlichkeit wenden
wir unsere Hoffnungen und Erwartungen dem
Völkerbünde zu, nicht vielleicht dem Völkerbunde,
wie er uns augenblicklich entgegentritt, der eigentlich
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nur ein Name ist für eine ganz andere Sache, eine
Verbeugung des imperalistischen Lasters vor der
demokratischen Tugend, ein volkstümliches Mäntelchen
für eine Art neuerstandener heiliger Allianz der
siegreichen Mächte.

Aber wenn dieser Völkerbund heute kaum
anders wirkt, als Metternichs hohe Verbündete in
Europa wirkten, so konnte die Form des Völker¬
bundes nicht geschaffen werden, ohne daß sie all¬
mählich sich mit dem Geiste des Völkerbundes erfüllt.
Und mögen heute die Clemenceau und Genüssen
diesen Völkerbund aufrichten, mag er heute ein
Völkerbund der Ententeregierungen sein: er wird
morgen ein Völkerbund werden der Völker, die in
ihm zusammengefaßt sind, erfüllt von ihrem Geist,
erfüllt von ihren: Willen zur Freiheit und zur
Gleichheit. An diesen Völkerbund, der aus der
Heuchelei von heute zur Wahrheit des Morgen sich
wandeln wird, an diesen wirklich demokratischen
Bund der Völker wenden wir uns und wir wissen,
daß die Wege dahin sichere und gangbare sind.

Meine Herren und Frauen! Wir sind über¬
zeugt, daß der Gedanke des Selbstbestimmungs¬
rechtes, gerade weil er nichts vom Nationalistischen
an sich hat, weil er so, wie wir ihn verstehen, keinen
Funken Chauvinismus an sich trägt, weil er nicht
ein Herrschaftsrecht, nicht das Vorrecht irgendeines
Volkes gegen das andere, sondern das gleiche Recht
aller Völker und nichts mehr als das Recht jedes
Volkes auf eigene Regierung und eigene Bestimmung
seines Geschickes verkündet; wir sind überzeugt, daß
dieser Gedanke des Selbstbestimmungsrechtes sich
sieghaft durchsetzen muß und daß 'das Selbst¬
bestimmungsrecht der Deutschen morgen eine For¬
derung nicht nur aller, die unter uns Deutschen
Demokraten und Sozialdenwkraten sind, werden
wird, sondern aller Menschen überhaupt, denen
demokratische und sozialdemokratische Grundsätze mehr
als eine bloße Phrase sind. Wenn die Nebel dieses
Krieges verflogen sein werden — es werden wenige
Jahre, vielleicht nur wenige Monate vergehen —,
so wird ein Gefühl der Scham, ein Gefühl der
Selbstentehrung die Sieger über das Schicksal er¬
füllen, das sie dem deutschen Volke bereiten. Und
so wie einst die Freiheit und die Einheit Polens
auf jenem internationalen Kongresse das letzte Wort
war, so werden die kommenden internationalen Kon¬
gresse sprechen von der Freiheit und Einheit, von
dem Selbstbestimmungsrechte der Deutschen. An der¬
selben Stelle, von der heute das Wort der Ver¬
nichtung gegen uns ergeht, an derselben Stelle, wo uns
heute die Knechtschaft gefchmiedet wird, an derselben
Stelle, im Paris Clemencaus, werden unsere fran¬
zösischen Genossen sich erheben und werden die
Losung der deutschen Freiheit und des deutschen
Selbstbestimmungsrechtes hinausrufen mit dem gleichen

Mut, mit dem wir in Berlin und in Wien die
Losung der polnischen Freiheit und Einheit in den
Tagen der polnischen Zerstückelung ausgesprochen
haben. Das wissen wir und wir haben die Bürg¬
schaft dafür in dem Mute, den heute schon trotz des
ungeheueren Druckes, den der Sieg, und der Sieg
nirgends so wie in Frankreich, auf die Gemüter
ausübt, die französischen Sozialdemokraten in ihren
Protesten gegen das in den Friedensverträgen be¬
schlossene Unrecht bewähren.

Aber, meine Herren, vergessen wir nicht, daß
der Gedanke des Anschlusses nicht nur äußere Feinde
gehabt hat, sondern auch innere. Vergessen wir nicht,
daß es viele gab, die uns immer wieder zuzischelten,
es wäre klüger gewesen, wir hätten es mit dem
Anschluß nicht gar so eilig gehabt. Wir hätten uns
vielmehr von vorneherein als die fügsamen Diener
der Entente gebärden und unsere Sache darauf¬
stellen sollen, ihr Wohlwollen zu erringen.. Diesen,
die heute nicht mehr zischeln, sondern laut rufen
und gellend herausschreien, ist zu sagen, daß der Ver¬
lauf der Verhandlungen genau das Gegenteil erwiesen
hat. War doch der Gedanke des Anschlusses für uns das
einzige, was uns zu einem politischen Wert gemacht hat.
In Paris werden keine Liebeserklärungen ausge¬
tauscht, dort ist kein Stelldichein verliebter und zärt¬
licher Geister. Dort handelt es sich lediglich um
Interessen und wenn irgend etwas in der chaotischen
Verwirrung des halbgestalteten Mitteleuropas sicht¬
bar wird, so ist es der Herrscherwille Frankreichs,
hier Staaten zu formen, die nach ihrer ursprüng¬
lichen Bestimmung, nach ihrer Zusammensetzung, nach
ihrer bisherigen Geschichte geeignet sein sollen, als
Werkzeug einer gegendeutschen Politik zu dienen.
Und als diese Werkzeuge seiner gegendeutschen
Politik hat Frankreich sich wohl die Tschecho-Slo-
wakei, hat es sich Polen, hat es sich die Süd¬
slawen erkoren. Sie sind ihm empfohlen durch ihre
Vergangenheit, sie sind ihm empfohlen dadurch, daß
sie genau so wie Frankreich jetzt auch deutsches Ge¬
biet herrschend umschließen. Glaubt man, daß dieses
Frankreich, das hier mit sicheren Positionen seiner
Zukunft zu rechnen glaubt, unserer schönen Augen
willen von seiner Bahn abweichen wird, je abge¬
wichen wäre?

Meine Herren, wir konnten uns noch so tief,
wir konnten uns bis zum Staube vor den Füßen
unserer Gegner demütigen, wir konnten unser Wesen
noch so feige verleugnen, wir konnten unsere eigene
Art noch so schmählich bespeien, wir konnten uns
jedes Rechtes auf unser eigenes Dasein und auf
eigene Regelung unseres Daseins begehen, wir würden
in den Augen der Franzosen nie aufgehört haben
Deutsche zu sein, wir wären nie geeignet erschienen
als das, wozu ihnen die Tschecho-Slowaken, die
Polen und die Südslawen dienen sollen, nämlich
als Werkzeuge ihrer gegen Deutschland gerichteten
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Machtpolitik. Denn wenn wir wahrlich bis zur
tiefsten Gemeinheit herabgesunken wären, hätte man
uns diese Gemeinheit nicht einmal geglaubt, weil
sie ohne ^Beispiel in der Geschichte Ware und wir
wären sogar in aller Niedertracht noch als Heuchler
erschienen. Es ist unmöglich für uns, etwa die
Politik zu wiederholen, die in den Sechzigerjahren
das Haus Habsburg an der Seite Frankreichs zu
machen versuchte; denn dieses Haus Habsburg gebot
über ein zu 4/5 nichtdeutsches Land, ihm war ein
gegendeutschcs Bündnis zuzutrauen. Uns aber, wenn
wir uns auch bis zur tiefsten Stufe der Selbstent¬
ehrung herabwürdigten, würde man nicht einmal
das Recht geben, diesen Verräterdienst zu erweisen,
weil man uns als Deutschen nicht trauen würde.

Darum ist alle jene Politik, die nach Sym¬
pathien hascht, eine Politik der eitlen Bemühungen.
Und meint man vielleicht, daß irgendwo in der
Welt Selbstentwertung und Selbstentehrung Sym¬
pathien erringt? Haben diejenigen, die uns Feig¬
heit als die beste diplomatische Kunst Vorschlägen,
nie die Geschichte des polnischen Volkes verfolgt?
Erinnern sie sich nicht, daß dieses polnische Volk
in allen Wandlungen und Krümmungen seiner so
wirrenreichen Politik, auch damals, als es die drei¬
fache Loyalität verkündete, stets an einem Gedanken
festhielt, an dem Gedanken der Freiheit, des Selbst¬
bestimmungsrechts, der Einheit, daß es jedesmal
unter allen Verklausulierungen, unter allen Ver¬
kleidungen feiner Diplomatie jeden seiner Herren,
daß es sogar den Zaren deutlich fühlen ließ, daß
es in dem Kerne seines Wollens unangreifbar und
unzerstörbar bleibe. Und die Kraft, die das polni¬
sche Volk besaß, das, was an ihm berücksichtigt
wurde, was war es sonst als das Gefühl, das es bei
seinen Beherrschern zu erwecken verstand: Hier ist ein
Wille zur Einheit und Freiheit, der sich um keinen
Preis abkaufen, durch kein Mittel bezwingen läßt.
Und so sehr hat dieser Gedanke der polnischen Ein¬
heit und Selbständigkeit sich sieghaft durchgesetzt, daß,
als der Weltkrieg entsprang, alle die Teilungsmächte,
die einst Polen zerrissen hatten, sowohl Rußland
als die Mittelmächte, nun wetteiferten, selbst diese
Einheit und Selbständigkeit wieder herzustellen, bis
der Krieg aus feinen Flammen und seiner Asche
den polnischen Staat wieder erstehen ließ. Wen aber
selbst dieses Beispiel, dem sich hundert andere an¬
reihen ließen, nicht belehrt, den mag die Erfahrung
des täglichen Lebens belehren, daß nur der verloren
ist, der sich selbst preisgibt, und also auch nur über
ein Volk, das sich selbst dahingibt und seine eigene
Ehre und Selbständigkeit nicht im Herzen trägt, die
Geschichte hinweaschreitet. Aber äußere Schicksale
können uns nicht zertrümmern, wenn wir die innere
Kraft haben, uns ihnen entgegenzusetzen.

Meine Herren und Frauen, dieser Friedens¬
vertrag fügt zum Unrecht noch den Hohn. Er ge¬

bietet uns die Unabhängigkeit und in demselben
Vertrag spricht er aus, daß vier Millionen von
zehn, also fast die Hälfte aller Deutschösterreicher,
dahingegeben sein sollen fremder Herrschaft, unter¬
worfen sein sollen der Macht anderer, ihrer Selb¬
ständigkeit völlig und endgültig entkleidet. Nie ist
seit Jahrhunderten ein schwereres Unrecht geschehen,
als es den Deutschen der Sudetenländer zugefügt
wird. Hier ist dreimal Elsaß. Mit diesem Volke der
Sudetenländer verbindet uns nicht nur die Geschichte
wie einst die Franzosen mit den Elsässern, sondern
Sprache und Bült, und seit Jahrhunderten sind wir
in Eüls verwachsen. Man weiß nicht für seine Ge¬
danken Worte zu finden, man weiß nicht, welche
Ausdrücke man wählen soll, den Schmerz auszu¬
sprechen, der uns ersaßt, wenn wir erwägen, welcher
Verlust uns trifft, uns Sozialdemokraten vor allem!
Vierzig Jahre sind wir mit den deutschböhmischen
Arbeitern einen Weg gegangen, haben wir dieselben
Schlachten geschlagen. Jeder kleine und kleinste
Schritt, den wir vorwärts kamen, jede kleine und
kleinste Errungenschaft der Freiheit, von etwas mehr
Licht, von etwas mehr Recht, die wir in dem alten
Polizeistaat errangen, ist immer gleichzeitig auf dem
Boden von Wien und auf dem Boden von Reichen¬
berg, Aussig und Teplitz gewonnen worden. Ein
Herz hat geschlagen in diesem Körper und ein Geist
hat ihn erfüllt. Was wir Wiener Arbeiter sind, wir
verdanken es in erster Linie der Hilfe der Mit¬
kämpfer, die heute von uns gerissen sind. O, dieses
Volk der deutschböhmischen Arbeiter, in dem sich die
edelsten Tugenden der Deutschen verkörpern, diese
Sinnierer, diese Menschen des unerschrockenen Ge¬
dankens, die selbst nach harter Werkstattarbeit noch
Zeit und Kraft und Lust haben, in die Abgründe
des Denkens hinabzudringen, diese nach außen so
stillen und ruhigen Menschen, in denen eine so starke
Leidenschaft lodert — sie von uns gerissen zu wissen,
sie aus unseren Kampsreihen gerissen zu wissen,
nichts gleicht dem vernichtenden tötenden Schmerze.
Wir wissen, sie werden sich morgen wieder erheben,
wir wissen, sie werden ihren Kanrpf führen, ihren
großen Kamps, so wie sie ihn immer geführt haben,
als eine Elitetruppe in der internationalen Sozial¬
demokratie, einen Kamps, zugleich für die hohen und
gemeinsamen Ideale des Proletariats und einen
Kampf für das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen
auf dem tschecho-slowakischen Boden.

Aber mögen wir auch glauben, ja mögen wir
überzeugt sein, daß ihnen eine große und siegreiche
Zukunft bevorsteht, und mögen wir diese Über¬
zeugung aus der Kenntnis ihrer Tüchtigkeit, ihrer
geistigen Kräfte, ihres Mutes schöpfen, so wird uns
bange bei dem Gedanken an die Kämpfe, die sie zu
bestehen haben werden. Nicht nur und nicht eigent¬
lich deshalb, weil es so schwere und harte Kämpfe
sein werden; sondern so kleinliche, so grausam
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tückische, so niedrige Anfeindungen werden es sein,
die in ihr.tägliches Leben eindringen werden. All
die Schmach, all die Niedertracht, all die Gemein¬
heit des alten Österreich mit seinen Ausartungen
des dünlmsten Provinzchauvinismus hat sich ja in
der Tschecho-Slowakei neu herausgeboren, wuchert
dort weiter und durchdringt zerstörend das ganze
politische Leben. Diesen Kampf anszufechtcn gegen
den Chauvinismus in seiner Provinzausgabe, in
seiner rohesten Knüppelhaftigkeit, in seiner ver¬
kniffensten Bosheit, diesen Kamps anszufechten, ist die
schwerste Zumutung, die einer Arbeiterklasse gestellt
werden kann, einer Partei, deren ganzes Wesen aus
die höchsten Ziele eingestellt ist, deren ganzes
Wesen auf einen gewaltigen, großen, von den
höchsten Tendenzen getragenen Kampf eingestellt ist
und die sich erst mühselig die Fähigkeit' erwerben
muß, in den Schlamm dieses chauvinistischen All¬
tags der Kleinstädterstraße hinabzusteigen.

Und wenn wir das Schicktal der Südtiroler
betrachten: wie schlagend tritt dabei der Wahnwitz
des Imperialismus hervor, wie hat er nach all dem
Entsetzen und Grauen des Krieges seine Torheit
unbelehrt und unversehrt bewahrt! Welche schmerz¬
liche Wunde schlagen uns die Italiener, indem sie
Südtirol von uns wegreißen! Für uns ist Bozen
und Meran das Märchen des Südens, der Zauber
von Sonne und Schönheit umkleidet es für uns.
Aber tvas kann es denn sein für die italienische
Nation, über der sich der Himmel Neapels wölbt?
Was kann es sein für diese Nation, die so volk¬
reich, so mächtig, so stark geworden ist und die um
200.000 Menschen fremden Stammes ihre Macht
glaubt vermehren zu müssen? Und tut sie sich nicht
selbst die schwerste Schmach an, diese Nation, deren
heiligste Erinnerungen es sind, für Einheit, Freiheit
und Unabhängigkeit gekämpft zu haben, durch deren
Literatur und Dichtkunst der hohe Sang der Selb¬
ständigkeit, des Selbstbestimmungsrechtes klingt, die
das Volk der Märtyrer des Kampfes gegen die
nationale Unterdrückung ist? Dieses Volk, das fast
monomanisch von dem Gedanken seiner nationalen
Einheit, seiner einheitlichen Staatlichkeit beherrscht
war, es hat kein Empfinden dafür, daß ein ebenso
großes, ebenso kulturelles, ebenso hochstehendes Volk
eine unheilbare Wunde empfängt, wenn ihm ein
solch teueres, ein solch unersetzliches Stück aus
seinem Leibe gerissen wird? Unfaßbar erscheint diese
Verwirrung der Geister. Die großen Linien des
Volksgeschehens, des Weltgeschehens werden zer¬
schnitten durch die niedrigsten Triumphe der Diplo¬
matie, die heute nach all den laut verkündeten
Grundsätzen der Demokratie schrankenloser zu herrschen
scheint als jemals.

Weil das Geschäft mit Fiume nicht gelungen
oder wenigstens nicht nach Wunsch gelungen ist,
weil der Raub in Kleinasien dürftiger ausfiel, wird

die Entschädigung in den Leibern der Deutschen
Südtirols gezahlt, etwa wie in den Tagen, als
Metternich mit Talleyrand die Welt anfteilte, etwa
wie in den Tagen des westphälischen Friedens. Und
doch müßte selbst kühle Politik den Jtaliern sagen,
daß in dem Augenblick, wo feindlicher Wettbewerb
der andern Nachbarn fühlbar wird, sie nicht unnütz
einen Gegensatz erwecken sollten, der seine Quelle in
den ursprünglichen Empfindungen weder des
italienischen noch des deutschen Volkes hat. Denn
wenn es irgendein Volk gibt, das wir immer
geliebt haben, wenn es irgendein Land gibt, bei
den es keinem Deutschen und selbst nicht dem wahn¬
witzigsten norddeutschen Chauvinisten und Alldeutschen
je eingefallen wäre, an Eroberungen zu denken, so
ist es Italien und kaum kann man sich vorstellen,
daß zwei Völker so rein und vollkommen bestimmt
wären, in Freundschaft und Frieden nebeneinander
zu leben, wie diese beiden, die sich im Geben und
Nehmen kultureller Güter wechselseitig so reich be¬
schenkt haben.

Wenn wir aber ein so großes Volk so kleinlich
handeln sehen, oder besser gesagt — da dieses Volk
gefesselt ist durch den Kriegschauvinismus und den
Imperialismus seiner Regierung — wenn wir also die
Vertreter des italienischen Imperialismus so kleinlich
handeln sehen, so sollen wir staunen über die Raub¬
gier der Kleinen, die sich austobt in Krain und in
Kärnten und an den Grenzen von Niederösterreich?
Es wird aber für die Entente immerdar ein Denk¬
mal der Schmach bleiben, daß sie dieses Mittel¬
europa mit den Augen eines Kramar gesehen hat,
mit den Augen jener kleinlichen Bosheit, die er¬
wachsen ist in dem Kleinkampf der nationalen
Reibungen von einem Menschenalter, daß sie bei
ihrem Plane, Mitteleuropa zu gestalten, ben breitesten
Raum gelassen hat, niedrigen Gehässigkeiten, die
sich in dem Neid gegen Wien, in dem Neid gegen
die früher angeblich bevorzugte deutsche Nation in
Österreich auslebten.

Was aber hat die Entente schließlich nun
geschaffen, welches Werk hat sie in Mitteleuropa
aufgerichtet? Stand es wirklich dafür, von dem
hehren Gedanken des Selbstbestimmungsrechtes ab-
zuweichen, um jenes Monstrum eines tschecho¬
slowakischen Staates zu bauen, in dem sich die
historische Ungeheuerlichkeit Österreichs als eine
konstruierte Ungeheuerlichkeit wiederholt, als eine
Ungeheuerlichkeit, die uns schon aus den sieben
Sprachen der tschecho-slowakischen Banknoten ent¬
gegengrinst? Und hat die Macht der Entente, die
keine Grenzen kennt, auch nur in einem dieser
Staaten den Frieden herzustellen vermocht, hat
nicht vielmehr das Abweichen von ihren eigenen
Grundsätzen, die Mischung der historischen und
nationalen Prinzipien im Aufbau der Staaten allen

www.parlament.gv.at



29. Sitzung der Konstituierenden Nationalversammlüng für Deutschösterreich am 6. September 1919. 781.

imperialistischen Lastern der Kleinen die Zügel frei-
gegeben, so daß der Osten Europas heute das
Schauspiel darbietet, etwa des Deutschlands des
Dreißigjährigen Krieges oder Italiens der Renais¬
sance, daß ein Hausen von Condottieri und Lands-
knechthauptleuien die Geschicke von Hunderttausenden
und Millionen von Menschen bestimmt?

Dies ist das bisherige Ergebnis jenes großen
Friedenswerkes, das in Paris eine neue Welt er¬
richten sollte. Uns aber, diesem kleinen deutsch¬
österreichischen Staats und Volke, uns haben sie ein
Festes und Unabänderliches geschaffen. Es ist ver¬
körpert in der Wiedergutmachungskommission. Man
wird diesen Namen später einmal mit Entsetzen
aussprechen und alle jene, die die Freiheit lieben
und denen Unabhängigkeit und Selbständigkeit keine
leeren Worte sind, werden ihn mit bebenden Lippen
nennen. Welche Schranken hat die Macht der
Wiedergutmachungskommission? Der Friedensvertrag
sagt es ausdrücklich: Die Kommission ist an keine
Gesetzgebung, noch an bestimmte Gesetzbücher, noch
an besondere Vorschriften über Beweiserhebung oder
Verfahren gebunden, sie läßt sich von der Gerechtig¬
keit, der Billigkeit und dem guten Glauben leiten.
Sie kann die Zahlung jeder unbeglichenen Rest¬
summe nach Gutdünken aus später verschieben, sie
kann also die 30 Jahre, die sie uns vorgesetzt ist,
noch nach ihrem eigenen Belieben verlängern. Sie
hat überdies das Recht, ihre Auskünfte auszu¬
dehnen nicht nur auf die finanzielle Gebarung des
Staates, der Länder und der Städte, sondern auch
auf die wirtschaftliche Gebarung aller Staatsbürger
Deutschösterreichs. Sie hat die Befugnis, die Vor¬
schriften, auf denen sie ruht, selbst zu interpretieren
und auszulegen, sie hat also gewissermaßen das
Recht, ihr eigenes Recht weiter auszubauen. Und
ebensowenig hat sie irgendwelche Grenzen für ihre
Vollstreckungsmaßnahmen. Ist je ein Herrscher
absoluter über ein Volk gesetzt worden als diese
Wiedergutmachungskommission? Selbst der russische
Zar hatte einen Senat zur Seite als Hüter des
Rechts und er hielt sich der Form nach an den
Wortlaut der Gesetze seines Staates. Hier aber
hört jedes Recht und Gesetz auf und das Gutdünken
— das Wort „Gutdünken" wiederholt sich immer
wieder in den Bestimmungen, die die Wiedergut¬
machungskommission betreffen — das Gutdünken
der Wiedergutmachungskommission, in der auch
unsere besten Freunde, die Nachfolgestaaten, ver¬
treten sind, wird das oberste Gesetz sein, das uns
gegeben ist. Was soll neben dieser Wiedergut¬
machungskommission, wenn sie einmal in unser wirt¬
schaftliches und finanzielles Leben eiugreift, noch die
deutschösterreichische Regierung, was das Parlament,
was sollen alle anderen Vertretungskörper Deutsch¬
österreichs bedeuten? Und doch, wenn man diese
tolle, widersinnige, bis zum Wahnwitz gesteigerte

Konstruktion betrachtet, so muß man sich wohl
sagen: auch sie kann in dieser Form nicht Bestand
haben, auch sie kann in dieser Form sich nicht aus¬
wirken. Haben sich die Herren dabei vielleicht so
ein Verhältnis gedacht, wie es etwa Frankreich zum
Bey von Tunis hat, so fehlt dem deutschösterreichi¬
schen Tunis der Bey. Es ist möglich, durch einen
Residenten einen Staat zu regieren, an dessen Spitze
ein absoluter Herrscher steht, den man zur Puppe
verwandelt; aber in einem demokratischen Staats-
Wesen wie Deutschösterreich bildet sich der Staats¬
wille im steten Geräusch der Versammlungen, im
Lärm der Presse, in den Kundgebungen der öffent¬
lichen Körperschaften. Überall wird dieser Wille
laut, wird lebendig, tritt körperlich hervor. Und
wenn sich die Wiedergutmachungskommission ihm
entgegenstellt, so m8ß sie sich ihm deutlich und
sichtbar entgegenstellen und muß den Volkswillen
brutal und deutlich vernichten, muß ihm entgegen-
treten als die Herrin und Gebieterin, muß ihm
eutgegentreten als die sichtbare und fühlbare absolute
Gewalt. Und das verträgt unsere Zeit nicht, das
werden am wenigsten die Völker vertragen, in deren
Namen die Kommission hier walten wird. Und
darum meinen wir, daß diese Kommission, so wie
sie mit unbegrenzten Rechten umkleidet ist.
vor der Geschichte zur Unwahrheit werden wird
wie alle anderen Ungeheuerlichkeiten dieses Friedens.
Ihre wirkliche Wirksamkeit wird aber vielleicht
gerade darin bestehen, die Friedensbedingungen ins
Erträglichere umzuformen.

Denn darüber haben wir uns freilich keiner
Täuschung hinzugeben, die wirtschaftlichen und
finanziellen Bedingungen, wie sie uns heute vor¬
gelegt wurden, würden unser Leben und Sein
schier unmöglich machen. Wohl sind einige und
nicht unbeträchtliche Erleichterungen erwirkt worden,
wohl ist es unseren Vertretern gelungen, dort, wo
der Friedensvertrag in völligem Wahnwitz, in
klarer Gestalt seiner Unausführbarkeit hervortrat,
Änderungen herbeizuführen. Was übrig bleibt, ist
jedoch genug, um unser wirtschaftliches Dasein bis
zu dem Grade zu erschweren, daß die Frage ge¬
stellt werden muß, wie es denn weitergeführt
werden soll. °

Ja, wir empfangen das Urteil der Ver¬
nichtung, aber wir müssen uns doch auch fragen, wieso
es zu diesem Urteil der Vernichtung kam. Wir
haben die Mantelnote Clemenceaus vor Augen, in
der er die Anklage gegen Deutschösterreich erhebt.
Wir wissen, daß die Geschichtskonstruktion, die er
versucht, falsch ist. Wir wissen, daß dieser Krieg
wohl von hier, von Wien, ausgegangen ist, aber
wahrlich nicht von denen, die heute Deutschösterreich
ausmachen, sondern von den Gewalthabern und
Gewaltträgern der, Vergangenheit, die einen ganz
anderen Staat, der mit unseren: Staat keinen
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Zusammenhang mehr hat, lenkten und leiteten. Und
es waren das zufällig der Hauptsache nach nicht
einmal Deutsche, es waren Ungarn, Kroaten und
Polen, die im engsten Rate saßen, als jenes nie
zu sühnende Verbrechen geschah.

Nie wollen wir es leugnen, daß es hier
geschah. Und wenn die genauen Zusammenhänge
der Dinge klar werden, wird noch deutlicher her¬
vortreten, daß die Auffassung, die bisher vorwaltet,
als wäre in Berlin der „böse Versucher" gesessen
und die Wiener Gewalthaber wären nur seine
Werkzeuge gewesen, vielmehr in ihr Gegenteil zu
kehren ist: hier saß die Frivolität, der mit dem
Völkerschicksal blutig spielende Zynismus. Hier
saßen die Bankerotteure, die die letzte Karte aus¬
spielen wollten, weil sie fühlten, daß auch ohne
Krieg dieses morsche Gebäude in seiner inneren
Fäulnis zusammenfallen müsse, die sich sagten, wir
wagen ohnehin nichts mehr, denn dieses Haus
Habsburg ist in seiner Herrschaft ohnehin nicht zu
erhalten, außer durch ein Vabanquespiel, bei dem
nichts anderes einzusetzen ist als das wohlfeile
Leben Hunderttausend er oder Millionen von Bürgern
dieses Staates.

Aber zu gewinnen war noch etwa für ein
Menschenalter die Wiederherstellung der habs¬
burgischen Macht! Aus diesem Geiste heraus ist der
Krieg entstanden und die deutsche Diplomatie, die
wir wahrlich nicht für unschuldig erklären wollen,
ist der Hauptsache nach schuldig geworden durch
ihre beispiellose Unfähigkeit, durch ihre völlige Un-"
kenntnis der österreichischen Dinge, durch das Sich-
gebunden-glauben an das Schicksal eines Staates,
der als Bundesgenosse immer nur in passiver Rolle
brauchbar war. Hat aber die, Schuld, die da ge¬
häuft worden ist, etwas gemein mit unserem ganzen
Tun und Lassen? Sind die Machtträger von
damals nicht völlig ans diesem Lande verbannt?
Kann irgendeiner der Gedanken, irgendeiner der
Triebe und Antriebe, die in jenem Regime walteten,
in uns sich noch fortregen, die wir ein kleiner
Staat ohne alle Herrschaftsansprüche, ohne alle
Machtmöglichkeiten sind?

Dennoch, meine Herren, werden wir nicht ver¬
kennen, daß für den Versuch Clemenceaus, die
Schuld uns beizumessen, sich wohl nicht dem tiefer
Prüfenden, aber dem oberflächlich Betrachtenden
Argumente darbieten. Es ist gar nicht übel hier
gesagt worden, daß es niemals das Interesse der
Deutschen war, den österreichischen Imperialismus zu
verfechten. Nein, es war wahrlich kein Interesse der
Deutschen, die Habsburgervormacht auf dem Balkan
oder gegenüber dem Zaren oder ihren alten Streit
mit dem Hause Savoyen als ihre Sache aus sich
zu nehmen. Es war sicherlich von all dem, was
deutscher Lebenswert ist, weit und fern geschieden.

Schade nur, daß diese Erkenntnis erst heute
zum Ausdruck kommt (Zustimmung), schade nur,
daß diese Erkenntnis erst heute hier in Worte
gefaßt wurde. Schade nur, daß es ein deutsches
Bürgertum vor dem Kriege gab, das den
Anschein annahm, als wären die rein dynastischen
Machtinteressen der Habsburger Lebensvoraus¬
setzungen für die Deutschen Österreichs, das
seine ganze zünftige Wissenschaft anfmarschieren,
Geographie und Ökonomie und Geschichte notzüch¬
tigen ließ, um die Beweise dafür zu häufen, daß es
für die Deutschen Österreichs und für die Deutschen
überhaupt nichts Wichtigeres gäbe, als daß die
Habsburger ihre Gewalt über die Fieberlöcher
Albaniens und über das serbische Volk erstrecken
könnten und ihre Vorherrschaft auf der Adria zu
behaupten vermöchten.

Kann man diese ganze Literatur, die sich zu
ungeheuren Makulaturbergen gehäuft hat, ableugnen?
Kann man ableugnen diese Selbstbefleckung einiger der
besten und angesehensten Geister der deutsch-öster¬
reichischen Wissenschaft? Und kann man in Abrede
stellen, daß das, was aus der Schändung wissenschaft¬
licher Wahrheit geboren wurde, als Schlagwort dann
hinausging: als Politik der Straße und als Politik
der Presse mit nur noch frecherer und nur noch naiverer
Verdrehung aller Tatsachen? Wahr ist es, daß bloß
deutsches Blut im Spiele war und nicht deutsches
Interesse, als der alte Franz Joseph jenes Ulti¬
matum unterschrieb. Aber wahr ist auch, daß die
deutsche Presse Wiens dieses Ultimatuni mit Jubel¬
geschrei begrüßte,, daß sie es mit einem erlösten
„Endlich!" empfing. Wahr ist, daß sie schon die
zwei vorangehenden Jahre Tag um Tag sich zum
Werkzeug jeder offiziösen Irreführung machte, die
doppelt Irreführung und doppelt Verbrechen war,
denn sie hetzte einen Teil der Bevölkerung Öster¬
reichs in einen wahnwitzigen, sinnlosen Gegensatz
zu einem Volke, zu dem wir nie einen Gegensatz
empfanden, und sie erzeugte zugleich in Deutschland
das Gefühl, als wäre hier eine Siedehitze, als
wäre hier eine Volksleidenschast lebendig, als wären
hier so gesteigert und so gespannt die Empfin¬
dungen, daß, wenn Deutschland in der Frage der
von Serbien verletzten habsburgischen Ehre nicht
bedingungslos mitginge, der Gegensatz zwischen den
alten Verbündeten für immer aufklaffen müßte.
Diese doppelte Täuschung, sie war die Brücke, auf
der die Lüge des Ballplatzes in die Welt der
Wirklichkeit hinausschritt, in eine Welt des Ent¬
setzens, in eine Welt des Blutes, in die Welt des
Krieges. Das ist die Mitschuld, die sestzustellen die
Wahrheit gebietet.

Und wenn man heute sagt, es war ja gar
nicht unser Interesse, so erwidern wir: Um so
schlimmer! Furchtbar ist ein Volk, das um seines
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Vorteils willen keine Grenzen der Sitte und der
Menschlichkeit achtet, das mit blutigen Händen sich
an den Rechten anderer vergreift, um feine Macht
zu erweitern. Aber noch widerwärtiger und grauen¬
erregender ist eine Politik, die aus Sklaven- und
Bedientenfinn fremde, dem eigenen Volke feindliche
Interessen in das Gewand der Interessen des eigenen
Volkes kleidete und die Schlachten der Habsburger
schlagen lies als Schlachten für das deutsche Volk, und
die dort, wo Hunderttausende und Millionen Deutscher
geopfert wurden für den nichtsnutzigsten Zweck, für
den je Menschen geopfert worden sind, sprach von
der großen deutschen Sache, für die deutsche Söhne
gefallen seien. (Lebhafter Beifall und Händeklat¬
schen.) Wenn es noch Wahrheit wäre, daß sich
hinter dieser Politik Macchiavellismus verbarg!
Aber wenn es ein Macchiavellismus war, dann
war es der von Aussig oder Trautenau. Es war
die Unfähigkeit von Kleinbürgern, sich hinaus¬
zudenken aus den Bosheiten und Nichtigkeiten ihres
engen Daseins. Sie wußten ja selbst — hätten sie
doch sonst die schlimmsten Toren sein müssen —,
daß, wenn dieser Krieg auch siegreich enden würde,
er gegen das deutsche Volk ausfallen müsse, gegen
das deutsche Volk im Reiche und gegen das
deutsche Volk hier. Sie wußten, daß jeder Sieg
uns über Grenzen hinausführen werde, wo wir
statt Gewinn nur neue Verlegenheiten finden werden,
eine neue, schlimmere Entmachtung der Deutschen
innerhalb Österreichs und eine labilere Stellung
des Deutschen Reiches in Europa. Sie wußten, daß
ein Sieg der deutschen Waffen vor allem bedeutet
hätte die Aufrichtung jenes dreibeinigen habsbur¬
gischen Reiches Österreich-Polen-Ungarn, • das von
dem Tage seines Entstehens an die ewige Gefahr
des mitteleuropäischen Friedens, die ewige Gefahr
für die Deutschen in Österreich und für die Deut¬
schen im Reiche gewesen wäre. Sie wußten es und
es genau wissend, haben sie den austropolnischen Plan
unterstützt, weil eben zum Entgelt dafür die
„Belange" die Möglichkeit gaben, einen seit Jahr¬
zehnten unter kleinen Advokatenkniffen geführten
Prozeß mit Kramär und Stransky mit einem
scheinbaren Erfolg zu schließen. Wenn etwas uns
mit Entsetzen, mit Grauen durchdrungen muß, so
ist es die Nichtigkeit, die Kleinheit, die Erbärmlich¬
keit der Kräfte, die- in diesem Staate wirksam
waren, um das furchtbarste Geschehen, das die
Geschichte gesehen hat, hervorzurufen. Nicht einmal
Größe der Bosheit, nicht einmal Größe des Ge¬
meinen war hier lebendig. Sondern ein muffiger,
horizontloser Provinzgeist und eine in der Ver¬
gangenheit erstarrte diplomatische Machtrechnerei
haben Weltgeschichte und Weltschicksal spielen dürfen,
haben Millionen begraben dürfen unter der kühlen
Erde, haben unschätzbare Kulturgüter zerstören dürfen,
haben verwandeln dürfen ein blühendes Kulturvolk

in ein Volk armer Bettler, die heute ihr Brot bei
dem Feinde erbitten müssen.

Das ist es, was wir die Mitschuld des
deutschen Bürgertums nennen. Doch liegt darin keine
Begründung für die Übergriffe des Friedensvertrages,
der eine Verantwortung konstruiert, wo sie nicht
war. Denn der deutschbürgerliche Anteil an der
habsburgischen Politik, er war kein Anteil der
Entscheidung und kein Anteil des Antriebes. Es
waren nur sich hinzudrüngende Bediente eines hohen
Herren, der ohne sie seiner Wege gegangen wäre
und bei der Feilheit der Wiener Presse es auch
ohne jede Parteiunterstützung zuwege gebracht hätte,
vor Europa den Schein einer Volksbewegung zu
erwecken, vor Europa, das immer und sogar heute
noch diese Wiener Presse liest, als wäre sie die
Vertreterin eines Volksteils, einer Volksstimmung,
sie, die doch nichts anderes vertritt als die An¬
maßung ihrer Herausgeber und den Geschäftsgeist
der Unternehmungen, die dahinter stecken. Allein
wenn wir dies seststellen, wenn wir feststellen, daß
Clemenceau kein Recht hat, einen Zusammenhang
zwischen dem armen, schwachen deutschösterreichischen
Volke, das nie lenkend, nie bestimmend in dem
alten Reiche war, und dem Ausbruch des Krieges
herzustellen, so dürfen wir erst recht die Vertreter
der Nachfolgestaaten in Paris fragen, ob sie sich
denn nicht schämen, daß sie diese Anklage nicht nur
mit unterschrieben haben: nein, sie waren es
ja, die sie den großen, gebietenden Herren einge-
stößt haben. Wissen die Tschechen nichts von der
deutschen Sozialdemokratie, die heute wie damals
schon die Mehrheit des deutschen Volkes in
Österreich verkörperte? Wissen Sie nichts mehr
von jenen beispiellos tapferen Kämpfen, die die
„Arbeiter-Zeitung" gegen das Unrecht geführt hat,
das während des Krieges gegen die Tschechen verübt
wurde? Hat der Herr Kramar schon vergessen,
daß er und alle die andern, die unter dem Fallbeil
der Militärgerichte standen, keine andere Zuflucht
hätten als unsere Hilfe, keinen andern Anwalt
als unseren Mut? Und vor denselben Renner, bei
dem Kramar und die andern alle, die Südslawen
besonders, so oft in jenen traurigen Tagen der
Militärdiktatur Rat suchten, wagt er hinzutreten
mit der Anklage, das deutschösterreichische Volk,
das deutschösterreichische Volk in seiner arbeitenden
Mehrheit hätte etwas gemein mit den Schurkereien
der Habsburger, hätte etwas gemein mit dem ver¬
gossenen Blut, das dieses Regime brutaler Unfähig¬
keit innerhalb und außerhalb der Grenzen seines
Reiches während des Krieges in Strömen ausgeschüttet
hat! Es gibt keine schlimmere Felonie, als sie
in dieser Haltung der Vertreter der Nachfolge¬
staaten kundgibt.

Oder gibt es doch vielleicht noch eine
schlimniere Felonie? Ach, schlagen wir nur an
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unsere eigene Brust! Meine Herren und Frauen!
Das deutsche Bürgertum Österreichs, das gehorsam
im Gefolge der Habsburger ging, das für ein
Linsengericht seine Freiheit, ja fein Dasein für eine
erhoffte kurzlebige Gnadenepoche einer freundlichen
Unterstützung durch den Hof dahingab, dieses Bürger¬
tum hat, kaum daß der Zusammenbruch geschah,
gar seltsam die Richtung seiner Politik gewandelt.
Wir sind in den Tagen tiefster Trauer, tiefster
Zerstörung und kein Bemänteln, kein Beschönigen
ist mehr unser Recht, bekennen wir es also offen:
Das Bürgertum aller Länder, der Kapitalismus
aller Völker wird, wo sein Gewinn in Frage
kommt, sich wenig kümmern' um Moral, um
Humanität und uni' alle die edlen und großen
Grundsätze, mit denen sich sonst die Programme
der bürgerlichen Politik schmücken. Es wird
um einen guten Gewinn seine politische Freiheit
schachern, es wird um einen fetten Profit die
Demokratie hingeben. Eines ist aber wohl noch
bei keiner anderen Nation Ereignis geworden, daß
die Bourgeoisie auch ihr Volk verkauft. Die deutsche
Bourgeoisie aber — wir müssen es gestehen, die
bittersten, die schmerzlichsten, die demütigendsten
Erfahrungen der letzten Monate lehren es uns —
ist imstande, ihr Volk zu verkaufen, und zwar
dann zu verkaufen, wenn dieses Volk zerstört,
blutend, niedergetreten zu Boden liegt. Sprechen
wir nicht von den Dreistigkeiten, deren sich
Franzosen mn Rhein erkühnen — sie wären nicht
möglich, wenn es dort nicht Leute gäbe, die Ver¬
treter der Schwerindustrie und ähnliches Gelichter,
die früher, solange der Nationalismus als Knüppel
gegen die Arbeiter zu verwerten war und als ein
Hilfsmittel des Kriegsgewinns, die Nationalsten der
Nationalen waren und die jetzt in weisen Erwägungen
schon lange bedenken, ob es nicht doch vernünftiger
wäre, eine selbständige Republik zu gründen und
den neuen Herren jenen Keltengeist bedientenhaft
vorzuspielen, auf den sich ein frivoler Redner in
der Pariser Kammer berufen hat. And die
Verräter am Rhein stehen nicht allein! Wir
haben auch unsere heimischen oder jetzt leider nicht
mehr heimischen Kelten in den Sudetenländern
kennen gelernt und wahrlich, bei ihrem Anblick wandelt
sich wieder, wie so oft, wenn man zu dem alten,
geliebten Österreich zurückkehrt, Wut und Zorn in
physischen Ekel. Das also waren die Kerle, die
unsere Arbeiter jahrzehntelang des nationalen Ver¬
rates bezichtigt, die alle Hunde der chauvinistischen
Demagogie hinter ihnen hergetrieben, die mit der
nationalen Phrase das Kleinbürgertum gegen die Forde¬
rungen der Arbeiter aufgeboten haben — das also
waren diese Kerle, die erzdeutschen deutschböhmischen
Fabrikanten, die, kaum daß das heilige Reich der „Be¬
lange" zusammengebrochen war (Heiterkeit)f sofort
den Weg zu den neuen Herren fanden und sofort

klug und weise die Nützlichkeit und Notwendigkeit
des Zusammenhanges zwischen Prag und dem nord-
böhmischen und westböhmischen Industriegebiete zu
erwägen und zu berechnen wußten. Sie waren die
ersten Überläufer, und ich wage die Behauptung,
daß der moralische Widerstand, der in Böhmen an¬
fänglich bei manchen Tschechen gegen den Imperialismus
lebendig war und der jetzt ganz erloschen ist, daß
dieser moralische Widerstand vielmehr wohl die
Furcht vordem aberwitzigen Versuche, 31-/2 Millionen
Menschen unter die Gewalt von 6^/2 Millionen
Menschen zu bringen — eines der tollsten Wage¬
stücke der Geschichte überhaupt —, daß diese Furcht,
diese Bedenken sich zum Teil dadurch auflösten, daß
jene zwar nichtsbedeutenden und fast gar keine
ernsthaft in Betracht kommenden Volksschichten ver¬
körpernden aber desto mehr im Vordergrund stehen¬
den, desto mehr Lärm verbreitenden Vertreter des
Kapitalismus sich in so früher und so vollendeter
Devotion den Anmaßungen des tschechischen Imperia¬
lismus unterwarfen.

And weil das böhmische Beispiel so schön
war, so haben wir es in Wien nur in großstädti¬
scher Erweiterung redlich nachgemacht. Die Geschichte
des Kampfes gegen den Anschluß, meine Herren und
Frauen, ist vor allem innere Geschichte, sie ist ein
Kapitel unserer Moralgeschichte. O, es wird die
Menschen der Zukunft immer bis zur Drolligkeit
seltsam berühren, sie als weltgeschichtliche Posse an¬
muten, daß auf demselben Papier, aus dem
alle die Brandartikel gegen die Entente, gegen das
dreimal verfluchte Albion, gegen Serben und Russen
und Italiener zu lesen waren, daß aus demselben
Papier nach dem Zusammenbruch die Machtträger
der Entente unmittelbar zum Wiener Volk reden
durften. Ja, dieselbe Notizform an derselben Stelle
des Blattes und von derselben Hand geschrieben,
die einst die Lügen des Ballplatzes verbreitete, ver¬
breitet jetzt die Heilswahrheiten verschiedener hoher
Herren aus der Fremde, die uns heute zu gebieten
haben. Es ist der immer gleich bereite Gehorsam,
und ich bin mir dessen gewiß, daß diejenigen, die
heute in den Vorzimmern aller möglichen Missionen
sich herumdrängen, sich morgen ebenso in den Vor¬
zimmern der Beamten der Kommission schmiegen
werden.

Und nun frage ich Sie: Hat der Kampf,
den diese Presse gegen den Anschluß führte, nicht
den Anschlußgedanken in Wahrheit getötet? Sie
werden sagen, das ist eine Übertreibung, der Wille
der Entente sprach dawider. Ich werde mir das
nicht ohne weiteres entgegnen lassen. Mögen die
heutigen Gewalthaber der Entente auch mit dikta¬
torischen Geberden austreten, sie sind nicht russische
Generale von einst, nicht österreichische Staats¬
anwälte von einst. Sie kennen das Volk, aus dem
sie emporgestiegen sind, dieser Kenntnis, der sicheren
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Beobachtung und Beherrschung der Volksseele, ver¬
danken sie allein ihre Macht. Lloyd George und
Clemenceau werden Sie nicht lehren, was wirk¬
licher Volkswille vermag, denen werden Sie nicht
einreden, daß ein geschlossen denkendes und fühlen¬
des Volk wirklich einem fremden Gebot unterworfen
werden könnte. Es ist sicher, wenn hier ein einiger,
ungebrochener zweifelloser Wille zutage getreten
wäre und wenn das Treiben der Wiener Presse
nicht die Politik, die wir, die Sozialdemokraten, in
der Person meines Parteifreundes Bauer hier
machten, nicht konterkariert hätte, so hätten die Dinge
einen anderen Ausgang nehmen müssen. Denn die sein¬
siebenden Seelenkenner, die feinfühlenden Beobachter
der Massenpsyche, die englischen und die französischen
und amerikanischen Volksbeherrscher wissen, daß,
wenn ein Volk etwas wirklich will, wenn es etwas
leidenschaftlich will, wenn in dem Volke ein Frei¬
heitsgedanke groß und stark und unbeugsam waltet,
wenn es keinen gibt, der an diesem Gedanken zweifelt,
wenn dieser Gedanke herrscht als Gefühl des Untcr-
bcwußtseins und jedes zutage tretende Gespräch und
das ganze Handeln eines Volkes bestimmt, so wie es bei
den Freiheitsgedanken der Italienern der Fall war:
dann gibt es keine Gewalt und am wenigsten heute
eine Gewalt, die mehr als Ephemeres erzeugen
könnte, sobald sie Scheidungen schafft, wo das Band
der nationalen Einheit nicht in Worten, nicht in
Programmen, sondern in der ungebrochenen Kraft
des Gefühles lebt.

Und es war nun das Vergehen der Wiener
bürgerlichen Presse, diese Front durchbrechen und vor
die Schicksalentscheidenden in Paris das täuschende
Bild zu stellen, als wäre hier ein Schwanken und
ein Wanken, und als wären wir bereit, um irgend¬
einen niederen Lohn die Verbindung, das Blutbaud
niit dem deutschen Volke im Reich auszugeben. Und
das war mindestens, wenn auch nicht das volle
Maß der Gründe, so doch sicher — und der späte
Eintritt der Verbotsklausel spricht auch für meine
Auffassung — ein gewaltig bestärkender Grund für
das Vorgehen der Entente.

Man kann aber, meine Herren, solche selt¬
same Handlungen nicht in die Welt setzen, ohne daß sie
auch ihre Folgen zeitigen. Es wird vielleicht einmal
bekannt werden, mit welch freigebiger Bruderhand
uns Deutschland empfangen, wie wahrhaft brüder¬
lich es mit uns die Lasten teilen, wie es uns wirk¬
lich die Möglichkeit bieten wollte, wiederum auszu¬
leben. Und wenn diese ganze Wahrheit bekannt werden
wird, dann wird die Wut, die Empörung sich im
Volke erheben, das man betrogen, dem man die
letzte Möglichkeit zu einem selbständigen und erträg¬
lichen Dasein abgeschnitten hat. Aber gut. Sie
ist nun abgeschnittcn. Dieselben, die uns hinein¬
getrieben haben in das Blutmeer des Krieges

als Diener einer höheren Gewalt, die haben nun
als Diener einer fremden Gewalt daran mitgewirkt,
daß dieses letzte Band, das uns ans Leben bindet,
zerrissen wurde. Da stehen wir nun, ein Trümmer¬
werk! Stehen verlassen, allein. Ach, wollen wir doch
keine Phrasen gebrauchen! Wir können' in Wahrheit
nicht leben, dieser Staat mit einer Landwirtschaft,
die nur für wenige Monate des Jahres den Bedarf
deckt, ohne Rohstoffe, ohne die großen Industrien,
diese Verquickung einer Weltstadt mit den starren¬
den Felsen der Alpen: wo sind seine Lebens-
möglichkeiten? Ist seine anbesohlene Unab¬
hängigkeit nicht die traurigste Hungerabhängig-
keit? Ja, das ist die Tatsache und diese Tat¬
sache muß auch ihre Folgen zeitigen. Meine
Herren, wenn wir an Deutschland angeschlossen
wären, es wäre sicherlich kein leichtes Dasein ge¬
wesen. In die Tiefe hinabgestürzt mit dem deutschen
Volk — aber wie seicht ist diese Tiefe gegenüber dem
Abgrunde, in dem wir liegen — in diese Tiefe hinab¬
gestürzt hätten wir uns doch wieder hinaufgearbeitet
mit dem deutschen Volke, mit diesem Volke, das,
sobald die inneren Wirren Vorbeigehen, sich wieder
aufrichten wird in seiner alten Kraft und Tatenlust
und das i in seinen weiten Grenzen auch die
materiellen Voraussetzungen für den Wiederaufbau
der Wirtschaft hat. Wir haben sie nicht. Und wenn
daher das Bürgertum in Deutschland mit dem
Reichsnotopfer wegkommen kann, so wird es bei
uns bei dem Reichsnotopfer nicht bleiben. Uns geht
es an die nackte Existenz und für diese nackte
Existenz der 6 Millionen wird die verfehlte Politik
seines Bürgertmns bezahlen müssen. Wir werden
andere als Reichsnotopser fordern müssen, wir
werden anders, radikal hineinschneiden müssen in
den Vermögenskörper des Kapitalismus von Deutsch-
österreich, der sich zweimal den Luxus gestattet hat,
weltgeschichtliche Tollheiten zu begehen. Dieses
Urteil spricht nicht die Bosheit einer Partei,
sondern die Not des Sechsmillionenvolkes wird es
fällen und wird die Vollstreckung heischen.

Aber weil die Dinge so liegen, hat es mich
einigermaßen gewundert — ich möchte mich wahr¬
lich nicht in Poleniik verlieren —, daß mein Vor¬
redner Ihnen Vorschlägen konnte, daß wir aus Grund¬
lage des jetzigen Vertrages den Frieden nicht schließen
möchten. Er hat uns die tröstliche Versicherung
gegeben, es sei noch nicht das letzte Wort. Aber bei
aller Achtung vor dem Redner — ich weiß nicht,
ob wir ihm mehr Glauben schenken sollen als der
Entente, die gesagt hat, es sei ihr letztes Wort,
und die ausdrücklich erklärte, daß sie, wenn wir
dieses letzte Wort nicht mit einem endgültigen
„Ja" erwiedern, ihre Maßnahmen ergreifen werde.
Mein Vorredner hat gemeint, die Entente gelte
für so menschlich und sie werde doch 6*/2 Millionen
Menschen nicht verhungern lassen. Meine Herren

www.parlament.gv.at



786 29. Sitzung der Konstituierenden Nationalversammlung für Deutschösterreich am 6. September 1919.

und Frauen, für diese 61/* Millionen Menschen
find wir verantwortlich und wir können es auf
keine Probe der Menschlichkeit Anderer ankommen
lassen! (Lebhafte Zustimmung.) Wir müssen die
Bürgschaften dafür haben, daß diese 6 Vs Millionen
Menschen leben können und wir wissen seit Monaten:
sie können nur Dank der Hilfe der Entente leben,
sie leben nur durch ihre Gnade und wir möchten
es nicht aus eine auch nur 14tägige Probe der
Ungnade ankommen lassen. (Sehr richtig!)

Weil dem so ist, so bestreite ich den Herren
von der Großdcutschen Partei das Recht, heute
Opposition zu machen. Man kann sonst in anderen
Fragen in der Opposition sogar manchmal um
Grade über das hinausgehen, was man selbst
leisten könnte, weil es doch noch immer in der Linie
dessen liegt, was man leisten will und weil im
Kampfe Übertreibungen Vorkommen dürfen. Aber
man kann nie etwas fordern, was man selbst dem
Begriff nach nie leisten könnte. Und stünden Sie
heute da als Verantwortliche, wüßten Sie nicht,
daß ihr Votum gedeckt ist durch unser Votum, un¬
schädlich gemacht ist durch unser Votum (lebhafte
Zustimmung!), so würden Sie es selbst nicht wagen,
Nein zu sagen, sondern würden genau so Ja
sagen wie wir. Und wäre dies aus keinem andern
Grunde notwendig, so wäre es notwendig um dieser
Hunderttausende willen, die draußen in der Kriegs¬
gefangenschaft schmachten (lebhafte Zustimmung)
und denen jeder Tag der Verzögerung neue Häufung
ihrer Qualen bedeutet. Vergessen wir nicht, daß
jeder Monat, der draußen für unsere Gefangenen
vergeht, neue Tausende von Todesopfern fordert.
Sie zu retten, sie zu ihren Familien zurückzuführen
und ein schwer zerrüttetes Dasein wieder aufbauen
zu lassen aus einem neuen Untergründe, das ist
eine unserer heiligsten Pflichten.

Allein wenn wir darum sagen: Wir müssen
unterschreiben, so tmr wir es wahrlich in dem vollen
Gefühl dessen, was diese Handlung bedeutet. Wir
tun es wie jemand, der seine Waffe zückt gegen das,
was ihm das Liebste und Teuerste- ist. Denn wir
täuschen uns darüber nicht, daß die Annalen dieses
Friedens eingeschrieben sein werden in den Sterbe¬
listen unserer Säuglinge, eingeschrieben sein werden auf
den blassen und abgehärmten Gesichtern unserer Kinder
und Frauen, ausgedrückt sein werden in der ergebnislosen
Arbeitsqual unserer Männer. Und, was dem rechten
Manne noch mehr ist als Leben und Gesundheit:
wir wissen, baß wir mit diesem Friedens vertrage
unsere halbe Selbständigkeit, unsere halbe Freiheit
dahingeben, daß wir unserer halben Spuveränität
beraubt sind, daß über uns eine Macht gesetzt ist,
die uns dient zur Verknechtung, denen aber, die sie
über uns gesetzt haben, wahrlich nicht zum Ruhme.
(Zustimmung.)

Aber wir müssen, wir müssen, weil wir sonst
zu Mördern werden an denen, denen wir Vertreter
sind. (Lebhafter, lang anhaltender Beifall und Hände¬
klatschen. — Beifall auf der Galerie.).

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Dr. Reut-Nicolussi.

Abgeordneter Dr. Reut-Nikolussi: Hohe
Nationalversammlung! In der Stunde, in der sich
die Wolken eines schweren Verhängnisses über Tirol
zusammcnballen, bin ich von meinen Kollegen aus
Tirol beauftragt worden, hier unsere Auffassung
zum Friedensvertrag zum Ausdruck zu bringen. Die
Ausführungen des Herrn Staatskanzlers entheben
mich der Verpflichtung, auf die Fadenscheinigkeit
und Unhaltbarkeit jenes einzigen strategischen Grundes
hinzuweisen, den die Entente angeführt hat, um die
Abtretung Südtirols, seine Auslieferung an Italien
zu rechtfertigen. Vielleicht ist es aber nicht zwecklos,
daß ich hier nur die geschichtliche Tatsache fest¬
stelle, daß im Verlaufe des letzten Krieges die ganze
österreichisch-ungarische Wehrmacht dreimal versucht
hat, die südliche Barriere der Alpen im Lande
Tirol zu durchstoßen und Italien tatsächlich so zu
bedrohen, wie es die Entente im Begleitschreiben
zum Friedensentwurfe darstellt. Es ist jedesmal
mißlungen. Hohe Nationalversammlung! Wäre die
Grenze in Tirol so gezogen, wie es Vernunft und
Recht gebieten, so würde Italien zu dieser letzten
Barriere noch vier weitere starke, unüberwindliche
Zonen für seine Verteidigung bekommen. Es ist
also von diesem Gesichtspunkte historisch widerlegt,
was im Begleitschreiben zum Friedensentwurf der
Entente für diese Vergewaltigung Tirols ange¬
führt ist.

Nun zur Haltung der Tiroler Abgeordneten
zum Friedensvertrag. Erlauben Sie mir, daß ich
Ihnen zur Kenntnis bringe, was der Tiroler
Landesrat über den Friedensvertrag, dieser Tage
beschlossen hat (liest):

„Laut der der deutschösterreichischen Delegation
zugekommenen Antwortnote der Friedenskonferenz
ist über den Inhalt des Friedensvertrages die end¬
gültige Entscheidung gefallen. Die Bestimmungen
des zweiten Abschnittes über die Staatsgrenzen,
wodurch Deutschsüdtirol Italien zugesprochen wird,
wurden trotz aller Einwendungen und Proteste
nicht geändert. Tirols Einheit soll zerschlagen, das
deutsche und ladinische Südtirol soll seiner Freiheit
beraubt und, ohne daß die Bewohner gefragt
wurden, gegen deren Willen einem volksfremden
Nationalstaate unterworfen werden.

Die Frage, ob dieser Vertrag im Namen
von Deutschösterreich unterzeichnet und von der
dentschösterreichischen Nationalversammlung ratifiziert
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wird, hält der Tiroler Landesrat bei der Zwangs¬
lage, in der sich Deutschvsterreich befindet, für
nebensächlich.

Entscheidend erscheint der Vertretung des
Landes Tirol, daß kein Rechtsfriede, sondern ein
Gewaltfriede vorliegt, auferlegt unter Bedingungen,
durch welche die von den siegenden Staaten selbst
als Grundlage des Friedens verkündeten Rechts¬
grundsätze vergewaltigt werden.

Tirol erkennt daher den Zustand, der durch
den Frieden geschaffen werden soll, nicht als Rechts¬
zustand an und wendet sich schon jetzt an den Völker¬
bund, damit er dem betreffs Südtirol mit Füßen
getretenen Selbstbestimmungsrechte Anerkennung ver¬
schaffe und im Interesse der Aufrechthaltung des
Friedens und gerechter und ehrenhafter Beziehungen
zwischen den Nationen das schwere Unrecht befestige,
das dem Lande Tirol widerfahren ist."

Das, hohe Nationalversammlung, ist der
Beschluß des Tiroler Landesrates zur Friedensfrage.
In Südtirol haben im Verlaufe der letzten Woche
die Vertreter sämtlicher Parteien beim italienischen
Gouverneur Gredaro vorgesprochen und haben ihm
einmütig eine Rechtsverwahrung zur Kenntnis
gebracht, womit sie den Friedensvertrag in der
jetzigen Fassung ablehnen und für immerwährende
Zeiten auf dem Selbstbestimmungsrechte Südtirols
bestehen. Sie werden es mir zubilligen, daß ich als
Südtiroler keine andere Haltung einnehmen kann. Es
ist jedes Pathos zwecklos und es ist auch unmöglich,
jene Gefühle zu schildern, die einen Mann beseelen,
der in den Reihen der Tiroler Jäger gegen Italien
gekämpft, der beim Schutze seines Vaterlandes sein
Blut vergossen hat und jetzt mit seinem Volke in
die Knechtschaft wandert. Nur eines kann ich sagen:
gegenüber diesem Friedensvertrage haben wir mit
jeder Fiber unseres Herzens, in Zorn und Schmerz
nur ein Nein, ein ewiges und unwiderrufliches
Nein! (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Hohe Nationalversammlung! Ich kann nicht
gegen die wichtigen Gründe polemisieren, denen sich
ja niemand verschließen kann, welche die National¬
versammlung bestimmen werden, vielleicht einen
anderen Beschluß zu fassen, als er eben uns diktiert
ist. Aber ich kann hier in Ihrer Mitte namens
meiner Parteikollegen aus Tirol nur seststellen, daß
Tirol selbst an dieser Entscheidung keinen Anteil
haben will, daß es sich weder positiv noch negativ
an dieser Entscheidung beteiligen kann und daß wir
daher an der Beschlußfassung über die Unterferligung
des Friedensvertrages nicht teilnehmen werden.

Wenn ich dieser Präzisierung unseres Stand¬
punktes noch etwas hinzufügen möchte, so ist es
eine Bitte: Es wird jetzt in Südtirol ein Ver¬
zweiflungskampf beginnen um jeden Bauernhof und
uni jedes Stadthaus, um jeb^rt Wald und um

jeden Weinberg, es wird ein Kampf sein mit allen
Waffen des Geistes und mit allen Mitteln der
Politik, ein Verzweiflungskampf deshalb, weil wir
eine Viertelmillion Deutsche sind gegen 40 Millionen
Italiener, wahrhaft ein ungleicher Kampf! Verehrte
Damen und Herren! Sowohl aus den Worten des
Herrn Staatskanzlers wie aus jenen des Herrn
Präsidenten Hauser hat das Versprechen geklungeH
daß Sie die Solidarität der Sprache, der Kultur
und der Geschichte, die Südtirol bisher mit Deutsch¬
österreich verbunden haben, nicht vergessen wollen.
(Rufe: Gewiß nicht!) Wir nehmen Sie beim Worte.
Wenn wir jetzt in diese finstere Zukunft hineingehen,
so soll das doch unser einziger Trost sein, daß wir
Landsleute und Volksgenossen haben, die uns in
unserer Stunde der Not nicht vergessen, die uns
in diesem entsetzlichen Ringen, das nun anhebt,
ihre Hilfe leihen werden, jene Hilfe, die sich
ergeben muß aus unserer gemeinsamen deutschen
Freiheitsliebe.

Gestatter: Sie, daß ich hier daran erinnere,
wie Jakob Grimm vor genau „71 Jahren in der
Frankfurter Nationalversammlung als ersten Artikel
der deutschen Verfassung die Worte vorgeschlagen
hat: „Alle Deutschen sind frei, deutscher Boden
duldet keine Knechtschaft und selbst der fremde
Unfreie, der ihn betritt, wird frei." Meine Herren
und Damen, die Zukunft hat nur zwei Möglich¬
keiten: Entweder werden aus dem Angesichte der
Menschheit jene häßlichen Falten des Hasses, der
Rachsucht und der Raubgier weggewischt und es
wird das Recht neu geboren, oder aber es muß zu
einem deutschen Sklavenaufstand kommen, damit
wieder wahr werde, daß alle Deutschen frei sind,
daß deutscher Boden keine Knechtschaft kennt und
daß sogar der Fremde, der auf unfern Boden
kommt, hierin deutscher Luft frei wird. (Stürmischer,
anhaltender Beifall und Händeklatschen. — Redner
wird vielseitig beglückwünscht.)

Präsident: Zu einem formellen Antrag
hat sich der Abgeordnete Forstner zum Worte
gemeldet; ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Forstner: Ich beantrage
Schluß der Debatte.

Präsident: Ich bitte die Plätze einzu¬
nehmen. Der Abgeordnete Forstner beantragt
Schluß der Debatte. Ich bitte jene Mitglieder, die
dem Anträge zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht..) Der Antrag ist angenommen.

Zum Worte sind noch gemeldet: Für die
Abgeordneten Kunschak, Burian, Schönsteiner,
Födermayr, Seipel, Aigner, Goldemund,

IHeinl, Meißner, Hermann, Pick, Ellenbogen,
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Polke, Hölzl, Dvorak; gegen sind gemeldet die
Abgeordneten Skaret, Muchitsch, Richter,
Forstner, Adler, Hueber, Schiegl, Daune-
berg, Wutte, Schönbauer, Kittinger, Ursin,
Gimpl, Mayr, Eiseuhut, Fischer, Molinari,
Paulitsch, Steinegger, Niedrist, Dr. Luchner,
Haueis, Kraft.

Ich bitte die Mitglieder, die sich pro eiuge-
zeichnet haben, sich rechts, und die Mitglieder, die
sich kontra eingezeichnet haben, links zur Wahl der
Generalredner §u versammeln. (Nach Vornahme der
Wahl:) Zum Generalredner kontra wurde Abge-'
ordneter Muchitsch, zum Generalredner pro Abge¬
ordneter Kunschak bestimmt.

Nachdem der letzte Redner ein Kontraredner
war, erteile ich dem Generalredner pro, Abgeord¬
neten Kunschak, das Wort.

Abgeordneter Kunschak: Hohes Haus! Die
größte Tragödie unseres Volkes und nicht nur
dieses allein, sondern die Tragödie Europas und
der gesamten gesitteten Menschheit hebt zum Schluß¬
akte an. Erschütternd sind die Bilder, die sich in
diesem Augenblick vor unserem Auge austun, und
wenn in unserer Brust zwei Gefühle um die Vor¬
herrschaft ringen, ist es schwer zu entscheiden,
welches von beiden den Vorrang erhalten soll: Die
tiefe Beschämung ob der uns zugedachten Er¬
niedrigung oder die Empörung ob des unerhörten
Unrechtes und der Vergewaltigung, die man uns
zufügt, wobei man noch die ganze Menschheit an-
ruft als Zeugen des „Wohlwollens", das man uns
gegenüber im Herzen trage.

Wir sollen entscheiden über die Frage, ob der
uns von unseren Abgesandten nach St. Germain
überbrachte Friedensvertrag unterschrieben werden
soll oder nicht. Eigentlich klingt es ganz unver¬
ständlich und widerspruchsvoll, wenn wir uns die
Rolle des Entscheiders zmnuten. Die Frage ist doch
entschieden, die Nationalversammlung hat gar
nichts mehr zu entscheiden. Entschieden war sie an
dem Tage, als die Machthaber in Paris unter ihr
Machwerk die Unterschrift gesetzt und ihren Abge¬
sandten zur Überreichung an unsere Delegation be¬
auftragt haben. Unsere Aufgabe ist heute nur mehr
die Erfüllung einer Formalität. (Sehr richtig!)
Denn, wenn man jemandem eine Entscheidung
unterbreitet, muß man ihm vor allem andern die
Freiheit der Entschließung geben und die hat man
uns durch das kategorische Entweder-Oder längst
genommen. (Zustimmung.)

Die Freiheit der Entschließung ist uns nicht
gegeben. In dem Augenblick, wo wir die Frage be¬
antworten sollen, ob wir uns in die Knecht¬
schaft der sogenannten Sieger — Sieger bar jedes

Gerechtigkeitsgefühls und bar jeden ritterlichen
Sinnes (Sehr richtig!) — begeben sollen, sind wir ja
längst schon Knechte geworden. Als unsere Abge¬
sandten dieses Machwerk, diktiert von Ranküne,
von Haß und Heuchelei, entgegengenoumlen haben,
war uns schon der Stempel der Knechtschaft auf
die Stirne gedrückt. Wir sind kein freies Volk
mehr, kein freier Staat mehr, und wir sind nicht
mehr der Willensvollstrecker eines freien Volkes,
wir sind zu Statisten des Willens der Entente
heruntergesunken. Unsere Ausgabe ist es nicht mehr,
eine positive Handlung zu vollziehen, sondern deko¬
rative Wirkungen hervorzubringen, damit das
Schandwerk in der Öffentlichkeit etwas günstiger
und schöner aussehe. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

„ Eine Erfahrung des täglichen Lebens drückt
sich aus in dem Worte: Kleider machen Leute. Je
größer der Lump, um so mehr ist er bemüht, sich
möglichst sein herauszustaffieren. Durch die Kleidung
will er verbergen, was ihm an innerem Wert, an
seinem Charakter und seiner Moral gebricht, durch
die Kleidung will er imponieren und tauschen. Die
Kleidung, die gute Auswahl der Kleidung ist bei
ihm gleichzeitig auch noch der Ausdruck eines ge¬
wissen Schamgefühles. Wenn er schon ein Lump
ist, will er wenigstens nicht gleich auf den ersten
Blick von aller Welt als Lump erkannt werden.
(Zustimmung.) Der Arzt wieder, der einen Schwer¬
kranken zu behandeln hat, verabreicht ihm gefähr¬
liche oder sehr unschmackhafte Medikamente in
Umhüllung. Die ' bittere Pille wird verzuckert
oder wenigstens vorher in eine Oblate eingewickclt.
Was uns hier als Friedensvertrag geboten wird,
ist uns auch nicht nackt gegeben worden, ist auch
gekleidet, eingehüllt in eine sogenannte Mantelnote,
ist eingehüllt in eine Oblate. Wenn wir aber diese
Mantelnote auf ihre Schönheitswirkung, wenn wir
sie auf ihre Schmackhaftigkeit und auf den Ge¬
schmack prüfen, dem sie ihr Entstehen verdankt,
dann muß man sagen, die Herrschaften haben kein
Gewicht darauf gelegt, in der Öffentlichkeit den
wahren Charakter ihrer Absichten durch eine hübsche
Mantelnote zu verbergen. Sie haben gar nicht das
Bedürfnis empfunden, die bittere Pille durch freund¬
liche Worte uns schmackhafter erscheinen zu lassen.
In voller Schamlosigkeit stellen sie den Friedens¬
vertrag vor uns, in volle Schamlosigkeit haben sie
ihn eingehüllt . . .

Präsident (das Glockenzeichen gebend):

Ich muß den Herrn Redner bitten, sich in seinen
Ausführungen vorsichtiger auszudrücken und, ob¬
wohl ich von vornherein annehme, daß er nicht
die Absicht hat, sich in beleidigenden Äußerungen
zu ergehen, doch auch den Schein zu ver¬
meiden, als wollte er Beleidigungen gegen die
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Mächte aussprechen, zu denen wir eben in freund¬
schaftliche Beziehungen treten sollen.

Abgeordneter Kunschak: Ich erlaube mir
selbstverständlich gegen die Ermahnung des Herrn
Präsidenten keinen Widerspruch und konstatiere,
daß es mir nicht einfällt, gegen irgend jemand be¬
leidigend aufzutreten. Aber des deutschen Mannes
Pflicht ist Wahrhaftigkeit, (lebhafter Beifall und
Händeklatschen.) Wenn des Kindes Nmne häßlich
ist, dann mögen seine Väter das verantworten.
(Zustimmung.) Die Mantelnote, die uns hier vor¬
liegt, macht auf uns sofort den Eindruck, daß es
sich hier nicht um eine Oblate handelt, die man
verwendet, um etwas leichter zum Schlucken zu
bringen, sondern daß es sich hier um ein Kleid
handelt, das man vorher in die Jauche getaucht
hat, um schon unserem Geruchsinne zum Bewußt¬
sein zu bringen, daß wir Knechte geworden sind,
die des Stallgeruches nicht mehr los werden sollen.
(Lebhafte Zustimmung.)

Es wird uns in dieser Mantelnvte vor¬
gehalten, warum wir so gedemütigt werden müssen,
was wir an der Menschheit und an unseren Feinden
verbrochen haben, daß wir so gezüchtigt werden
müssen. Die Mantelnote besagt, daß wir eines der
unerhörtesten Verschulden dadurch uns haben zu
schulden kommen lassen, daß der Sitz der Re¬
gierung in unserer Hauptstadt gelegen hat, der Sitz
der alten österreichischen Regierung in Wien war.
Also ein ganz lokales Moment wird uns hier als
Verbrechen angedichtet. Die Vertreter der Entente
übersehen aber, daß das SBien von heute nicht mehr
das Wien von ehedem ist. Das Wien von heute
ist die deutsche Hauptstadt des kleinen deutschen
Österreich, das Wien von ehedem war die k. k.
Reichshaupt- und Residenzstadt. Ein gewaltiger
Unterschied in der Bewertung der Bedeutung der
Stadt von einst und jetzt! Daß die Regierung von
damals, die Regierung, die den Krieg erklärte, die
Regierung, die den Krieg führte, die Machthaber,
die den Krieg verloren haben, ihren Sitz in Wien
hatten, dafür kann man unmöglich uns die Ver¬
antwortung aufladen, es uns noch zur Schuld an¬
rechnen, uns, die schon längst in aller Klarheit
und Deutlichkeit jede Gemeinsamkeit und Gemein¬
schaft mit den verantwortlichen Faktoren von ehe¬
dem gelöst haben. Und man müßte doch untersuchen,
wer denn diese verantwortlichen Faktoren von
damals waren. Waren das etwa nur Vertreter der
Deutschen in Österreich oder des kleinen Restes der
Bevölkerung von Deutsch österreich? Keineswegs.

Es ivird uns weiter die kühne Behauptung
an den Kopf geworfen, daß unser Volk, also die
Bevölkerung des kleinen Deutschösterreich, den Krieg
stürmisch mit seineul Beifall begrüßt habe und vom
Beginn bis zu dessen Ende sein glühender Anhänger

gewesen sei. Auch diese Behauptung kann nur auf völlig
unzutreffenden und unzulänglichen Informationen be¬
ruhen, die von bewußt die Tatsachen fälschenden Infor¬
matoren gegeben worden sind. (Sehr richtig!) Es ist
nicht geleugnet und soll nicht geleugnet werden, daß, als
der Krieg ausbrach, durch große Teile der Bevölke¬
rung, durch den größten Teil der Bevölkerung, nicht
nur der deutschen Bevölkerung, sondern all der
Nationen, die Österreich-Ungarns Bevölkerung aus¬
gemacht haben, ein Aufschrei der Erleichterung ge¬
gangen ist, daß man wirklich den Kriegsausbruch
begrüßt hat. Das hat aber nicht dem Ausbruch des
Weltkrieges gegolten, sondern dem Ausbruch einer
kriegerischen Verwicklung zwischen der Monarchie
und dem kleinen Serbien. Damals hat von den
Leuten, die dem Kriege zugestimmt haben, niemand
daran gedacht, daß sich dieser Krieg auch gegen
Frankreich und Rußland richten werde, gegen Eng¬
land und Amerika und schließlich auch gegen Italien,
dessen Vertreter dauials Huldigungen in Wien dar¬
gebracht worden sind, die dieser mit Worten der
Zustimmung und Zeichen des Dankes vom Balkon
der italienischen Gesandtschaft herunter quittiert hat.
(Sehr richtig!) Also nicht allein die deutschöster-
reichische Bevölkerung, die österreichisch-ungarische
Bevölkerung hat in ihrem großen Teile den Krieg
begrüßt, den Krieg zwischen Serbien und Österreich-
Ungarn. Daß dieser Krieg sich zum Weltkrieg aus¬
gewachsen hat, mögen jene Leute geahnt haben, die
in die Verhältnisse näher eingeweiht waren. Der
Volksmasse war dies verborgen. Und wenn die
Diktatoren von Paris heute mit der Behauptung so
rasch zur Hand sind, daß die Kriegserklärung an
Serbien gleichbedeutend war mit der Kriegserklä¬
rung an die ganze Welt, so liegt der Verdacht sehr
nahe, daß die Leute damals, als Serbien einge-
griffen hat, Serbien schon nicht mehr als selbstän¬
digen Staat, sondern nur mehr als vorgeschobenen
Posten, als agent provocateur betrachteten. (Leb¬
hafter Beifall.) Man macht uns also zu Unrecht
die Schuld am Weltkriege zum Vorwurf.

Und wer gibt denn den Männern in Paris
das Recht, so kategorisch uns die Schuld am Aus¬
bruche des Weltkrieges und just der Bevölkerung
von Deutsch österreich die Mitschuld daran zu¬
zuschreiben? Ist denn diese Frage überhaupt schon
entschieden? Ist denn diese Frage überhaupt schon
geklärt? Ja, ist diese Frage überhaupt schon ernst¬
haft untersucht worden? Wer wagt es heute, in
diesem Weltendrama die Entscheidung positiv mit
Namensbezeichnung zu treffen? Wer wagt es, ob
Politiker oder Diplomat oder Wissenschaftler? Alle
klugen und gerechten Männer der ganzen Welt halten
mit ihrem Urteil zurück und wenn sie ein Urteil
abgeben, so ist es nur das, daß die ganze gesittete
Welt die Verpflichtung hat, sich ruhig und leiden¬
schaftslos an einem Untersuchungstische zusammen-
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zusetzen, um einwandfrei festzustellen, wer an dieser
Katastrophe der Welt und Kultur schuldtragend ist,
und die Schuldtragenden dann dem Urteile der
Weltgeschichte zu überantworten. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.) So lange ein solches aus¬
gereistes und in den tatsächlichen Verhältnissen
fundiertes Urteil nicht vorhanden ist, sind die
Machthaber in Paris nicht berechtigt, ihren Urteils¬
stab über uns zu brechen, und noch weniger sind
sie berechtigt, aus diesem ihrem voreiligen und nicht
zu begründenden Urteil über uns auch noch den
Schuldspruch zu fällen. (Zustimmung.)

Ich will mich nicht weiter auf die Erörterung
der Frage einlassen, wer an dieser großen Welten¬
tragödie schuld trägt. Ich will es nicht tun, weil
ich einbekenne, daß auch ich nirr nach meinem
Gefühl und nach meiner unzulänglichen Information,
nach meinem engen Gesichtskreis urteilen würde und
daher logischer- und konsequenterweise zu einem
schiefen Urteil gelangen müßte. Aber dennoch ist es
mir erlaubt, darauf zu verweisen, daß der Welt¬
krieg doch nicht mit der Kriegserklärung oder dem
Ultimatum vom Juli 1914 begonnen hat, sondern
daß diesem Weltkriege Jahre voraus schon die
Ouvertüre gespielt wurde, und vielleicht wird die
Weltgeschichte und das Weltgericht es auch bestätigen,
daß in dieser Ouvertüre ein englischer Machthaber,
der Einkreisungspolitiker König Eduard der Prim¬
geiger gewesen ist. (Lebhafte Zustimmung.)

Nachdem man uns die ungerechtfertigte und
nicht zu rechtfertigende Beschuldigung an den Kopf
geworfen hat, nachdem man uns mit Gewalt zum
Schuldigen gemacht hat, spricht man auch noch das
Todesurteil über uns und verlangt von uns, weil
man die Macht dazu hat, daß wir dieses Todes¬
urteil noch unterschreiben. Vor wessen Gedächtnis
taucht da nicht die Erinnerung an die Grausam-
keiten und Schrecklichkeiten der mittelalterlichen
Inquisition auf? Willst du sofort in Stücke gerissen
werden oder willst du langsam dem Hungertode,
dem tiefsten Elend überantwortet werden, dann
sage Nein. Willst du aber weitervegetieren, dann
sage Ja, und wenn dieses Ja auch von Dir in
Deinem Innern als eine Lüge empfunden wird. In
dieser Rolle befinden wir uns im gegenwärtigen
Augenblick. Und da hat man noch die Geschmack¬
losigkeit, um keiü schärferes Wort zu gebrauchen, in
der Mantelnote die Behauptung auszustellen: „Wir
würden entsprechend den geheiligten Regeln der
Gerechtigkeit behandelt." Wenn es je ein Sakrileg
gegeben hat an dem gesunden Menschenverstand,
ein Sakrileg gegeben hat an der Wahrheit, ein
Sakrileg an dem guten Geschmack, in der Be¬
hauptung, „daß wir nach den geheiligten Regeln
der Gerechtigkeit behandelt werden", ist dieses
Sakrileg im höchsten Maße zum Ausdrucke gebracht.

Man sagt uns da noch eine Reihe anderer
fluchwürdiger, ruchloser und strafwürdiger Hand¬
lungen nach: wir hätten ein System der Herrschaft
und Bedrückung der anderen Bolksstämme gut¬
geheißen und gestützt; wir hätten Millionen von
Bürgern der alten Monarchie in Zwangsherrschaft,
in Not und Elend verkommen lassen und erst der
Weltkrieg und der Eingriff der westlichen Mächte
habe kommen müssen, um diese Völker wieder an
das Licht der Freiheit gelangen zu lassen.

Hohes Haus! Wer die Geschichte des alten
Österreich, die Geschichte seiner Regierungshand¬
lungen und seiner parlamentarischen Arbeiten ver¬
folgt hat oder sich die Mühe gibt, sich in diesem
Gestrüpp zu orientieren, wird zur Erkenntnis ge¬
langen, daß auch diese Behauptung nicht richtig ist.
Ob das alte Österreich es immer verstanden hat,
seine nationale Politik in die richtigen Wege zu
leiten, ob und in welchem Maße die Entscheidungen
auf nationalem Gebiete einwandfrei gewesen sind,
soll hier nicht untersucht werden. Man komme uns
aber nicht mit der Behauptung, daß die anders¬
sprachigen Völker in unserem Staate schlecht gehalten
worden sind. Wenn wir vom tschechischen Volke
sprechen — die Ansichten sind oft weit auseinander¬
gegangen in der Frage, welche Stellung dem
tschechischen Volke im Rahmen Österreichs zugedacht
und zugebilligt werden sollte —, so muß und darf
festgestellt werden: Das tschechische Volk hat sich in
Österreich der größeren oder kleineren Freiheit,
deren sich das deutsche Volk erfreuen konnte, in
gleicher Weise miterfreut. (Sehr richtig!) Wenn
wir nicht immer mit unserer Gesetzgebung, mit
unserer Verwaltung aus der Höhe demokratischen
Empfindens und freiheitlicher Entwicklung gestanden
sind, dann hat das nicht einseitig etwa nur gegen¬
über der tschechischen Nation gegolten, dann war
das eben der Ausdruck der feudal-kapitalistischen
Herrschaft, aus der heraus wir den Entwicklungs¬
gang zu einem demokratischen Staate genommen
haben und unter der die Deutschen genau so gelitten
haben wie die Tschechen und die anderssprachigen
Bewohner dieses Staates.

Was die wirtschaftliche Lage der anderen
Völker anlangt, so haben sie wahrhaftig kein Recht,
sich zu beklagen. Die südslawischen Länder waren
ja eine ständige Passivpost im Haushalte Österreichs.
(Sehr richtig!) Jahr für Jahr sind Millionen und
Millionen in die südslawischen Länder hinunter¬
gewandert, um auch diese unsere ehemaligen Mit¬
bürger zur Erkenntnis, zur Anschauung und zum
Genüsse wahren kulturellen Fortschrittes zu bringen.
(Zustimmung.)

Ein ganz eigenes Kapitel bietet auch die
Stellung der Polen in unserem alten Österreich.
Die Tatsache, daß das wichtige Finanzressort mit
ganz geringen Unterbrechungen unausgesetzt in den
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Händen der polnischen Delegation gelegen war
(Zustimmung), bezeichnet ja so recht, welchen Ein¬
stusses sich diese Leute erfreut haben. Und wenn
man heute in unserer Verwaltung und in unseren
Staatsämtern bis hinunter zu der kleinen unter¬
geordneten Bezirksbehörde so viel Beamte findet,
deren Name aus das bekannte „ski" ausklingt, so
ist das auch nur ein Beweis dafür, daß die Macht¬
fülle der Polen im alten Reiche so groß war, daß
sie ihre Intelligenz aus Kosten unserer Intelligenz
an die staatliche Krippe zu bringen vermochten.
(Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Wenn wir die Frage vom Standpunkte der
kulturellen Entwicklung beurteilen, dann, hoch¬
ansehnliche Versammlung, darf gerade ein Volk, das
uns mit so viel Haß, mit so viel unberechtigtem
Haß gegenübersteht, sich nicht unter den Anklägern
gegen uns in die erste Reihe stellen; ich meine da
das tschechische Volk. Ich habe niemals zu den
Leuten gezählt, oft auch politisch zu meinem
schweren Schaden, selbst auch in den leidenschaft¬
lichsten nationalen Kämpfen nicht, die das tschechische
Volk als ein minderwertiges Volk betrachtet haben;
ich habe es immer anerkannt und anerkenne auch
heute, daß die Tschechen ein Kulturvolk sind, daß
sie eine hochentwickelte Kultur haben, daß sie ein
hervorragendes Kultärelement darstellen können,
wenn ihnen zur kulturellen Entwicklung auch noch die
Einsicht und sittliche Kraft eigen wird, ihre Rolle
zu verstehen und sie entsprechend dem Sittengesetz
im Völkerleben auszuüben. (Sehr gut!) Diese hohe
Kultur, zu der das tschechische Volk in Österreich
emporgestiegen ist, diese hohe Kultur, die das
tschechische Volk an die Spitze aller slawischen
Völker, auch der in Freiheit und Unabhängigkeit,
in selbständiger nationaler Verwaltung lebenden
Slawen gestellt hat, diese Kultur ist herangewachsen
im Schatten der deutschen Eiche, im Lichte der
deutschen Kultur. (Stürmischer anhaltender Beifall
und Händeklatschen.) Sie hat sich aus der Rück¬
ständigkeit vergangener Zeiten an den Stäben, die
deutsche Wissenschaft und deutsche Intelligenz aus¬
gerichtet haben, emporgerankt zum Lichte, in dem sie
dann die Entwicklung finden konnte, die wir heute
neidlos an ihr anerkennen und die sie befähigt, als
Kulturvolk an der Spitze der slawischen Völker zu
marschieren. Wenn man sich in Paris nur einiger¬
maßen Mühe genommen hätte, die geschichtliche,
kulturelle und parlamentarische Entwicklung des
alten Österreich zu untersuchen, so wäre man nicht
zu dem Urteil gekommen, daß wir Deutsche eine
Barbarenherrschaft über die anderen Nationen in
Österreich ausgeübt haben, man wäre sicherlich nicht
zu einem Resultate gekommen, das man als trag¬
fähig genug hätte betrachten können, um gegen uns
einen solchen Schuldspruch auszusprechen, wie es
durch diesen Friedensvertrag geschehen ist.

Sehr unglücklich gewählt ist es auch, daß die
Mantelnote erwähnt und es uns als strafbar an¬
rechnet, daß wir an den Grenzen Österreich-Ungarns
irredentistische Bewegungen gezeitigt haben, die in
Europa den Gärstoff der Erregung erhalten haben.
Ja, es ist wahr, an unseren Grenzen gab es
irredentistische Bewegungen, an den nördlichen und
an den südlichen Grenzen, irredentistische Bewegungen,
die aber nicht geboren wurden aus den Verhält¬
nissen in Österreich selbst, sondern mit einem Riesen-
aufwande von Geldmitteln (Sehr richtig!), ob sich
das nun in der Form von Lire oder von Rubeln
ausgedrückt hat, über die Grenzen in unser Reich,
in unser Volk hineingetragen wurden. (Lebhafte
Zustimmung.) Aber wenn wir von diesen irre-
dentistischen Bewegegungen als einer gegebenen
Tatsache sprechen und wenn das strafbar ist und
wenn wir dafür, daß wir den Gärstoff der Er¬
regung durch diese irredentistischen Bewegungen an
unseren Grenzen erhalten haben, ja, hat man in
Paris nicht bedacht, daß man durch diesen Friedens¬
vertrag die irredentistischen Bewegungen nicht aus
der Welt schafft? (Sehr richtig!) Hat man denn
nicht darüber nachgedacht, daß an die. Stelle der
österreichischen Jrredenta eine Jrredenta im süd¬
slawischen Staate, eine Jrredenta in Italien und
eine Jrredenta im tschecho-slowakischen Staate ge¬
schaffen wird? Und was für eine Jrredenta wird
das sein, eine Jrredenta, die nicht erst von uns
gezüchtigt und künstlich hervorgerufen und künstlich
erhalten zu werden braucht, eine Jrredenta, die sich
aus dem Friedensvertrag mit den Wirkungen eines
Naturgesetzes ergeben muß. (Sehr richtig!)

Glaubt man denn in Paris, daß die dreiein¬
halb Millionen Deutschen, die so viele schwere
Kämpfe in dem alten böhmischen Landtage mit ihren
slawischen Mitbewohnern im Königreich Böhmen zu
durchleben und auszusechten gehabt haben, glaubt
man denn, daß die Deutschen in Schlesien und die
Deutschen in Mähren, die auch in ihren Landtagen
damals schon fürchterliche Kämpfe gegen die Unter-
drückungs- und Entnationalisierungsversuche ihrer
slawischen Mitbürger durchgeführt haben, glaubt
man denn, daß diese dreieinhalb Millionen jetzt ge¬
brochenen Rückgrates sich in den tschecho-slowakischen
Staat eingliedern werden? Nein! Mit tief verletztem
Herzen, mit schwer beleidigtem sittlichen Empfinden,
mit betrübtem Gemüte, aber mit ungebrochenem
Rückgrat, mit ungebrochener Treue und mit der Ent¬
schlossenheit, mit noch größerem Eifer für ihr Volks¬
tum einzustehen als bisher (lebhafter Beifall) wer¬
den sie den Weg in die tschecho-slowakische Gefangen¬
schaft antreten!

Bevor noch die Manteluote des Friedensver¬
trages uns die Jrredenta zum Vorwurfe machte,
die im alten Österreich bestanden hat, ist die Jrre¬
denta im tschecho-slowakischen Reiche schon im Gange,
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schon am Werke. Und bevor noch dieser Friedens¬
vertrag von uns unterschrieben und bevor er noch
ratifiziert sein wird, steht die Jrredenta in den
Bergen Südtirols auf. Daran werden wir nichts
ändern und daran wird auch die Entente nichts
ändern mit der Verurteilung der irredentistischen
Gärungen, die Europa in Unruhe versetzen. Waren
die irredentistischen Bestrebungen sriiherer Zeit eine
ständige Beunruhigung, die im Interesse der Auf¬
rechterhaltung der europäischen Ruhe und der euro¬
päischen Kulturentwicklung verdient hat, beseitigt zu
werden, die Jrredenta, die dieser Friedensvertrag
schafft, die er mutwillig und gedankenlos schafft,
diese Jrredenta wird schlechter wirken und wird
den Weltmächten größere und schwierigere Auf¬
gaben zu lösen geben als durch Jahrzehnte hindurch
das Balkanproblem. (Sehr richtig!) Man möge uns
also nicht für die alte Jrredenta anklagen, man
möge bedenken, welch schreckliche Jrredenta jetzt ge¬
schaffen wird.

Die Tiroler sollen sich in die italienische
Knechtschaft begeben. Mit ergreifenden Worten hat
der Vertreter der Südtiroler die Gefühle zum Aus¬
druck gebracht, die diese Menschen jetzt beherrschen.
Ich sehe im Geiste die Südtiroler in der Sklaverei,
ich sehe im Geiste ab.er auch an den steilen
Felshängen der herrlichen Tiroler Berge den Schatten
eines Andreas Hcher aufsteigen (lebhafter Beifall
und Händeklatschen)f in der Erinnerung an diefe
Tiroler Helden und in dessen Geist wird der Kampf
geführt werden, solange bis aller Widerstand über¬
wunden und das erwachte Gewissen der ganzen
Kulturwelt den Südtirolern ihren Platz wieder an
der Seite der Nordtiroler, den Deutschen in italieni¬
scher Gefangenschaft die Freiheit an der Seite ihrer
Brüder, des ganzen großen deutschen Volkes ein¬
räumen wird! (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Das gleiche können wir auch von den Ver¬
hältnissen an der kärntnerischen und an der stei¬
rischen Grenze sagen. Man sollte doch meinen, daß
ein Friedensvertrag wenigstens technisch einwandfrei
sein sollte, daß er so gestaltet ist, daß nicht irgend¬
ein Bürgerschüler an der Hand der Landkarte
beweisen kann: Die Leute, die diese Grenzen gemacht
haben, haben aber rein gar nichts verstanden.
(Heiterkeit.) Wenn man in Kärnten eine Grenze
festgesetzt hat, die. nicht nur Dörfer, Wälder und
Felder, sondern auch Häuser mitten auseinander-
schnerdet (Heiterkeit), ja vielleicht sogar Ehen trennt,
weil der Grenzstrich mitten durch das Ehebett
durchgeht (lebhafte Heiterkeit), dann kann man
nicht sagen, daß ein solches Werk überdacht, daß
ein solches Werk wirklich ernst zu nehmen ist und
insbesondere von denen ernst genommen werden
kann, die unmittelbar davon betroffen sind.

In Steiermark find die Verhältnisse durchaus
nicht anders. Die Abtrennung des Abstaller Beckens
ist ja ein typisches und charakteristisches Beispiel
der Leichtfertigkeit, mit welcher man da mit totem
und lebendigem Besitz umgesprungen ist, nur um
neue Grenzen herzustellen.

Hinsichtlich Kärntens möchte ich noch eines
aussprechen. Man hat Kärnten das Recht gegeben,
eine Volksabstimmung vorzunehmen. Das ist sehr
löblich, wir anerkennen das. Aber wir müssen auch
verlangen, daß die Voraussetzungen einer unbeein¬
flußten Volksabstimnmng geschaffen werden. Wir
wissen, daß in der Zone A über 14.000 Flücht¬
linge noch abgängig sind und nicht die Möglichkeit
haben, in ihre Heimat zurückzukehren. Solange diese
Maßregel ausrechterhalten wird, bedeutet das eine
künstliche und gewalttätige Korrektur des Abstim¬
mungsergebnisses. Und wer kann denn glauben,
daß unter der Aufsicht einer serbischen und slowe¬
nischen Besatzung wirklich eine wahrhaft getreue,
der Volksstimmung entsprechende Volksabstimmung
zustande kommen kann? Was wir verlangen und
verlangen müssen, ist, daß die Voraussetzung für
eine unbeeinflußte Volksabstimmung geschaffen wird.
Diese Voraussetzung besteht in der Eröffnung der
Möglichkeit, daß alle Flüchtlinge unbehindert und
unbedroht in ihr altes Heimatland zur Ausübung
ihrer nationalen und bürgerlichen Pflicht zurück¬
zukehren vermögen, und zweitens, daß man die
serbische und slowenische Besatzung entferne und
dafür eine Besatzung hingebe, die die volle Gewähr
dafür bietet, daß sie sich nicht einseitig orientiert
und von Vorurteilen befangen in die Volksabstimmung
einmengen wird. (Leibhafte Zustimmung.)

Hohe Nationalversammlung! Auf die wirt¬
schaftlichen und finanziellen Bestimmungen des
Friedensvertrages einzugehen, erübrigt sich. Es
genügt hierfür das Wort, das aus dem berufensten
Munde ausgesprochen wurde, das Wort und das
Urteil unseres Staatskanzlers, das einfache kurze
Wort: Unerfüllbar! Man möge uns nicht hinterher
der Falschheit und Heimtücke zeihen, wenn wir
nicht vermögen, den wirtschaftlichen und finanziellen
Bedingnissen zu entsprechen. Darüber wurde durch
den berufensten Vertreter Deutfchösterreichs, durch
unseren Staatskanzler deutlich ausgesprochen, es soll
aber auch aus dem Munde des Sprechers einer der
Regierungsparteien in dieser Stunde ausgesprochen
werden: Die wirtschaftlichen und finanziellen Be¬
dingungen dieses Friedensvertrages vermögen wir
nicht zu erfüllen, wenn unser Wille auch so stark
wäre, daß er Berge zu versetzen vermöchte! (Zu¬
stimmung.) Wenn man mit einem solchen Friedens¬
vertrage zufrieden ist und in ihm eine Befriedigung
seiner Ansprüche erfüllen kann, dann soll es
sein, dann soll auch unser Jawort dazu gegeben
werden.
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Ich will noch eines aussprechen. Wenn man
uns letzten Endes auch aus dem Grunde verant¬
wortlich macht, weil wir den Frieden verhindert
und den Kriegszustand bis zum Zusammenbruche
hinausgeschoben haben, so ist auch das eine Un¬
wahrheit. Es ist richtig: es hat in Deutschösterreich
starke Kräfte gegeben, welche für den Friedensschluß
absolut nicht zu haben waren. Diesem einen Extrem
stand aber ein anderes gegenüber, das vielleicht mit
ebenso starken Kräften zum Ausdruck gebracht wurde
und das die Forderung ausstellte: Frieden um jeden
Preis! Wenn ich mich heute in diesem Saale um¬
sehe und die Machtverhältnisse und die Entscheidungs¬
kraft beurteile, so sehe ich,' daß sie sich zwischen
Sozialdemokraten und christlich sozialer Partei teilen.
Wir müssen heute die ganze Verantwortung für
diesen Friedensvertrag übernehnien. Und wir über¬
nehmen sie, so sehr wir auch empfinden, in welch
schreckliche Situation man uns dadurch gebracht har.
Und nun fragen wir uns, die zwei Parteien, die
heute hier zum Friedensvertrag ihr Jawort geben
müssen und die gleichzeitig auch das deutschöster-
reichiscke Volk und den deutschösterreichischen Volks¬
willen repräsentieren: In welchem Grade sind diese
beiden Parteien dafür verantwortlich zu machen,
daß der Friede nicht zu einer Zeit geschlossen wurde,
wo noch die Möglichkeit bestanden hat, ihn erträg¬
licher zu gestalten, daß der Krieg bis zur vollen
Erschöpfung und zum restlosen grausamen Zusammen¬
bruche geführt wurde.

Ich habe nicht der Anwalt der sozialdemo¬
kratischen Partei zu sein und diese hat auch gewiß
gar kein Bedürfnis, sich durch mich vertreten zu
lassen, ich will hier nur die Tatsache konstatieren,
daß sie es war, die im Herbst 1917, also vor zwei
Jahren, eine lebhafte Friedensagitation betrieben
hat. Dieser Tatsache zur Seite stelle ich die zweite,
daß auch die Partei, deren Redner ich heute zu
sein die Ehre habe, in der damaligen Zeit das
gleiche getan hat; ich erinnere an die große Friedens¬
kundgebung im Festsaale des Wiener Rathhauses,
an der sich alle Vertreter unserer Partei und eine
große Volksmenge beteiligt haben, und ich erinnere
an die großen Kundgebungen, die in einigen Provinz¬
städten stattgesunden haben, an denen nicht nur das
Volk, sondern — ich zitiere Olmütz und Salzburg
— (Ilufe: Graz!) auch die höchsten Kirchenwürden¬
träger, der Kardinal von Salzburg und der Kardinal
von Olmütz unter Aufwand der ihnen zur Ver¬
fügung stehenden Macht sich beteiligt haben. Ich
erinnere an die große Versammlung auch in Graz,
in welcher unsere Partei ein ehrliches, offenes Be¬
kenntnis zum Verftändigungsfrieden abgelegt hat,
und wenn ich Graz erwähne, so erinnere ich mich
auch noch au einen Zusammenstoß, den ich damals
mit einem Vertreter der Siegfriedenspartei hatte,
der mir in öffentlicher Versammlung das Wort ins

Gesicht schleuderte: „Verräter des deutschen Volkes,
Fried ens w insler erb ärmlich ster Art!"

Wenn also das deutschösterreichische Volk in
seiner Haltung beurteilt werden soll und wenn es
nur nach der Haltung der Parteien beurteilt werden
kann, die es durch das demokratischeste Wahlrecht,
das es gibt, das an demokratischem Inhalt hoch
über dem Wahlrechte der sogenannteri demokratischen
Republiken Amerika und Frankreich steht, zu seiner
Vertretung berufen hat, daun muß man sagen,
liegt kein Grund, kein Recht vor, das deutschöster¬
reichische Volk zu beschuldigen, daß es einem recht¬
zeitigen Friedensschluß in den Weg getreten wäre.
Wenn beide Gruppen sich nicht durchzusetzen ver¬
mochten, wenn der Friedensruf der Sozialdemokraten
und der Friedensruf der Christlichsozialen in dein
Siegsriedeusgeschrei übernationaler Ideologen und
von auswärts gekommener Demagogen untergegangen
ist, dann, hochausehnliche Versammlung, ist das
nicht die Schuld des deutschösterreichischen Volkes,
dann ist das nur ein Beweis dafür, daß das
deutschösterreichische Volk ...... (Zwischenrufe
des Abgeordneten Dr. Woher.)

Präsident: Ich muß den Herrn Abge¬
ordneten Dr. Waber bitten, die Verhandlungen
nicht zu stören!

Abgeordneter Kunschak:....dann
ist das nur ein Beweis dafür, daß das deutsch¬
österreichische Volk unter den damaligen Verhält¬
nissen seinen Willen nicht zur Geltung zu bringen
vermochte, daß Einflüsse unverantwortlicher Faktoren
stärker waren, als der Wille des armen arbeitenden
Volkes. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)
Und wenn man weiß, daß die Entente — ich will
diese ihre Haltung durchaus nicht kritisieren, sondern
nur als ein Argument für unsere Rechtfertigung
anführen -— wenn man weiß, wie die Entente
liebevoll einer Unmasse von Menschen mit Ver¬
antwortung die Wege geebnet hat, um sich der
Verantwortung zu entziehen, so darf man von
dieser Entente auch verlangen, daß sie das unver¬
antwortliche deutsch österreichische Volk nicht in solcher
Weise züchtige und büßen lasse, wie es durch diesen
Friedensvertrag geschieht.

Möge dieser Friedensvertrag nun seine
Gültigkeit erlangen, möge er den Charakter eines
feierlichen Dokoments und eines durch ein Bekenntnis
der deutschösterreichischen Nationalversammlung lega-
lisierten Dokuments annehmen ■—- eines wird dieser
Friedensvertrag doch immer bleiben: eine Bestätigung
dafür, daß in der Welt wieder einmal die Lüge
stärker war als die Wahrheit, daß in dieser Welt
wieder einmal die Macht über die Gerechtigkeit den
Sieg davongetragen hat. (Zustimmung.) Wir werden —
und die Weltgeschichte mit uns — diesen Friedens-
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vertrag jenen Dokumenten an die Seite reihen, die
uns in den berühmten 14 Punkten und in dem
berühmten Selbstbestimmungsrecht den Blick in eine
Zukunft eröffnten, die ihr ein Eiland vorgegaukelt,
in welchen nur brüderliches Verstehen und ewiger
Friede und freundschaftliches Neben- und Mitein¬
anderarbeiten die Herrschaft führen wird. Diese
Nebeneinanderreihung wird uns bestätigen, daß,
was uns in diesen Dokumenten vorgetragen
war, nur die Eigenschaft eines Irrlichtes hatte.
Wir wollen aber heute geloben und aussprechen:
mag man uns auch geirrlichtert haben, mag man
uns auch in einen Sumpf geführt haben,
des deutschösterreichischen, des gesamten deutschen
Volkes Willen und Kraft, des ganzen deutschen
Volkes sittliches Empfinden wird man in diesem
Sumpfe nicht zum Ersticken bringen. Es wird der
Tag wieder kommen, an dem es der Welt klar
werden wird: man kann den Körper in Knechtschaft
zwingen, aber Geist und Seele kann man nicht in
Fesseln schlagen. Es wird der Tag kommen, der
dem gesamten deutschen Volke wieder ankündigen
wird seine nationale, seine politische, seine wirt¬
schaftliche Freiheit, der der Welt das deutsche Volk
zeigen wird im neuen Glanze, in neuer Kraftfülle,
die es aber nicht gebrauchen wird, um Rache zu
nehmen, sondern um der Welt zu zeigen, wie ein
wahres Kulturvolk Leiden ertragen, Leiden erdulden
und Böses dann durch Gutes wieder vergelten
kann. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.) Diesen
Tag sehe ich kommen, ich glaube, er wird rascher
kommen als so mancher vermeint, und diesen Tag
will ich bezeichnen als das Philippi, an das
ich heute die Macher dieses Friedensvertrages
mahne, mit dem Beifügen: bei diesem Philippi
sehen wir uns wieder! (Stürmischer anhaltender
Beifall und Händeklatschen. — Redner wird be¬
glückwünscht.)

Präsident: Von den noch vorgemerkten,
durch den Schluß der Debatte um das Wort ge¬
kommenen Rednern hat der Abgeordnete Richter
einen Resolutionsantrag eingebracht, der lautet
(liest):

»Schon seit Jahren schmachten in
Albanien, Mazedonien, Rumänien und
Serbien, in England, Frankreich und
Italien, in Ägypten und Syrien, in
Rußland, China und Japan, in den Eis¬
feldern Sibiriens, in den Wüsten Tnrkestans
und in den Bergen des Kaukasus und
Afghanistans hunderttausende Kriegsgefan¬
gene; die Feindseligkeiten sind fast ein
Jahr schon eingestellt, der Kriegszustand
soll nun durch den Friedensschluß ein
Ende finden.

In bangen Sorgen um die Lieben, von
denen oft schon seit Jahren keine Nachricht
gekommen ist, ersehnen tausende Eltern-
und Frauenherzen den Tag, der ihnen die
Stütze des Alters, den Ernährer und Trost
der schweren Gegenwart wieder bringen soll.

Nach Artikel 160 der Friedensbedin¬
gungen soll erst nach Inkrafttreten des
Vertrages die Heimbeförderung der Kriegs¬
gefangenen „so bald wie möglich" statt¬
finden.

Im Namen unzähliger Greise, Frauen
und Kinder, im Namen der Menschlichkeit
appellieren wir an die alliierten Mächte,
nun, da die Schranken gefallen sind, die
zwischen den Völkern der Erde standen,
voll Mitleid mit den Qualen der un¬
schuldigen Opfer des Krieges, die nun,
obschon der Friede geschlossen sein wird,
einem furchtbaren sechsten Kriegswinter und

, damit nur zu oft dem sicheren Tode ent¬
gegengehen, auf jener Bestimmung des
Vertrages nicht zu bestehen und sofort nach
der verbindlichen Unterzeichnung des Ver¬
trages durch unseren bevollmächtigten Dele¬
gierten die Heimbeförderung aller Kriegs¬
gefangenen, vor allem aber der in Sibirien,
Tnrkestan und im Kaukasus sestgehaltenen,
durchzuführen."

Der Antrag ist gehörig unterzeichnet und
steht mit in Verhandlung mit dem vom Abgeord¬
neten Hauser namens des Hauptausschusses ge¬
stellten Beschlußantrage.

Zum Worte gelangt noch der Generalredner
kontra, der Herr Abgeordnete Muchitsch; ich er¬
teile ihm das Wort.

Abgeordneter Muchitsch: Hohe National¬
versammlung! Ich habe im Namen der Abgeord¬
neten, deren Gebiete durch den Friedensvertrag vom
Gebiete der deutschösterreichischen Republik losgelöst
werden, folgende Erklärung abzugeben:

„Die Abgeordneten Alois Dengg, Wolfgang
Edlinger, Christian Fischer, Dr. Georg Gimpl,
Simon Klug, Karl Lischnegg, Hans Muchitsch
ünd Johann Zwanzger aus Steiermark; die
Abgeordneten Dr. Hans Angerer, Bernhard
Egger, Josef Gabriel, Florian Gröger, Philipp
Größbauer, Georg Hubmann, Michael Pau¬
li tsch, Ambros Scharfegger und Maria Tusch
aus Kärnten; die Abgeordneten Dr. Karl Buresch,
Matthias Derfch, Leopold Diwald, Josef Eisen¬
hut, Leopold Höchil, Karl Kittinger, Hans Lenz,
Ferdinand Hanusch, Karl Mühlberger, Franz
Schöchtner, Dr. Ernst Schönbauer, Anton Weber,
Rudolf Wedra und Richard Weigl aus Niederöster-
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reich erheben namens der um ihr Selbstbestimmungs¬
recht betrogenen Bevölkerung dieser Länder feierlich
Verwahrung gegen den Raub des unveräußerlichen
Rechtes auf nationale Zusammengehörigkeit mit den
Stammesbrüdern in Deutschösterreich und erklären
den ihnen auferlegten Vertrag nicht anzuerkennen.

Der den Deutschen in Österreich in St. Ger-
main auferlegte Vertrag reißt wichtige Glieder des
Volkskörpers aus ihrer Staatlichkeit, unterstellt sie
einer nationalen Fremdherrschaft, löst sie aus der
alten Kulturgemeinschaft der Deutschen.

Die Gewalt des Siegers mag die Hand des
Bevollmächtigten unserer Republik zur Unterschrift
des Vertrages zwingen, das vergewaltigte Volk aber
wird nicht rasten und ruhen, bis ihm sein unver¬
äußerliches Selbstbestimmungsrecht wiedergegeben
wird, wird mit seinem ganzen Sinnen und Denken in
der uralten Gemeinschaft seiner Stammesbrüder
verbleiben, mögen auch Grenzpfähle zwischen sie
gesetzt werden.

Das Friedensdiktat wird für Mitteleuropa
nicht einen Zustand des Friedens bringen, sondern
schasst einen neuen Balkan, neue unerlöste Gebiete,
die nach nationaler Einigung strebend, Herde der
Beunruhigung des Kontinents sein werden, aus
denen sich schon am Tage des Friedensschlusses ein
neuer Weltenbrand zu erheben droht." (Lebhafter
Beifall und Händeklatschen.)

Präsident: Zu einer tatsächlichen Be¬
richtigung hat sich zum Worte gemeldet der Herr
Abgeordnete Dr. Waber; ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Dr. Waber: Hohes Haus!
Mit großer Erregung haben wir die Ausführungen
des Herrn Abgeordneten Kunschak gehört, die den
Verdacht aufkommen lassen, als ob seitens der
nationalen Partei in Österreich irgendeinmal der
Krieg verlängert worden wäre und als ob irgend¬
einmal eine Gelegenheit ....

Präsident (unterbrechend): Herr Abgeord¬
neter, ich bitte, das ist eine Polemik. Die kann ich
natürlich jetzt nicht zulassen. Ich habe Ihnen nur
das Wort erteilt, um eine behauptete Tatsache
richtigzustellen. (Zwischenrufe.)

Abgeordneter Dr. Waber: Gegenüber dieser
Behauptung des Herrn Abgeordneten Kunschak
stelle ich tatsächlich fest, daß von seiten aller Natio¬
nalen alle Bestrebungen, den Frieden herbeizusühren
und die Greuel des Krieges zu beendigen, immer
unterstützt worden sind. Ich stelle fest, daß wir die
Bestrebungen der Regierungen, die an die Entente
gerichtet waren, immer unterstützt haben, soweit sie
auf eine Abkürzung des Krieges gerichtet waren.

(Zwischenrufe). Ganz richtig, Sie werden uns nicht
ein Wort hier in diesem Hause . . . .

Präsident: Herr Abgeordneter, Sie müssen
doch erkennen, daß Sie sich in einer Polemik er¬
gehen, die ich aber absolut nicht zulasse.

Abgeordneter Dr. Waber: Ich muß fest¬
stellen, daß ich durchaus nicht polemisiere, sondern
Tatsachen anführe. Ich berichtige tatsächlich, daß
wir den Bestrebungen der sozialdemokratischen
Partei in Stockholm, durch Verhandlungen von
Arbeiterpartei zu Arbeiterpartei den Frieden herbei¬
zusühren, mit aller Sympathie gefolgt sind und daß
wir es außerordentlich begrüßt hätten .... (Ab¬
geordneter Sc hie gl: Sie haben uns hier im Hause
verhöhnt!) Wir haben hier im Hause bedauert, daß
diese Bestrebungen in Stockholm zu keinem Ergebnis
geführt haben und daß Sie ans diesen damaligen
Ergebnissen nicht die Folgerung gezogen haben, sich
auf unsere Seite zu stellen.

Ich stelle fest, daß wir sofort die 14 Punkte
des Wilson begrüßt haben, daß wir von Haus aus
für nichts anderes eingetreten sind ....

Präsident: Ich bitte, Herr Abgeordneter,
Sie können doch nicht die Mitteilung, daß Sie
etwas begrüßt haben, als etwas anderes auffassen
als eine Polemik. Ich muß Sie noch einmal, und
zwar zum letzten Male, ersuchen, sich auf eine tat¬
sächliche Berichtigung, das heißt auf eine Berichti¬
gung von Tatsachen, die behauptet worden-sind, zu
beschränken. Sie sind ja Jurist und werden den
Unterschied erkennen.

Abgeordneter Dr. Waber: Durch diese Hin¬
weise glaube ich übrigens, den Zweck meiner Aus¬
führungen erfüllt zu haben, und ich schließe damit,
daß ich diese Unterstellung und Verdächtigung des
Herrn Abgeordneten Kunschak als eine undeutsche
Handlung und Impertinenz auf das entschiedenste
zurückweise. (Lebhafter Beifall. — Stürmische
Zwischenrufe und Gegenrufe.)

Präsident: Die Ausdrücke, in denen sich
der Herr Abgeordnete Dr. Waber ergangen hat,
sind parlamentarisch unzulässig. (Zustimmung.)

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich
der Herr Abgeordnete Kunschak zum Worte ge¬
meldet.

Abgeordneter Kunschak: Ich berichtige hier
nur tatsächlich unter Zeugenjchast des ganzeil Hauses,
daß ich von einer deutschnationalen Partei, von
dieser oder jener, nicht gesprochen habe, sondern nur
von einer Siegfriedenspropaganda. Wenn sich der
Herr Abgeordnete Dr. Waber getroffen fühlt, kann
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ich ihm nicht helfen. (Stürmischer Beifall und
Händeklatschen. — Lebhafte, andauernde Rufe und
Gegenrufe. — Präsident gibt das Glockenzeichen.
— Ruf: Sieg friedenswurstel!)

Präsident: Ich muß die Herren bitten, aus
das Glockenzeichen zn achten. (Ruf: Ist der Aus¬
druck zulässig: Siegfriedemvur siel? — Unruhe.) Ich

muß die Herren bitten, auf das Glockenzeichen zu
achten! (Abgeordneter Dr. Dinghofer: Eine sehr
würdevolle Verhandlung! — Abgeordneter Schön¬
steiner: Es ist nicht zulässig, aber . . )

Ich bitte, Herr Abgeordneter Schönsteiner,
nun endlich einmal mit diesem Gegenstand abzu-
fchließen.

Zum Worte hat sich der Herr Staatskanzler
gemeldet; ich erteile ihm das Wort.

Staatskanzler Dr. Renner: Hohes 'Haus!
Der Augenblick der Entscheidung ist gekommen. In
wenigen Minuten wird das hohe Haus darüber
beschließen, ob der Vertrag unterschrieben werden
soll oder nicht. Obwohl unsere Nationalversamm¬
lung vor der Ratifikation noch einmal endgültig
Beschluß fassen wird, unterliegt es doch keinem
Zweifel, daß diese Entscheidung bindend ist.
Und darum habe ich das Bedürfnis, der ganzen
Öffentlichkeit, nach innen und nach außen, noch einmal
die Bedeutung derselben in die Erinnerung zurück-
znrufen.

Ich habe selbst ausgeführt, daß der Friedens¬
vertrag nach meiner Auffassung in vielen Teilen
undurchführbar sein wird, daß seine Belastung un¬
erträglich ist, und einzelne Redner haben dieses Wort
ausgenommen und unterstrichen. Ich betone, daß
damit nicht ausgedrückt sein soll und nicht aus¬
gedrückt sein kann, daß wir das, was wir unter¬
schreiben, nicht nach unseren Kräften auch redlich
erfüllen wollen. (Zustimmung.) Es war von den
einzelnen Rednern auch nicht anders gemeint. Sie
haben aber den Grundsatz geltend gemacht, der jeden
Handelnden entlastet, den Grundsatz: Ultet posse
nemo tenetur, über das eigene Vermögen hinaus
kann niemand gezwungen werden. (Zustimmung.)
Wir unterschreiben redlichen Willens, aber die En¬
tente selbst hat in den Friedensbedingungen aner¬
kannt, daß es noch nicht klar ist, wie weit unsere
Leistungsfähigkeit geht, unb sie hat zu diesem Zwecke
die Reparationskommission ^ eingesetzt. Wenn in diesem
Hause selbst der Zweifel und das Bedenken und die
Zaghaftigkeit laut geworden sind, ob man das, was
man unterschreibt, auch wird erfüllen können, so ist
das nur in diesem Sinne gemeint und knüpft an
das an, was der Friedensvertrag selbst enthält.

Der Entwurf, wie er uns vorliegt, gibt sich
selbst als letztes Wort und es ist, glaube ich, eine

nicht zutreffende Kritik des Verhaltens der Entente,
wenn gesagt wurde, es sei noch nicht das letzte
Wort, man könne noch einmal weiter ver¬
handeln.

Ich habe mich davon überzeugt und die
ganze Friedensabordnung hat sich davon überzeugt,
daß dies das letzte Wort der Entente ist und daß
wir aus dieses letzte Wort nur mit Ja oder Nein
antworten können. Das ist ja auch natürlich und
selbstverständlich. Dieser Vertrag der sechs Millionen
ist bedeutend länger verhandelt worden als der
Vertrag der 70 Millionen Deutscher. Und man
kann nicht leugnen, daß sich die Vertreter der
Mächte, alle in ihrer Weise, die einen mehr, die
anderen weniger, um diesen Vertrag besonders be¬
müht haben.

Im Zuge dieser Verhandlungen, das bezeuge
ich mit meinem Wort, war nicht mehr zu erreichen
und infolgedessen haben wir uns jetzt zu entscheiden
und die Entscheidung kann nicht verschoben
werden.

Allerdings hat der Vertrag in sich seine
Instanzen. Wir haben den Völkerbund offen und
ich hege die feste Zuversicht, daß die Zeit kommen
wird, wo der nationale Haß abgebaut werden,
wo die Welt uns > verstehen wird, wo sie vor
allem verstehen wird, daß dieses Österreich der
Demokratie, dieses Österreich arbeitender Menschen
in Stadt und Land ein ganz anderes ist als das
Österreich der vielen Nationen mit seinen feudalen Ein¬
flüssen und mit einer ganz unkontrollierten Militär¬
gewalt, und daß unser Staat es tatsächlich nicht
verdient hat, die Sünden der Vergangenheit büßen
zu müssen. (Sehr richtig!) Ich hoffe, daß dieser
Zeitpunkt kommen und daß es möglich fein wird,
rät Völkerbund unsere Stellung zur Welt, unsere
Stellung zum deutschen Mutterland und auch unsere
Lasten einer Revision zu unterziehen.

Einer der Herren Generalredner hat seinen
Schtnerz über das Unrecht und das Gefühl der
Bitterkeit in Worten ausgedrückt, die sehr begreif¬
lich und sehr verständlich sind, die aber — und
ich glaube, der Herr Präsident hat darin Recht
gehabt — doch ein wenig zu weit gingen.

Wir dürfen nicht vergessen, daß die Entente¬
mächte oder, um den weiteren Begriff anzuwenden,
die alliierten und assoziierten Mächte, sehr viele
und sehr verschiedene Mächte mit verschiedenen
Bestrebungen, mit verschiedenen politischen Auf¬
fassungen, mit einer verschiedenen Mentalität und
Moralität umfassen und es hieße Unrecht tun, wenn
man hier generalisieren würde.

Es wäre unrecht und auch falsch, wenn man
hier moralische Urteile fällen würde. Ich habe die
Erfahrung gemacht, daß die Mächte, soweit sie
nicht durch ihre eigenen Taten, durch ihre eigenen
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Verträge und durch die Umstände selbst gebunden,
unentrinnbar gebunden waren, sich um uns bemüht
haben, und ich glaube, daß sie es, abgesehen
davon, daß es nicht gehörig wäre, auch nicht ver¬
dient hätten, selbst eine moralische Beurteilung zu
erfahren.

Es genügt vollständig, hohes Haus, wenn
wir über das eigene Unrecht, das wir erleiden,
sprechen. Es genügt vollständig, wenn wir unser
Recht ins Licht setzen. Aber da nunmehr in einer
Demokratie jeder einzelne für die Gesamtheit mit¬
verantwortlich ist, so haben wir alle die hohe
Pflicht, bei allen denjenigen Angelegenheiten, die
das Ganze betreffen und die insbesondere die
internationale Stellung betreffen, uns auch in
unserem begreiflichen Schmerze eine gewisse Zurück¬
haltung auszuerlegen.

Derselbe Herr Redner, von dem ich spreche,
hat zu unserer Entlastung eine ausgezeichnete Be¬
merkung gemacht und an diese Bemerkung möchte
ich zum Schluffe anknüpsen. Er hat daraus hin¬
gewiesen: Ja, rnan erklärt uns für Schuldige, aber
waren wir frei, waren die Deutschen Österreichs
überhaupt frei? Nein und tausendmal nein!. Selbst
in Zeiten, wo sie scheinbar an der Herrschaft waren
-- ich weiß nicht, wie viel Schein und wie viel
Ernst dabei in Wirklichkeit war — waren sie ge¬
bunden, gebunden durch historische Mächte, gebunden
aber auch durch das Schwergewicht der Nationen,
die an sie geklammert waren; denn die Deutschen
waren ja nie allein und sehr oft haben die Deutschen
polnische Politik machen müssen (Zustimmung),
sehr oft haben sie jugoslawische Politik machen
müssen (Zustimmung), sehr oft sind sie durch ein
unglückseliges Verhängnis gezwungen gewesen, die
magyarische Herrenpolitik mitzumachen. Und es ist
sehr wahr, daß wir leiden wohl auch durch eigene
Schuld, vor allem durch die Schuld einer kind¬
lichen und kritiklosen Treue, zum größeren Teil
aber sind wir schuldig geworden und sind die
Deutschen in Österreich in dem Sinne, wie der
Geleitbries sagt, schuldig geworden durch' die Ver¬
bindung mit Nationen, mit denen doch trotz alle¬
dem eine wahre geistige Gemeinschaft nicht sein
konnte. Das war unser Unglück, und so mag es
denn auch in dem Unglück doch wieder als Glück
angesehen werden, daß wir endlich frei sind. Was
haben wir denn früher tun können?

Wollten wir unsere Verwaltung reformieren,
so hieß es, das geht nicht, die galizische Bevölke¬
rung verträgt das nicht; wollten wir eine wahre
Selbstverwaltung, eine wirkliche lokale Verwal¬
tung, einsühren, so hieß es, das geht nicht
wegen den anderen Nationen, weil das die
Jrredenta vermehren würde; wollte man selbst nur
eine ordentliche Statistik durchführen, so hieß es,
das geht nicht, wer wird in Dalmatien, in Istrien

diese Statistik durchführen? Wir konnten vieles
nicht, was wir gewollt hätten.

Jetzt aber werden wir endlich diese Hem¬
mungen los und in unserem Unglück ist das Eine
ein Glück, daß wir wirklich und wahrhaftig eine
Station, ein nationaler Staat sein werden, Gleiche
unter Gleichen, Menschen, die sich untereinander
verstehen, Menschen mit gleicher Kulturstufe,
Menschen mit dem gleichen geistigen Habitus,
Menschen mit einem übersehbaren Gebiet und aus¬
gerüstet mit dem Erbteil deutscher Kultur, das wir
jetzt erst recht pflegen, schätzen und wahren werden,
weil wir cs brauchen; denn es gibt keine vernünf¬
tige Selbstverwaltung ohne geistige Kultur. Es kann
ein Volk sich nicht selbst regieren, ohne entsprechend
zu lernen, ohne gute Schulen, ohne entsprechende
Einrichtungen, ohne eine entsprechende Erziehung.
Das alles können wir uns schaffen und so können
wir sehr wohl trotz unseres Unglückes und vielleicht
sogar unter der Zuchtrute dieses Unglücks uns ent¬
wickeln, wir können uns ansbilden, können ein
Staat werden nicht nur von musterhafter Freiheit,
sondern auch von nmsterhaster Arbeitsamkeit und
von musterhaften wirtschaftlichen Erfolgen. Wir
können es werden und darum möchte ich in dieser
Stunde, wo das Haus diesen furchtbaren Beschluß
fassen muß, in dieser Stunde, wo die Herzen Aller
vielleicht am tiefsten betrübt sind, Ihnen dasselbe
Wort zurufen, das einmal Herr Präsident Hauser
hier gesagt hat: Arbeiten^ arbeiten und nicht ver¬
zweifeln, an die Zukunft glauben, glauben an die
Gemeinsamkeit unserer Interessen im Rahmen dieses
Staates, glauben an die Bildungsfähigkeit, glauben
an die Tüchtigkeit unseres Volkes und glauben
daran, daß wir auch für uns die Tore der Zukunft
aufreißen werden.

Hohes Haus! Wenn wir schon den Nacken
beugen müssen unter dieses Joch, trotzdem aber die
Herzen hoch! (Stürmischer Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident: Es liegt der Beschlußantrag
vor, den:der Herr Abgeordnete Hauser unterbreitet
hat und den die Mitglieder in Händen haben. Ich
glaube, ihn nicht erst noch einmal verlesen zu
müssen. (Zustimmung.) Dieser Beschlußantrag klingt
dahin aus, daß der Kanzler beauftragt wird, als
Leiter der Friedeusdelegation in St. Germain den
Vertrag dort zu unterzeichnen.

Abgeordneter Dr. Dinghofer: Ich bitte
um das Wort zur Abstimmung.

Präsident: Ich erteile dem Herrn Ab¬
geordneten Dr. Dinghoser zur Abstimmung das
Wort.
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Abgeordneter Dr. Dinghofer: Ich stelle
den Antrag, daß über diesen Beschlußantrag ge¬
trennt abgestimmt werde, und zwar einheitlich bis
zum drittletzten Absatz und von dort wieder separat
bis zum Schluß.

Präsident: Ich werde diesem Wunsche
Rechnung tragen.

Ich bitte nunmehr die Mitglieder, die den
vorliegenden Beschlußantrag, erster Teil bis auf
Seite 2 zu den Worten „ertragen kann" am Schlüsse
des 8. Absatzes, annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Wir kommen nunmehr zum zweiten Teil des
Beschlußantrages, der den von mir vorhin erwähnten
Auftrag an den Staatskanzler enthält.

Ich bitte die Mitglieder, die diesem Teil des
Antrages zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Ich bitte, das Haus auszuzählen.
(Nach Auszählung des Hauses.)

Das Haus hat den Antrag, es sei der Kanzler
zu beauftragen, den vorliegenden Vertrag zu unter¬
zeichnen, mit 97 gegen 23 Stimmen angenommen.

Es liegt noch der Resolutionsantrag Richter
vor. Ich bitte jene Mitglieder, die ihm zustimmen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht) Ist
angenommen.

Hohes Haus! Nach schweren Seelenkämpfen
und nur unter dem Druck der uns umringenden
feindlichen Armeen, bedroht von Hunger, Arbeits¬
losigkeit und Rohstoffmangel, bedrängt von Tausenden
unglücklicher Frauen und Kinder der Kriegsgefangenen,
hat sich zögernd Stimme um Stimme für den
Antrag aus Unterzeichnung dieses Friedensdiktates
erhoben. Es gibt wohl niemanden in dieser Ver¬
sammlung und niemanden in Deutschösterreich, der
den hohen Begriff des Friedens -in Einklang bringen
könnte mit dem Akte, der sich hier vollzieht.

Wir haben uns nach langen Verhandlungen
entschlossen, ein bedingungsloses Ja zu sagen und
wir schließen damit für uns Deutschösterreicher die
erste Phase jener großen geschichtlichen Epoche ab,
die im Juli 1914 beginnend, heute gewiß noch
nicht zu Ende ist. Diese erste Phase ist gekenn¬
zeichnet durch den Zwang der Völker zum Kriege,
durch Krankheit und Siechtum, durch den Tod auf
den Schlachtfeldern. Die zweite Phase wird für uns
bedeuten: Ökonornische Abhängigkeit, Hunger und
Elend. Die ihr folgende dritte wird hoffentlich nicht
mehr von dem Willen politischer, nationaler und
ökonomischer Imperialisten bestimmt werden, sondern
von dem Willen der großen Massen der Völker
aller Staaten, die den Krieg und die Versklavung
ganzer Völker hassen, weil sie jede Sklaverei
hassen. Diese Massen werden neue Formen für

das ftiedliche Nebeneinanderleben der Staaten und
Völker finden. Dann erst wird die Epoche, die
mit dem Weltkriege begonnen hat, abschließen und
dann soll uns im Frieden neuerstehen ein Reich, das
keine Gewalt über andere üben will, aber auch keine
Gewalt fürchtet; das große Reich der deutschen
Nation. (Lebhafter Beifall) Dieses Einheitsreich,
es wird und muß uns erstehen. Wenn wir diese
Hoffnung nicht hätten, könnten wir den heutigen Tag
nicht überwinden.

Man reißt uns Deutschösterreicher von unserem
Mutterlande, man reißt unsere Brüder von uns
weg und unterstellt sie der Fremdherrschaft. Der
Abgeordnete Nicolussi hat in warmen Worten
und aus der Tiefe seines Herzens den ganzen
Jammer derer geschildert, die in die Knechtschaft
eines fremden Volkes geraten sollen. Wir können
ihnen allen nur sagen, daß wir als Brüder mit
ihnen das Leid empfinden, das sie bedroht (Leb¬
hafter Beifall) und wir können ihnen nur zum
Tröste sagen: die Trennung, sie entfernt uns nicht,
sie führt uns nur inniger zusammen. (Beifall)
Keine Gewalt, keine Macht und keine Grenzen
werden das Band der Liebe und Treue, das uns
umschlingt, zerreißen. Wir bleiben ein einig Volk,
wir bleiben eine Einheit, bis einst der Tag
kommen wird, da diesem Volke ein einheitlicher
Staat entspricht. Nur in diesem Gedanken wollen
wir uns, dem Ruse des Kanzlers folgend,
nicht ergeben, sondern uns ausrichten aus all dem
Jammer und dem Elend zur Arbeit für eine bessere
Zukunft unseres Volkes!

Ich glaube, im Namen des ganzen Hauses
zu handeln, wenn ich sowohl dem Chef der Friedens¬
delegation, wie seinen Mitarbeitern für ihre außer¬
ordentliche Leistung den Dank der Nation aus¬
sprechen werde. (Lebhafter, lang anhaltender Beifall
und Händeklatschen.)

Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich noch
einige Formalitäten, Zuweisung von Anträgen, die
in der letzten Zeit gestellt wurden, erledige.

Ich werde zuweisen:

Dem Ernährungsausschusse:
den Antrag der Abgeordneten H ölzl, Sponner,

Schacherl, Popp, Proft, Allina und Genossen,
betreffend Schaffung gesetzlicher Grundmaßnahmen
zur Verhinderung der Verarbeitung von Nahrungs¬
mitteln zur Erzeugung alkoholhaltiger Getränke für
Genußzwecke (336 der Beilagen).

Dem Ausschüsse für Erziehung und
Unterricht:

den Antrag der Abgeordneten Stöcker,
Birchbauer, Altenbacher, Schöchtner, Gra-
hamer, Krötzl, Josef Mayer, Thanner, Wim¬
mer, Egger, Gröfsbauer und Genossen betreffs
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Einführung der ländlichen Fortbildungsschule im
Anschlüsse an die Volksschule (333 der Beilagen).

Dem Finanz- und Budgetausschusse:

Den Antrag der Abgeordneten Witternigg
und Genossen wegen Gewährung einer staatlichen
Unterstützung für die durch Hagelwetter heimgesnchte
Stadt Salzburg, die Gemeinden des Bezirkes Salz¬
burg sowie die Gemeinden St. Martin, Loser im
Bezirke Zell am See (332 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Seipel,
Dr. Aigner, Wiesmaier, Dr. Ramek und Ge¬
nossen, betreffend die Zuerkennung des den aktiven
Staatsbediensteten im Monate Juni gewährten
außerordentlichen Anschaffungsbeitrages auch an die
Staatspensionisten (336 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Ramek,
Huber, Geißler und Genossen, betreffend Flüssig¬
machung von Notstandsgeldern für die durch Hagel¬
schlag geschädigten Gemeinden des Landes Salzburg
(337 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Schönsteiner,
Paulitsch und Genossen, betreffend die Übernahme
der Beamten der Statusgruppe „8" des Postspar¬
kassenamtes in die Gruppe „0" der pragmatisierten
Beamten (338 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Schönste in er,
Paulitsch und Genossen, betreffend die Ernennung
der Kanzleiosfizianten (Kanzleioffiziantinnen) zu
Kanzleibeamten in der XI. bis IX. Rangklasse
(339 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Anton
Maier, Luttenberger, Hollersbacher, Dr.
Schmid und Genossen, betreffend die Flüssigmachung
von Notstandsgeldern für die durch Hagelschlag ge¬
troffenen Gemeinden des Landes Steiermark (341
der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Parrer, Dr.
Seipel, Paulitsch, Johann Gürtler, Dr. Mataja,
Dr. Aigner, Wiesmaier und Genossen, betreffend
die Pragmatisierung der deutsch österreichischen Gen¬
darmerie (342 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Ding¬
hofer, Dr. Waber, Dr. Schürfst Dr. Angerer
und Genossen, betreffend die Pragmatisierung der
deutschösterreichischen Gendarmerie (364 der Bei¬
lagen) *

den Antrag der Abgeordneten Kittinger,
Kraft, Dr. M. Mayr, Steinegger, Dr. Waber
und Genossen, betreffend die Übernahme des Post¬
meisterstandes in die Gruppe 6 der Staatsbeamten
(343 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Ding¬
hofer und Genossen, betreffend die Einrechnung der
Kriegsdienstzeit in die Pensionsversicherung der
Privatangestellten (347 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Straffner,
Clessin und Genossen, betreffend die Schaffung
einer Besoldungsreform für die Zivilstaatsangestellten
(344 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Straffner
und Genossen auf Regelung der Besoldung der
Staatsbahnbediensteten und der übrigen Staats¬
angestellten (349 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Partik,
Dr. Ramek und Genossen, betreffend die Stundung
der Vermögensabgabe der kleinen Rentner (333 der
Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Wiesmaier,
Pischitz, Weiß und Genossen, bezüglich einer Not¬
standsaktion in den Gerichtsbezirken Vöcklabruck und
Mondsee (363 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Stein egge r,
Dr. A. Maier, Dr. M. Mayr, Pischitz, Fischer
und Genossen, betreffend die Versorgung der Staats¬
angestellten, staatlichen Arbeiter, Lehrer, Pensionisten,
Kriegsinvalidenwitwen und -Waisen und von fixen
Bezügen lebenden Arbeitergruppen mit ausreichenden,
billigen Lebensmitteln und Bedarfsartikeln, insbe¬
sondere Kohle, Holz, Kleider, Schuhe usw. unter
Zuhilfenahme des einheimischen Handels und Ge¬
werbes (366 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Josef Tom-
schik und Genossen, betreffend Beihilfen an Mittel¬
lose und wirtschaftlich Schwache, die durch Wetter¬
katastrophen der letzten Tage in ihrer wirtschaft¬
lichen Existenz geschädigt wurden (371 der Bei¬
lagen) ;

den Antrag der Abgeordneten Dr. Schmid,
Dr. A. Maier und Genossen, betreffend die Ein¬
reihung der Stadt Hartberg in die III. Klasse der
Aktivitätszulagen der Staatsbeamten (372 der
Beilagen).

Dem Ausschüsse für Handel und Ge¬
werbe, Industrie und Bauten:

Den Antrag der Abgeordneten Witz an y,
Hafner und Genossen, bezüglich Ausgestaltung und
Erweiterung der Fachschule und Versuchsanstalt für
Eisen- und Stahlbearbeitung in Steyr (337 der
Beilagen) und

den Antrag der Abgeordneten Dr. Angerer,
Dr. Wutte und Genossen, betreffend Schaffung
einer kaufmännischen Organisation in Triest und
Errichtung von Handelsumschlagplätzen in Villach,
Klagensurt, Graz und Innsbruck (373 der Bei¬
lagen).

Dem Justizausschusse:

Den Antrag der Abgeordneten Popp und
Genossen, betreffend das Eherecht (370 der Bei¬
lagen).
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Dem Ausschüsse für Land- und Forst¬
wirtschaft:

Den Antrag der Abgeordneten Schneidmadl,
Hafner und Genossen, betreffend die Ablösung
landwirtschaftlicher Pachtgründe (338 der Bei¬
lagen) und

den Antrag der Abgeordneten Steinegger,
Unterkircher, Niedrist, Haueis und Genossen,
betreffend die Versorgung der Landwirtschaft mit
Betriebsmitteln, Maschinen und Handwerksgeräten
und ausreichende Zuweisung von solchen Lebens¬
mitteln und Bedarfsartikeln, welche dieselbe im
Konsum beschaffen muß, wie zum Beispiel Petro¬
leum, Kleider, Schuhe, Zucker, Kaffee usw. (367 der
Beilagen).

Dem V ers a ssung saus sch usse:
Den Antrag der Abgeordneten Spalowsky,

Paulitsch, Dr. Ramek und Genossen auf Schaffung
eines neuen Koalitionsgesetzes (334 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Dr. Ursin
und Genossen, betreffend die Ergänzung des Ge¬
setzes über das deutschösterreichische Staatsbürger¬
recht vom 5. Dezember 1918 (343 der Beilagen)'

den Antrag der Abgeordneten Dr. Straffner,
Dr. Ursin und Genossen, betreffend die definitive
Übernahme der aus den neuen Nationalstaaten ver¬
triebenen ehemaligen Staatsangestellten deutscher
Nationalität in den deutschösterreichischen Staats¬
dienst (346 der Beilagen) und

den Antrag der Abgeordneten Stöcker, Dr.
Ursin und Genossen, betreffs Ausweisung der Ost¬
juden (348 der Beilagen),

Dem Ausschüsse für Verkehrswesen:
Den Antrag der Abgeordneten Spalowsky,

Paulitsch, Dr. Ramek und Genossen, betreffend

die Gewährung einer Fahrpreisbegünstigung für die
ständige Arbeiterschaft der deutschösterreichischen
Täbakfabriken, Staatsforste usw. (333 der Bei¬
lagen) und

den Antrag der Abgeordneten Kunschak und
Genossen, betreffend Fahrpreisermäßigung für Ar¬
beiter und Angestellte (334 der Beilagen),

Dem Ausschüsse für soziale Ver¬
waltung:

Den Antrag der Abgeordneten Dr. Seipel,
Paulitsch, Dr. Ramek und Genossen, betreffend
die Einrichtung einer staatlichen Krankenfürsorge für
die österreichischen Staatspenfionisten (340 der
Beilagen).

Ferner habe ich noch zu bemerken, daß die
Nationalversammlung unlängst meiner Anregung
entsprechend die konstituierende Sitzung des Komitees
zur Überwachung der wirtschaftlichen De¬
mobilisierung für diesen Tag in Aussicht ge¬
nommen hat. Da es jetzt unmöglich ist, das Komitee
einzuberufen, empfiehlt der Hauptausschuß, die
Sitzung nach der nächsten Haussitzung einzu¬
berufen.

Ich bin, hohes Haus, nicht in der Lage,
den Tag und die Stunde der nächsten ,
Sitzung bekanntzugeben. Die Entscheidung darüber
wird auch von dem weiteren Verlaus der Formali¬
täten des Friedensvertrages abhangen. Ich werde
daher Tag und Stunde im schriftlichen Wege
bekannt geben und erbitte hiefür Ihre Zustiinmung.
Wird eine Einwendung erhoben? (Niemand meldet
sich.) Es ist dies nicht der Fall, dann bleibt es
bei meinem Vorschläge.

Ich erkläre die Sitzung für geschlossen.

Schluß der Sitzung: 6 Uhr 25 Minuten abends.

Staatsdruckerei. 755319
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